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Bildung Wissenschaft Digitalisierung Gleichstellung

ZUSAMMENFASSUNG

Der Antrag stärkt die Hochschullandschaft durch rechtliche Leitplanken gegen Machtmissbrauch und

Unredlichkeit, fördert digitale Bildung und lebenslanges Lernen mittels Microcredentials und reformiert die

Hochschulautonomie zugunsten von Transparenz und Schutz.

KERNFORDERUNGEN

Einführung von Teil 10 'Sicherheit und Redlichkeit in der Hochschule'

Schaffung von Microcredentials und Reformmodellen für mehr Zugangsoffenheit

Stärkung der Digitalisierung durch CIO/CISO und Regelungen zu Lerndatenanalyse

BEWERTUNG

7.0 GEMEINWOHL-SCORE

Unterstützen mit Änderungen

Der Antrag stärkt systematisch die Gemeinwohl-Dimensionen D1 (Menschenwürde durch Schutz vor

Diskriminierung und Machtmissbrauch), D2 (Solidarität durch Förderung von Ausgründungen, Kooperationen

und Inklusion), D3 (Ökologische Nachhaltigkeit indirekt über Digitalisierungsoptimierung und

Ressourceneffizienz in IT-Infrastrukturen) sowie D4 (Soziale Gerechtigkeit durch bessere Studienbedingungen,

Microcredentials für lebenslanges Lernen und Förderung von Diversity). Schwächen liegen in der fehlenden

expliziten Verankerung von Kreislaufwirtschaft, Klimaschutzzielen oder Gemeinwohlökonomie als Leitbild — was

die GWÖ-Matrix nicht vollständig ausfüllt. Die neue Teilstruktur 'Sicherheit und Redlichkeit' ist ein starkes Signal

für Transparenz & Mitbestimmung (D5), bleibt aber auf institutionelle Regelungen beschränkt.

STÄRKEN & SCHWÄCHEN

Stärken

Stärkung des Schutzes vor Machtmissbrauch
und Diskriminierung
Einführung von Microcredentials und
Reformmodellen für mehr Chancengleichheit
Verankerung von Digitalisierung und
Cybersicherheit mit klaren
Verantwortlichkeiten

Schwächen

Fehlende ökologische Dimension
Risiko einer Überregulierung der
wissenschaftlichen Freiheit
Unklare Finanzierung und Umsetzung der
neuen Strukturen

• 
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GWÖ-MATRIX 5×5

WÜRDE SOLIDARITÄT
NACHHALTIG‐

KEIT
GERECH‐
TIGKEIT TRANSPARENZ

A · LIEFERANT:‐
INNEN · · · · ·

B · FINANZEN · · · · ·

C · VERWALTUNG · · · · ·

D · BÜRGER:INNEN ++ + + ++ ++

E · GESELLSCHAFT
& NATUR · · · · ·

++ stark
fördernd

+
fördernd

○

neutral
−
widersprechend

−− stark
widersprechend

SCHWERPUNKTE ERKLÄRT

Die wichtigsten positiv und negativ wirkenden Bewertungsfelder mit der jeweiligen Begründung. 

D1 Menschenwürde Bewertung: +4

Schutz vor Diskriminierung, sexueller Gewalt, wissenschaftlicher Unredlichkeit

D4 Soziale Gerechtigkeit Bewertung: +4

Inklusion, Barrierefreiheit, Förderung von Studierenden mit Behinderungen, chronischer Erkrankung oder
Pflegeverantwortung

D5 Transparenz & Mitbestimmung Bewertung: +4

Einführung von Ansprechpersonen, Hinweisgeberschutz, Rechte der verletzten Person, Evaluationspflichten

D2 Solidarität Bewertung: +3

Kooperative Promotion, Ausgründungsförderung, Microcredentials für breitere Zugänge
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PROGRAMM-TREUE PRO FRAKTION

CDU

WAHLPROGRAMM 8/10

Der Antrag entspricht den CDU-Schwerpunkten 'Bildung' (Digitalisierung, Talentschulen, Lehrkräfte),
'Wissenschaft' (Forschungsförderung, Exzellenzstrategie) und 'Sicherheit' (Prävention, Schutz vor
Machtmissbrauch). Die Einführung von CIO/CISO und die Stärkung der Hochschulsicherheit sind direkt aus
dem Wahlprogramm abgeleitet.

„Für gutes Fachpersonal und starke Institutionen ● Wir stärken den Kinderschutz in Theorie und Praxis.
Professioneller Kinderschutz braucht eine gute wissenschaftliche Basis und gut ausgebildete Handelnde.
Daher wollen wir gemeinsam mit den Hochschulen Professuren für Kinderschu..." 
CDU NRW 2022: "NRW. Gemeinsam. Gestalten.", S. 23

PARTEIPROGRAMM 7/10

Das CDU-Grundsatzprogramm betont Subsidiarität, Menschenwürde und Verantwortung. Der Antrag stärkt
staatliche Rahmenbedingungen zum Schutz der Würde, bleibt aber innerhalb der Subsidiarität durch
Delegation an Hochschulen.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

SPD

WAHLPROGRAMM 9/10

Der Antrag deckt zentrale SPD-Themen ab: Gebührenfreie Bildungskette (indirekt über Zugangsoffenheit),
Chancengleichheit (Reformmodelle, Microcredentials), Soziale Gerechtigkeit (Inklusion, Gleichstellung,
Schutz vor Diskriminierung), Tariftreue (gute Beschäftigungsbedingungen), und gute Arbeit
(Tandemprofessuren, Ausgründungsförderung).

„Wir wollen Veränderung aktiv vorantreiben, um nicht Getriebene der Veränderungen zu werden. Genau
deshalb investieren wir im großen Stil. Wir werden in Nordrhein-Westfalen 30 Milliarden Euro in einem
Transformationsfonds zur Verfügung stellen. Der Fonds wird durch strategische, temporäre Unterneh..." 
SPD NRW 2022: "NRW. Für euch. Für Dich.", S. 8

PARTEIPROGRAMM 8/10

Das Hamburger Programm betont Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität. Der Antrag stärkt alle drei durch
Schutz vor Machtmissbrauch, soziale Teilhabe und solidarische Strukturen wie das Promotionskolleg.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 
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GRÜNE

WAHLPROGRAMM 9/10

Der Antrag realisiert Kernziele der Grünen: Demokratie (Bürger:innenräte-Analogien via Ansprechpersonen,
Hinweisgeberschutz), Gerechtigkeit (Inklusion, Gendergerechtigkeit, Schutz vor Diskriminierung), Ökologie
(fehlt leider), und Gemeinwohlökonomie (Förderung von Ausgründungen, Microcredentials als
gemeinwohlorientierte Weiterbildung).

„Wirtschaft und Klima zusammen denken" 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN NRW 2022: "Wirtschaft und Klima zusammen denken", Titel

PARTEIPROGRAMM 8/10

Das Grundsatzprogramm fordert Lebendige Demokratie, Gerechtigkeit und Selbstbestimmung. Der Antrag
setzt dies konkret um durch Partizipation (Ansprechpersonen), Schutz der Persönlichkeitsrechte (§ 84) und
Stärkung der Hochschulmitglieder.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

FDP

WAHLPROGRAMM 6/10

Der Antrag enthält FDP-Kernthemen wie Digitalisierung, Cybersicherheit und Bürokratieabbau (z.B. § 95).
Allerdings widerspricht er dem FDP-Leitbild der Eigenverantwortung und des schlanken Staates durch
starke gesetzliche Vorgaben für Hochschulen und Ministeriumseingriffe (z.B. Zuweisung von Leistungen
nach § 115).

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 5/10

Das FDP-Grundsatzprogramm betont individuelle Freiheit und Eigenverantwortung. Der Antrag zielt auf
kollektive Sicherheits- und Integritätsstandards ab, was mit dem FDP-Verständnis von Freiheit kollidiert,
wenn es zu Einschränkungen der wissenschaftlichen Autonomie führt.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 
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AfD

WAHLPROGRAMM 2/10

Der Antrag widerspricht fundamental den AfD-Kernpositionen: Er stärkt staatliche Regulierung statt
Entlastung, fördert Gender- und Diversity-Politik (§ 84, § 85), schafft neue Bürokratie (Teil 10), und
unterminiert die nationale Souveränität durch europäische Kooperationen (§ 52a, § 81).

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 1/10

Das AfD-Grundsatzprogramm betont nationale Souveränität und lehnt 'Gender-Ideologie' ab. Der Antrag
institutionalisiert genau diese Konzepte (Diversity, Geschlechterparität, EU-Kooperationen), was einen
vollständigen Widerspruch darstellt.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

VERBESSERUNGSVORSCHLÄGE

Vorschlag 1 von 3

Original: Die Hochschule gewährleistet nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 einen sicheren Hochschulraum. Zu einem
sicheren Hochschulraum gehört, dass die Hochschule die Vielfalt ihrer Mitglieder und Angehörigen berücksichtigt.

Die Hochschule gewährleistet nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 einen sicheren, inklusiven und ökologisch
verantwortungsvollen Hochschulraum. Zu einem solchen Raum gehört, dass die Hochschule die Vielfalt ihrer
Mitglieder und Angehörigen berücksichtigt und ihre Forschungs- und Lehraktivitäten an den Zielen der
Klimaneutralität und Biodiversitätsschutz ausrichtet.

Begründung: Schließt die Lücke bei ökologischer Nachhaltigkeit (E3) und verankert Nachhaltigkeit als Querschnittsaufgabe in
allen Hochschulaufgaben.

Vorschlag 2 von 3

Original: Die Hochschulen unterstützen die freie und ungehinderte Verbreitung und Zugänglichmachung
wissenschaftlicher Arbeiten in digitaler Form (Open Access).

Die Hochschulen unterstützen die freie und ungehinderte Verbreitung und Zugänglichmachung
wissenschaftlicher Arbeiten in digitaler Form (Open Access) und stellen sicher, dass diese Prozesse
energieeffizient, datensparsam und auf klimafreundlicher IT-Infrastruktur erfolgen.

Begründung: Verknüpft Open Access mit ökologischer Nachhaltigkeit (E3) und adressiert den CO₂-Fußabdruck digitaler
Infrastrukturen.

Vorschlag 3 von 3

Original: Die Hochschulen können Reformmodelle des Studiums durchführen. Die Durchführung eines Reformmodells
bedarf der Zustimmung des Ministeriums.

Die Hochschulen können Reformmodelle des Studiums durchführen. Die Durchführung eines Reformmodells
bedarf der Zustimmung des Ministeriums und einer öffentlichen Evaluation nach fünf Jahren, die durch
unabhängige Expert:innen und Studierende durchgeführt wird.

Begründung: Stärkt Transparenz & Mitbestimmung (D5) durch verbindliche Evaluation und Einbindung der Betroffenen, was
die GWÖ-Matrix-Werte erhöht.
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ABSTIMMUNGSERGEBNIS

Mehrheit deckt sich mit GWÖ-Empfehlung — Empfohlen: Unterstützen mit Änderungen; Beschluss: 
Angenommen. 

Angenommen · MMP18-127

Ja: CDU GRÜNE Nein: AfD FDP SPD ⚠

⚠ Heuchelei (Nein trotz Wahlprogramm-Match ≥7/10) 
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Original-Antrag

Drucksache 18/19909

Gesetz betreffend die Stärkung der Hochschullandschaft (Hochschulstärkun·

Die folgenden Seiten enthalten den unveränderten Originalantrag.
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Beschlussempfehlung und Bericht 
 
 
des Wissenschaftsausschusses 
 
 
zu dem Gesetzentwurf  
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Gesetz betreffend die Stärkung der Hochschullandschaft (Hochschulstärkungsgesetz) 
 
 
 
 
Berichterstatter     Abgeordneter Dr. Hartmut Beucker 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 18/16798 - wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz betreffend die Stärkung der 
Hochschullandschaft 

(Hochschulstärkungsgesetz) 
 

 Gesetz betreffend die Stärkung der 
Hochschullandschaft 

(Hochschulstärkungsgesetz) 
 

Artikel 1 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 
 

Das Hochschulgesetz vom 16. Septem-
ber 2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. De-
zember 2024 (GV. NRW. S. 1222) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 
 

Das Hochschulgesetz vom 16. Septem-
ber 2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. De-
zember 2024 (GV. NRW. S. 1222) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a)  Die Angabe zu § 4 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 4  Freiheit in Wissenschaft, For-
schung, Lehre und Studium; 
gute wissenschaftliche Pra-
xis“. 

 
b)  Nach der Angabe zu § 8 werden die 

folgenden Angaben eingefügt: 
 

„§ 8a  Digitalisierung in der Hoch-
schule 

 
§ 8b  Informations- und Cybersi-

cherheit 
 
§ 8c  Digitale Hochschule NRW“. 

 
c)  Die Angabe zu § 28 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 28  Fachbereichsrat; Studien-
beirat“. 

 
 
 
 
 
 
 
d)  Nach der Angabe zu § 38a wird 

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a)  Die Angabe zu § 4 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 4  Freiheit in Wissenschaft, For-
schung, Lehre und Studium; 
gute wissenschaftliche Pra-
xis“. 

 
b)  Nach der Angabe zu § 8 werden die 

folgenden Angaben eingefügt: 
 

„§ 8a  Digitalisierung in der Hoch-
schule 

 
§ 8b  Informations- und Cybersi-

cherheit 
 
§ 8c  Digitale Hochschule NRW“. 

 
c)  Die Angabe zu § 28 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 28  Fachbereichsrat; Studien-
beirat“. 

 
d) Nach der Angabe zu § 31b wird 

folgende Angabe eingefügt: 
 
„§ 31c Erfindungen im Bereich der 
Universitätsmedizin““. 

 
e)  Nach der Angabe zu § 38a wird 
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folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 38b Tandemprofessur“. 
 
e)  Nach der Angabe zu § 40 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 40a Freistellung wegen Unter-
nehmensgründungen“. 

 
f)  Die Angabe zu § 45 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 45  Wissenschaftliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter an 
Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften“. 

 
g)  Nach der Angabe zu § 52 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 52a  Europäische und internatio-
nale Kooperationen; Inter-
nationalstudierende“. 

 
h)  Nach der Angabe zu § 58a wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 58b Reformmodelle des Studi-
ums“. 

 
i)  Nach der Angabe zu § 60 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 60a Studienangebote außerhalb 
eines Studienganges; 
Microcredentials“. 

 
j)  Die Angabe zu § 62b wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 62b  Vertretung der Belange von 
Studierenden mit Behinde-
rungen oder chronischer Er-
krankung“ 

 
k)  Die Angabe zu § 67b wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 67b  Promotionskolleg für ange-
wandte Forschung der 
Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften in 

folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 38b Tandemprofessur“. 
 
f)  Nach der Angabe zu § 40 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 40a Freistellung wegen Unter-
nehmensgründungen“. 

 
g)  Die Angabe zu § 45 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 45  Wissenschaftliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter an 
Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften“. 

 
h)  Nach der Angabe zu § 52 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 52a  Europäische und internatio-
nale Kooperationen; Inter-
nationalstudierende“. 

 
i)  Nach der Angabe zu § 58a wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 58b Reformmodelle des Studi-
ums“. 

 
j)  Nach der Angabe zu § 60 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 60a Studienangebote außerhalb 
eines Studienganges; 
Microcredentials“. 

 
k)  Die Angabe zu § 62b wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 62b  Vertretung der Belange von 
Studierenden mit Behinde-
rungen oder chronischer Er-
krankung“ 

 
l)  Die Angabe zu § 67b wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 67b  Promotionskolleg für ange-
wandte Forschung der 
Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften in 
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Nordrhein-Westfalen“. 
 

Nordrhein-Westfalen“. 
 

l)  Nach der Angabe zu § 71a wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 71b Förderung von Ausgrün-

dungen“. 
 

m)  Die Angaben zu Teil 9 und den 
§§ 72 bis 75a werden durch die fol-
genden Angaben ersetzt: 

 
„Teil 9 
Nichtstaatlicher Bildungsbereich 
des tertiären Sektors  

 
§ 72  Übersicht über Formen 

hochschulischer Bildung 
§ 73  Voraussetzungen der Aner-

kennung 
§ 74  Anerkennungsverfahren; 

Akkreditierungsverfahren; 
Gebühren; Kostentragung 

§ 75  Folgen der Anerkennung 
§ 76  Kirchliche Hochschulen 
§ 77  Aufsicht über nichtstaatliche 

Hochschulen 
§ 78  Aufhebung und Erlöschen 

der staatlichen Anerken-
nung 

§ 79  Zulässiger und unzulässiger 
Betrieb von Hochschulen; 
Informationspflichten; Scha-
densersatz 

§ 80  Niederlassungen von Hoch-
schulen 

§ 81  Franchising mit Hochschu-
len im europäischen Hoch-
schulraum 

§ 82 Franchising mit Hochschu-
len außerhalb der Europäi-
schen Union 

§ 83  Ordnungswidrigkeiten“. 
 

 m)  Nach der Angabe zu § 71a wird fol-
gende Angabe eingefügt: 

 
„§ 71b Förderung von Ausgrün-

dungen“. 
 

n)  Die Angaben zu Teil 9 und den 
§§ 72 bis 75a werden durch die fol-
genden Angaben ersetzt: 

 
„Teil 9 
Nichtstaatlicher Bildungsbereich 
des tertiären Sektors  

 
§ 72  Übersicht über Formen 

hochschulischer Bildung 
§ 73  Voraussetzungen der Aner-

kennung 
§ 74  Anerkennungsverfahren; 

Akkreditierungsverfahren; 
Gebühren; Kostentragung 

§ 75  Folgen der Anerkennung 
§ 76  Kirchliche Hochschulen 
§ 77  Aufsicht über nichtstaatliche 

Hochschulen 
§ 78  Aufhebung und Erlöschen 

der staatlichen Anerken-
nung 

§ 79  Zulässiger und unzulässiger 
Betrieb von Hochschulen; 
Informationspflichten; Scha-
densersatz 

§ 80  Niederlassungen von Hoch-
schulen 

§ 81  Franchising mit Hochschu-
len im europäischen Hoch-
schulraum 

§ 82 Franchising mit Hochschu-
len außerhalb der Europäi-
schen Union 

§ 83  Ordnungswidrigkeiten“. 
 

n)  Die Angaben zu Teil 10 und die bis-
herigen Angaben zu den §§ 76 bis 
84 werden durch die folgenden An-
gaben ersetzt:  

 
 „Teil 10 
 Sicherheit und Redlichkeit in der 

Hochschule 
 

 o) Die Angaben zu Teil 10 und die 
bisherigen Angaben zu den §§ 76 
bis 84 werden durch die folgenden 
Angaben ersetzt:  

 
„Teil 10  
Sicherheit und Redlichkeit in der 
Hochschule  
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 Kapitel 1 
 Allgemeine Bestimmungen 

§ 84  Sicherer und redlicher 
Hochschulraum 

§ 85  Sicherheit in der Hoch-
schule; Ansprechpersonen 

 
 Kapitel 2 
 Redlichkeits- und Integritätsrechtli-

che Bestimmungen 
 

§ 86  Redlichkeitsverstöße und 
Redlichkeitsmaßnahmen 

§ 87  Anwendungsbereich, Integ-
ritätsverstöße und Integri-
tätsmaßnahmen 

§ 88 Redlichkeits- und Integri-
tätsverfahren 

§ 89 Zusammenarbeit im Red-
lichkeits- und Integritätsver-
fahren; Täter-Opfer-Aus-
gleich 

§ 90  Rechte der verletzten Per-
son 

§ 91  Kosten und Auslagen der 
verletzten Person 

§ 92  Hinweisgeberschutz; Aus-
künfte 

§ 93  Sicherheit im Universitäts-
klinikum 

 
 Kapitel 3 
 Disziplinarrechtliche Sonderrege-

lungen 
 

§ 94  Verhältnis zum Disziplinar-
recht 

§ 95  Bürokratieabbau durch Zu-
sammenarbeit im Diszipli-
narverfahren 

§ 96 Sonderregelung betreffend 
die Kürzung der Dienstbe-
züge 

§ 97 Sonderregelung betreffend 
die Zurückstufung 

 
 Kapitel 4 
 Gefahrenabwehr im Hochschul-

raum 
 

§ 98  Hochschulische Gefahren-
abwehr bei dem Verdacht 
des Verstoßes gegen eine 

Kapitel 1  
Allgemeine Bestimmungen  
§ 84 Sicherer und redlicher 

Hochschulraum  
§ 85 Sicherheit in der Hoch-

schule; Ansprechpersonen  
 
Kapitel 2  
Redlichkeits- und Integritätsrecht-
liche Bestimmungen  
 
§ 86 Redlichkeitsverstöße und 

Redlichkeitsmaßnahmen  
§ 87 Anwendungsbereich, In-

tegritätsverstöße und In-
tegritätsmaßnahmen  

§ 88 Redlichkeits- und Integri-
tätsverfahren  

§ 89 Zusammenarbeit im Red-
lichkeits- und Integritäts-
verfahren; Täter-Opfer-
Ausgleich  

§ 90 Rechte der verletzten Per-
son  

§ 91 Kosten und Auslagen der 
verletzten Person 

§ 92 Hinweisgeberschutz; Aus-
künfte  

§ 93 Sicherheit im Universitäts-
klinikum 

 
Kapitel 3  
Disziplinarrechtliche Sonderrege-
lungen  
 
§ 94 Verhältnis zum Disziplinar-

recht  
§ 95 Bürokratieabbau durch Zu-

sammenarbeit im Diszipli-
narverfahren  

§ 96 Sonderregelung betreffend 
die Kürzung der Dienstbe-
züge  

§ 97 Sonderregelung betreffend 
die Zurückstufung 

 
Kapitel 4  
Gefahrenabwehr im Hochschul-
raum  
 
§ 98 Hochschulische Gefahren-

abwehr bei dem Verdacht 
des Verstoßes gegen eine 
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dienstrechtliche Pflicht nach 
§ 87 Absatz 2 

§ 99  Hochschulische Gefahren-
abwehr bei dem Verdacht 
eines studentischen Ord-
nungsverstoßes nach § 51a 
Absatz 1 

§ 100  Verhältnismäßigkeit bei der 
Gefahrenabwehr; Aufhe-
bung 

 
 Teil 11 
 Ergänzende Vorschriften 
 

§ 101 Aufsicht über staatlich ge-
tragene Hochschulen 

§ 102  Zusammenwirken von 
Hochschulen und von Hoch-
schulen mit Forschungsein-
richtungen; Zusammenar-
beit von Hochschulen im 
Bereich der Verwaltung 
 

§ 103  Errichtung juristischer Per-
sonen des öffentlichen 
Rechts durch Hochschulen 

§ 104  Besondere Vorschriften be-
treffend die Fernuniversität 
in Hagen 

§ 105  Landesarbeitsgemeinschaft 
der Schwerbehindertenver-
tretungen 

§ 106 Studium eines Erweite-
rungsfaches nach abge-
schlossenem Lehramtsstu-
dium 

§ 107 Überleitung des wissen-
schaftlichen Personals 

§ 108 Mitgliedschaftsrechtliche 
Sonderregelungen 

§ 109  Kirchenverträge, kirchliche 
Mitwirkung bei Stellenbe-
setzung und Studiengängen 

§ 110  Zuschüsse 
§ 111  Deutsche Hochschule der 

Polizei 
§ 112  Ministerium; Verwaltungs-

vorschriften; Geltung von 
Gesetzen 

§ 113  Hochschulbetrieb im Falle 
einer Epidemie, einer Groß-
einsatzlage oder einer Kata-
strophe 

dienstrechtliche Pflicht 
nach § 87 Absatz 2  

§ 99 Hochschulische Gefahren-
abwehr bei dem Verdacht 
eines studentischen Ord-
nungsverstoßes nach § 
51a Absatz 1  

§ 100 Verhältnismäßigkeit bei 
der Gefahrenabwehr; Auf-
hebung 

 
Teil 11  
Ergänzende Vorschriften 
 
§ 101 Aufsicht über staatlich ge-

tragene Hochschulen  
§ 102 Zusammenwirken von 

Hochschulen und von 
Hochschulen mit For-
schungseinrichtungen; Zu-
sammenarbeit von Hoch-
schulen im Bereich der 
Verwaltung  

§ 103 Errichtung juristischer Per-
sonen des öffentlichen 
Rechts durch Hochschulen  

§ 104 Besondere Vorschriften 
betreffend die Fernuniver-
sität in Hagen  

§ 105 Landesarbeitsgemein-
schaft der Schwerbehin-
dertenvertretungen  

§ 106 Studium eines Erweite-
rungsfaches nach abge-
schlossenem Lehramtsstu-
dium  

§ 107 Überleitung des wissen-
schaftlichen Personals  

§ 108 Mitgliedschaftsrechtliche 
Sonderregelungen  

§ 109 Kirchenverträge, kirchliche 
Mitwirkung bei Stellenbeset-
zung und Studiengängen  

§ 110 Zuschüsse  
§ 111 Deutsche Hochschule der 

Polizei  
§ 112 Ministerium; Verwaltungs-

vorschriften; Geltung von 
Gesetzen  

§ 113 Hochschulbetrieb im Falle 
einer Epidemie, einer Groß-
einsatzlage oder einer Kata-
strophe  
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§ 114  Regelung betreffend die Fi-
nanzströme zwischen dem 
Land und den verselbstän-
digten Hochschulen 

 
 
 
 
§ 115  Inkrafttreten, Übergangsre-

gelungen“. 
 

§ 114 Regelung betreffend die Fi-
nanzströme zwischen dem 
Land und den verselbstän-
digten Hochschulen  

§ 115 Regelung betreffend Zuwei-
sung von Leistungen zur 
ausschließlichen Wahrneh-
mung 

§ 116 Inkrafttreten, Übergangsre-
gelungen“. 

 
2.  § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Dieses Gesetz gilt für die Hoch-

schulen des Landes Nordrhein-
Westfalen und nach Maßgabe 
von Teil 9 für die Anerkennung 
von Bildungseinrichtungen als 
Hochschulen und als Kunsthoch-
schulen, für die staatlich aner-
kannten Hochschulen und Kunst-
hochschulen und für den Betrieb 
nichtstaatlicher Hochschulen und 
Kunsthochschulen in Nordrhein-
Westfalen sowie für Bildungsein-
richtungen, die nach Maßgabe 
von Teil 9 Bildung anbieten.“ 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 2 wird der Satzteil 
vor Nummer 1 wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Folgende Hochschulen 

sind im Sinne dieses Geset-
zes Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften:“. 

 
bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Soweit in diesem Gesetz 

oder in anderen Gesetzen, 
Rechtsvorschriften oder 
Verfügungen die Bezeich-
nung „Fachhochschule“ ver-
wendet wird, ist diese Be-
zeichnung gleich der Be-
zeichnung „Hochschulen für 

 2.  § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Dieses Gesetz gilt für die Hoch-

schulen des Landes Nordrhein-
Westfalen und nach Maßgabe 
von Teil 9 für die Anerkennung 
von Bildungseinrichtungen als 
Hochschulen und als Kunsthoch-
schulen, für die staatlich aner-
kannten Hochschulen und Kunst-
hochschulen und für den Betrieb 
nichtstaatlicher Hochschulen und 
Kunsthochschulen in Nordrhein-
Westfalen sowie für Bildungsein-
richtungen, die nach Maßgabe 
von Teil 9 Bildung anbieten.“ 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 2 wird der Satzteil 
vor Nummer 1 wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Folgende Hochschulen 

sind im Sinne dieses Geset-
zes Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften:“. 

 
bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Soweit in diesem Gesetz 

oder in anderen Gesetzen, 
Rechtsvorschriften oder 
Verfügungen die Bezeich-
nung „Fachhochschule“ ver-
wendet wird, ist diese Be-
zeichnung gleich der Be-
zeichnung „Hochschulen für 
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angewandte Wissenschaf-
ten“ im Sinne dieses Geset-
zes.“ 

 
c) In Absatz 3 Satz 1 wird vor der An-

gabe „Hochschule Ostwestfalen-
Lippe“ die Angabe „Technischen“ 
eingefügt. 

 

angewandte Wissenschaf-
ten“ im Sinne dieses Geset-
zes.“ 

 
c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird vor der An-

gabe „Hochschule Ost-
westfalen-Lippe“ die An-
gabe „Technischen“ einge-
fügt. 
 

bb) Nach Satz 3 werden die 
folgenden Sätze eingefügt: 

 
„Standorte sind Orte der 
Wahrnehmung zumindest 
von Forschungs- und Ent-
wicklungsaufgaben sowie 
anwendungsbezogener 
Lehre und des Studiums. 
Studienorte sind Orte der 
anwendungsbezogenen 
Lehre und des Studiums.“ 

 
3.  § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 5 Satz 2 wird die An-
gabe „Fachhochschulen“ durch 
die Angabe „Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften“ er-
setzt. 

 
b)  In Absatz 6 wird die Angabe „77a“ 

durch die Angabe „103“ ersetzt. 
 

 3.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

4.  § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Die Hochschulen für ange-

wandte Wissenschaften vermit-
teln durch anwendungsbezogene 
Lehre und Studium eine Qualifi-
zierung, die zu selbständiger An-
wendung und Weiterentwicklung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Methoden und zu künstleri-
schen Tätigkeiten in der Berufs-
praxis befähigt. Sie nehmen For-
schungs- und Entwicklungs-auf-
gaben, künstlerisch-gestalteri-
sche Aufgaben sowie Aufgaben 

 4.  § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Die Hochschulen für ange-

wandte Wissenschaften vermit-
teln durch anwendungsbezogene 
Lehre und Studium eine Qualifi-
zierung, die zu selbständiger An-
wendung und Weiterentwicklung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Methoden und zu künstleri-
schen Tätigkeiten in der Berufs-
praxis befähigt. Sie nehmen For-
schungs- und Entwicklungs-auf-
gaben, künstlerisch-gestalteri-
sche Aufgaben sowie Aufgaben 
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des Wissenstransfers (insbeson-
dere wissenschaftliche Weiterbil-
dung, Technologietransfer, För-
derung von Ausgründungen) 
wahr. Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt 
entsprechend.“ 

 
b)  Absatz 3 Satz 2 bis 4 wird aufge-

hoben. 
 
c)  Absatz 4 Satz 3 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 
 „Die Hochschulen berücksichti-

gen die Vielfalt ihrer Mitglieder 
(Diversity Management). Sie tra-
gen den berechtigten Interessen 
ihres Personals an guten Be-
schäftigungsbedingungen ange-
messen Rechnung; auf den Ver-
trag über gute Beschäftigungsbe-
dingungen für das Hochschulper-
sonal vom 22. März 2016 in der je-
weils verbindlichen Fassung wird 
hingewiesen.“ 

 
d) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Sie berücksichtigen mit ange-

messenen Vorkehrungen die be-
sonderen Bedürfnisse Studieren-
der und Beschäftigter mit Behin-
derungen oder chronischer Er-
krankung oder mit Verantwortung 
für nahe Angehörige mit Pflege- 
oder Unterstützungsbedarf sowie 
mit Kindern; das Behinderten-
gleichstellungsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 16. Dezember 
2003 (GV. NRW. S. 766) in der je-
weils geltenden Fassung und das 
Inklusionsgrundsätzegesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 442) in der je-
weils geltenden Fassung bleiben 
unberührt.“ 

 
e)  Nach Absatz 6 wird folgender Ab-

satz 7 eingefügt: 
  
 „(7) Die Hochschulen können in 

ihren Grundordnungen regeln, 

des Wissenstransfers (insbeson-
dere wissenschaftliche Weiterbil-
dung, Technologietransfer, För-
derung von Ausgründungen) 
wahr. Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt 
entsprechend.“ 

 
b)  Absatz 3 Satz 2 bis 4 wird aufge-

hoben. 
 
c)  Absatz 4 Satz 3 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 
 „Die Hochschulen berücksichti-

gen die Vielfalt ihrer Mitglieder 
(Diversity Management). Sie tra-
gen den berechtigten Interessen 
ihres Personals an guten Be-
schäftigungsbedingungen ange-
messen Rechnung; auf den Ver-
trag über gute Beschäftigungsbe-
dingungen für das Hochschulper-
sonal vom 22. März 2016 in der je-
weils verbindlichen Fassung wird 
hingewiesen.“ 

 
d) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Sie berücksichtigen mit ange-

messenen Vorkehrungen die be-
sonderen Bedürfnisse Studieren-
der und Beschäftigter mit Behin-
derungen oder chronischer Er-
krankung oder mit Verantwortung 
für nahe Angehörige mit Pflege- 
oder Unterstützungsbedarf sowie 
mit Kindern; das Behinderten-
gleichstellungsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 16. Dezember 
2003 (GV. NRW. S. 766) in der je-
weils geltenden Fassung und das 
Inklusionsgrundsätzegesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 442) in der je-
weils geltenden Fassung bleiben 
unberührt.“ 

 
e)  Nach Absatz 6 wird folgender 

Absatz 7 eingefügt: 
 

„(7) Die Hochschulen können in 
ihren Grundordnungen regeln, 
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dass ihr Wirken den Staatsstruk-
turprinzipien und den Staatszielen 
der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 28. Juni 
1959 (GV. NRW. S. 127) in der je-
weils geltenden Fassung und des 
Grundgesetzes für die Bundesre-
publik Deutschland entspricht.“ 

 
f) Der bisherige Absatz 7 wird Ab-

satz 8. 
 

dass sie in ihrem Wirken das Ziel 
einer friedlichen, demokratischen, 
nach innen und außen sicheren 
und nachhaltigen Gesellschaft 
verfolgen.“ 

 
 
 
 
f) Der bisherige Absatz 7 wird Ab-

satz 8. 
 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 4 

Freiheit in Wissenschaft,  
Forschung, Lehre und  

Studium; 
gute wissenschaftliche  

Praxis“. 
 

b)  Absatz 4 Satz 4 und 5 wird durch 
die folgenden Sätze ersetzt: 

 
 „Bei der Veröffentlichung von For-

schungsergebnissen werden Per-
sonen, die einen eigenen wissen-
schaftlich relevanten Beitrag ge-
leistet haben, als Mitautorinnen 
oder Mitautoren genannt. Soweit 
möglich, wird ihr Beitrag gekenn-
zeichnet. Die disziplinar-, arbeits- 
und prüfungsrechtlichen Bestim-
mungen bleiben vorbehaltlich des 
Teils 10 unberührt.“ 

 

 5.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

6.  § 6 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 wird nach der 
Angabe „Land“ die Angabe „ver-
bindliche“ eingefügt. 

 
b)  In Absatz 2 Satz 1 wird nach der 

Angabe „Hochschulverträge“ die 
Angabe „in Schriftform oder einer 
gleichwertigen Form mit Eindeu-
tigkeitsgewähr“ eingefügt. 

 

 6.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

7. § 8 wird wie folgt geändert: 
 

 7.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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a)  In Absatz 1 Satz 3 wird die An-
gabe „76“ durch die Angabe „101“ 
ersetzt. 

 
b)  Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
c)  Die Absätze 4 bis 8 werden die 

Absätze 3 bis 7. 
 
8.  Nach § 8 werden die folgenden §§ 8a 

bis 8c eingefügt: 
 

„§ 8a 
Digitalisierung in der Hochschule 

 
(1) Die Hochschulen berücksichtigen 
die fortschreitende Entwicklung der Di-
gitalisierung einschließlich ihrer Chan-
cen und Risiken und ihre Folgen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Sie nut-
zen hierbei Synergie- und Skalenef-
fekte, insbesondere durch Zusammen-
arbeit nach Maßgabe von Absatz 4. Sie 
tragen bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben der Entwicklung Künstlicher In-
telligenz und anderer transformativer di-
gitaler Technologien angemessen 
Rechnung. Sie schützen ihre Informati-
onen, ihre Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IT) sowie ihre 
diesbezügliche Infrastruktur nach Maß-
gabe des § 8b. 
 
(2) Die Hochschulen sollen ergänzend 
Lehrangebote in Form elektronischer In-
formation und Kommunikation (Online-
Lehrangebote) sowie Maßnahmen zur 
Unterstützung der Lehrangebote durch 
elektronisch basierte Methoden und In-
strumente entwickeln. Zur Sicherung 
der Qualität in Studium und Lehre, zur 
eigenverantwortlichen Steuerung des 
Hochschulwesens mit dem Ziel der 
Stärkung der hochschulischen Leis-
tungsfähigkeit sowie zur Sicherung des 
informationellen Selbstbestimmungs-
rechts der an Online-Lehrangeboten 
und den Maßnahmen nach Satz 1 Teil-
nehmenden kann das Ministerium durch 
Rechtsverordnung im Benehmen mit 
dem Landtag das Nähere zur Erpro-
bung, zur Einführung und zum Umfang 
der Online-Lehrangebote einschließlich 

 8.  Nach § 8 werden die folgenden §§ 8a 
bis 8c eingefügt: 

 
„§ 8a 

Digitalisierung in der Hochschule 
 
(1) Die Hochschulen berücksichtigen 
die fortschreitende Entwicklung der Di-
gitalisierung einschließlich ihrer Chan-
cen und Risiken und ihre Folgen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Sie nut-
zen hierbei Synergie- und Skalenef-
fekte, insbesondere durch Zusammen-
arbeit nach Maßgabe von Absatz 4. Sie 
tragen bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben der Entwicklung Künstlicher In-
telligenz und anderer transformativer di-
gitaler Technologien angemessen 
Rechnung. Sie schützen ihre Informati-
onen, ihre Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IT) sowie ihre 
diesbezügliche Infrastruktur nach Maß-
gabe des § 8b. 
 
(2) Die Hochschulen sollen ergänzend 
Lehrangebote in Form elektronischer In-
formation und Kommunikation (Online-
Lehrangebote) sowie Maßnahmen zur 
Unterstützung der Lehrangebote durch 
elektronisch basierte Methoden und In-
strumente entwickeln. Zur Sicherung 
der Qualität in Studium und Lehre, zur 
eigenverantwortlichen Steuerung des 
Hochschulwesens mit dem Ziel der 
Stärkung der hochschulischen Leis-
tungsfähigkeit sowie zur Sicherung des 
informationellen Selbstbestimmungs-
rechts der an Online-Lehrangeboten 
und den Maßnahmen nach Satz 1 Teil-
nehmenden kann das Ministerium durch 
Rechtsverordnung im Benehmen mit 
dem Landtag das Nähere zur Erpro-
bung, zur Einführung und zum Umfang 
der Online-Lehrangebote einschließlich 
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von Online-Prüfungen sowie der Maß-
nahmen zur Unterstützung der Lehran-
gebote durch elektronisch basierte Me-
thoden und Instrumente regeln. Soweit 
duale Studiengänge und Modellstudien-
gänge im Gesundheitswesen betroffen 
sind, bedarf die Rechtsverordnung des 
Einvernehmens mit dem für Gesundheit 
zuständigen Ministerium. 
 
(3) Die Hochschulen dürfen zum Zwe-
cke der individuellen Unterstützung von 
Studierenden bei ihren Lernprozessen 
Systeme zur Lerndatenanalyse auf-
bauen und betreiben und dabei perso-
nenbezogene Daten verarbeiten und 
zusammenführen, soweit dies zur Ent-
wicklung und Verbesserung der Sys-
teme sowie zur individuellen Unterstüt-
zung der Studierenden erforderlich ist. 
Die Daten, die von den Hochschulen in 
diesem Kontext erhoben und verarbeitet 
werden dürfen, umfassen studienrele-
vante soziodemografische Daten und 
Daten zur Bildungsbiografie, prüfungs-
relevante Leistungsdaten, Nutzungsda-
ten über die Nutzung verschiedener 
Lehr- und Lernanwendungen sowie In-
haltsdaten mit fester Struktur aus den 
konkreten Lehr- und Lernanwendun-
gen. Die Hochschulen haben angemes-
sene und spezifische Maßnahmen zur 
Wahrung der Interessen der betroffenen 
Personen zu treffen. Die personenbezo-
genen Daten im Sinne des Satzes 1 
sind soweit möglich zu anonymisieren, 
hilfsweise zu pseudonymisieren, um 
Rückschlüsse auf die betroffenen Per-
sonen zu verhindern. Die betroffenen 
Personen haben gemäß Artikel 21 Ab-
satz 1 Satz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 
vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 
35), im Folgenden Datenschutz-Grund-
verordnung, das Recht, der Verarbei-
tung sie betreffender 

von Online-Prüfungen sowie der Maß-
nahmen zur Unterstützung der Lehran-
gebote durch elektronisch basierte Me-
thoden und Instrumente regeln. Soweit 
duale Studiengänge und Modellstudien-
gänge im Gesundheitswesen betroffen 
sind, bedarf die Rechtsverordnung des 
Einvernehmens mit dem für Gesundheit 
zuständigen Ministerium. 
 
(3) Die Hochschulen dürfen zum Zwe-
cke der individuellen Unterstützung von 
Studierenden bei ihren Lernprozessen 
Systeme zur Lerndatenanalyse auf-
bauen und betreiben und dabei perso-
nenbezogene Daten verarbeiten und 
zusammenführen, soweit dies zur Ent-
wicklung und Verbesserung der Sys-
teme sowie zur individuellen Unterstüt-
zung der Studierenden erforderlich ist. 
Die Daten, die von den Hochschulen in 
diesem Kontext erhoben und verarbeitet 
werden dürfen, umfassen studienrele-
vante soziodemografische Daten und 
Daten zur Bildungsbiografie, prüfungs-
relevante Leistungsdaten, Nutzungsda-
ten über die Nutzung verschiedener 
Lehr- und Lernanwendungen sowie In-
haltsdaten mit fester Struktur aus den 
konkreten Lehr- und Lernanwendun-
gen. Die Hochschulen haben angemes-
sene und spezifische Maßnahmen zur 
Wahrung der Interessen der betroffenen 
Personen zu treffen. Die personenbezo-
genen Daten im Sinne des Satzes 1 
sind soweit möglich zu anonymisieren, 
hilfsweise zu pseudonymisieren, um 
Rückschlüsse auf die betroffenen Per-
sonen zu verhindern. Die betroffenen 
Personen haben gemäß Artikel 21 Ab-
satz 1 Satz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 
vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 
35), im Folgenden Datenschutz-Grund-
verordnung, das Recht, der Verarbei-
tung sie betreffender 
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personenbezogener Daten im Sinne 
des Satzes 1 jederzeit zu widerspre-
chen. Hierauf weisen die Hochschulen 
sie in geeigneter Weise hin. Sofern auf 
Grundlage von Satz 1 handlungslei-
tende und vergleichende individuelle 
Rückmeldungen sowie eine Unterbrei-
tung von Beratungsangeboten an ein-
zelne Studierende erfolgt, so geschieht 
dies ausschließlich automatisiert. Die 
Hochschulen dürfen zu den Zwecken 
nach Satz 1 nach Maßgabe des § 102 
mit weiteren Hochschulen zusammen-
arbeiten; in diesem Fall erfolgt ein etwa-
iger Austausch von Daten soweit mög-
lich anonymisiert, hilfsweise pseudony-
misiert. Das Nähere zu den Sätzen 1 bis 
4 sowie 6 regelt die Hochschule durch 
Ordnung. 

 
(4) Die Hochschulen arbeiten hinsicht-
lich der Digitalisierung ihrer Prozesse 
untereinander zusammen, indem sie 
1.  gemeinsame hochschulübergrei-

fende IT-Dienste errichten und be-
treiben, oder 

2.  im Sinne des § 102 Absatz 2 ge-
meinsame Einheiten der Digitalisie-
rung errichten. 

 
Das Ministerium kann das Nähere zu 
der Zusammenarbeit nach Satz 1 re-
geln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

personenbezogener Daten im Sinne 
des Satzes 1 jederzeit zu widerspre-
chen. Hierauf weisen die Hochschulen 
sie in geeigneter Weise hin. Sofern auf 
Grundlage von Satz 1 handlungslei-
tende und vergleichende individuelle 
Rückmeldungen sowie eine Unterbrei-
tung von Beratungsangeboten an ein-
zelne Studierende erfolgt, so geschieht 
dies ausschließlich automatisiert. Die 
Hochschulen dürfen zu den Zwecken 
nach Satz 1 nach Maßgabe des § 102 
mit weiteren Hochschulen zusammen-
arbeiten; in diesem Fall erfolgt ein etwa-
iger Austausch von Daten soweit mög-
lich anonymisiert, hilfsweise pseudony-
misiert. Das Nähere zu den Sätzen 1 bis 
4 sowie 6 regelt die Hochschule durch 
Ordnung. 

 
(4) Die Hochschulen arbeiten hinsicht-
lich der Digitalisierung ihrer Prozesse 
untereinander zusammen, indem sie 
1.  gemeinsame hochschulübergrei-

fende IT-Dienste errichten und be-
treiben, oder 

2.  im Sinne des § 102 Absatz 2 ge-
meinsame Einheiten der Digitalisie-
rung errichten. 

 
Das Ministerium kann das Nähere zu 
der Zusammenarbeit nach Satz 1 re-
geln. 
 
(5) Das Ministerium kann einen Stan-
dardisierungsbeschluss des IT-Pla-
nungsrats im Sinne des § 20 des E-
Government-Gesetzes Nordrhein-
Westfalen für die Hochschulen für ver-
bindlich erklären. 

 
(6) Das Ministerium kann Leistungen 
beim Betrieb von Hochleistungsrech-
nern in Gestalt des High-Perfomance-
Computing, bei der Speicherung, der 
Zurverfügungstellung, der Veröffentli-
chung und der Bearbeitung von For-
schungsdaten, der Datensicherung so-
wie der Zurverfügungstellung von Re-
chenkapazitäten und Plattformen für KI-
Inferenz und beim Betrieb von Large 
Language Modellen jeder Hochschule, 
jeder nach § 103, auch in Verbindung 
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mit § 31a Absatz 7 Satz 2, errichteten 
juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, jeder gemeinsamen Einheit 
oder jedem Verwaltungsverbund nach § 
102 Absatz 2 oder jeder sonstigen 
Stelle nach § 102 Absatz 3 (Digital-Zu-
weisungseinrichtungen) durch Rechts-
verordnung zur ausschließlichen Wahr-
nehmung zuweisen. 

 
Im Sinne des Satzes 1 sind 

 
1. Hochschulen: nur Hochschulen 

nach § 1 Absatz 2 und Kunsthoch-
schulen nach § 1 Absatz 2 des 
Kunsthochschulgesetzes,  

 
2. gemeinsame Einheiten oder Ver-

waltungsverbünde: nur solche 
von Hochschulen nach § 1 Absatz 
2 und von Kunsthochschulen 
nach § 1 Absatz 2 des Kunsthoch-
schulgesetzes und  

 
3. sonstige Stellen: nur solche von 

Hochschulen nach § 1 Absatz 2, 
Kunsthochschulen nach § 1 Ab-
satz 2 des Kunsthochschulgeset-
zes, Behörden des Landes oder 
sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts.  
 
Die nach Satz 1 zugewiesenen 
Leistungen erbringen die Digital-
Zuweisungseinrichtungen als ho-
heitliche Aufgaben. Die Digital-
Zuweisungseinrichtungen, staat-
lich anerkannten Hochschulen so-
wie Kunsthochschulen und nicht-
staatlichen Hochschulen sowie 
Kunsthochschulen dürfen die 
nach der Rechtsverordnung nach 
Satz 1 zur Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgaben der Hochschule 
insbesondere in Forschung, 
Lehre, Wissenstransfer oder Ver-
waltung durch die Digital-Zuwei-
sungseinrichtungen zu erbringen-
den Leistungen ausschließlich bei 
diesen nachfragen. Dies gilt nur, 
soweit die Digital-Zuweisungsein-
richtungen, staatlich anerkannten 
Hochschulen sowie Kunsthoch-
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§ 8b 
Informations- und Cybersicherheit 

 
(1) Die Hochschulen schützen ihre In-
formationen, ihre IT und ihre diesbezüg-
lichen Strukturen gegen Angriffe auf die 
Informations- und Cybersicherheit mit 
dem Ziel der Sicherstellung ihrer Hand-
lungsfähigkeit und der Wahrung ihrer 
IT-infrastrukturellen Resilienz nach 
Maßgabe der nachfolgenden Vorschrif-
ten. 
 
(2) Die Hochschule bestellt eine zent-
rale Beauftragte oder einen zentralen 
Beauftragten für die Informationstech-
nik (Chief Information Officer). Sie oder 
er ist dem Rektorat unmittelbar unter-
stellt und steuert innerhalb der Hoch-
schule den gesamten Einsatz der IT, in-
dem sie oder er 
 
1.  die Fortentwicklung der IT-Strate-

gie der Hochschule unter Berück-
sichtigung innovativer Technolo-
gien vorantreibt, 

2.  den IT-Betrieb und die Betreuung 
der IT-Infrastruktur sicherstellt, 

3.  nach Maßgabe der Beschlüsse des 
Rektorates berechtigt ist, über den 

schulen und nicht-staatlichen 
Hochschulen sowie Kunsthoch-
schulen nicht selbst tätig werden. 
Die Nachfrage der in der Rechts-
verordnung nach Satz 1 zugewie-
senen Leistungen bei Dritten ist 
ausgeschlossen. Das Nähere re-
geln die jeweiligen Digital-Zuwei-
sungseinrichtungen, staatlich an-
erkannten Hochschulen sowie 
Kunsthochschulen und nicht-
staatlichen Hochschulen sowie 
Kunsthochschulen am jeweiligen 
Standort in einer öffentlich-rechtli-
chen Kooperationsvereinbarung. 
Die Digital-Zuweisungseinrichtun-
gen können sich bei der Erfüllung 
der nach der Rechtsverordnung 
nach Satz 1 jeweils zugewiese-
nen Leistungen geeigneter Dritter, 
auch länderübergreifend, bedie-
nen. 

 
§ 8b 

Informations- und Cybersicherheit 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Einsatz von hochschulbezogener 
IT in der Hochschule vorbehaltlich 
anderer Regelungen für alle Or-
gane, Gremien, Funktionsträgerin-
nen und Funktionsträger sowie Mit-
glieder und Angehörige nach er-
folgter Beteiligung der oder des Be-
auftragten für Informationssicher-
heit (Chief Information Security 
Officer) verbindlich zu entscheiden, 
und 

4.  das Rektorat sowie alle übrigen Or-
gane, Gremien, Funktionsträgerin-
nen und Funktionsträger zu den 
Chancen und Risiken der IT berät 
und informiert. 

 
Sie oder er ist hauptberuflich tätig und 
muss eine abgeschlossene Hochschul-
ausbildung und eine der Aufgabenstel-
lung angemessene Berufserfahrung be-
sitzen. Das Rektorat kann beschließen, 
dass die Aufgaben und Befugnisse der 
oder des Chief Information Officer durch 
ein zentrales IT-Büro (Chief Information 
Office) wahrgenommen werden. 
 
(3) Die Hochschule bestellt eine oder ei-
nen Chief Information Security Officer, 
die oder der dem Rektorat unmittelbar 
unterstellt ist und den Informationssi-
cherheitsprozess der Hochschule ge-
mäß einer vom Ministerium bestimmten 
Methodik steuert, koordiniert und Richt-
linien und Regelungen zur Informations-
sicherheit zum Erlass durch das Rekto-
rat vorbereitet. Darüber hinaus berichtet 
sie oder er über den aktuellen Stand zur 
Informationssicherheit an das Rektorat, 
koordiniert Maßnahmen zur Sensibili-
sierung der Hochschulangehörigen und 
berät und unterstützt die Organe, Gre-
mien, Funktionsträgerinnen und Funkti-
onsträger in allen Belangen der Infor-
mationssicherheit. Sie oder er ist haupt-
beruflich tätig und muss eine abge-
schlossene Hochschulausbildung und 
eine der Aufgabenstellung angemes-
sene Berufserfahrung besitzen. Die 
Funktion der oder des Chief Information 
Security Officer kann nicht mit der Funk-
tion der oder des Chief Information 
Officer verbunden werden. 
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(4) Die Hochschulen gewährleisten ein 
angemessen hohes Niveau ihrer Infor-
mations- und Cybersicherheit sowie der 
Resilienz ihrer Informationsinfrastruktu-
ren nach dem Stand der Technik. 
 
(5) Die Hochschulen richten ein Infor-
mationssicherheitsmanagementsystem 
ein und arbeiten bei der Erfüllung dieser 
Aufgabe sowie ihrer Aufgabe nach Ab-
satz 3 gemäß § 102 Absatz 4 unterei-
nander sowie mit den Kunsthochschu-
len zusammen. 
 
(6) Die Hochschulen melden Sicher-
heitsvorfälle, die die Vertraulichkeit, 
Verfügbarkeit oder Integrität ihrer Infor-
mationen, IT-Anwendungen, IT-Sys-
teme oder IT-Dienste gefährden, dem 
Ministerium. Näheres zu Sicherheits-
vorfällen und den Meldewegen regelt 
das Ministerium. 
 

§ 8c 
Digitale Hochschule NRW 

 
(1) Die Digitale Hochschule NRW ist 
eine gemeinsame Einheit der Hoch-
schulen und des Ministeriums betref-
fend den Einsatz von IT zur Verbesse-
rung der Qualität der Lehre, zum Vorteil 
der Forschung und zur Steigerung der 
Effizienz der Hochschulverwaltung. Die 
Hochschulen kooperieren in der Digita-
len Hochschule NRW untereinander 
und mit dem Ministerium insbesondere 
mit dem Ziel, im Bereich der Digitalisie-
rung Synergie- und Skaleneffekte in der 
Zusammenarbeit zu identifizieren und 
gemeinsam umzusetzen. Die beteilig-
ten Hochschulen und das Ministerium 
vereinbaren das Nähere hierzu; Absatz 
2 bleibt unberührt. 

 
(2) Das Ministerium kann das Nähere zu 
den Aufgaben der Digitalen Hochschule 
NRW regeln.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 8c 
Digitale Hochschule NRW 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

9.  § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 3 wird durch die fol-
genden Sätze ersetzt: 

 9.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „Nicht nur vorübergehend ist eine 

Tätigkeit, die auf mehr als sechs 
Monate innerhalb eines Jahres 
angelegt ist. Eine Verringerung 
dieser Arbeitszeit oder des Um-
fangs der Dienstaufgaben auf der 
Grundlage des Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 
27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), 
das zuletzt durch Artikel 43 des 
Gesetzes vom 2. Dezember 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert 
worden ist, und eine auf dessen 
Grundlage erfolgte Freistellung 
von der Beschäftigung sowie eine 
Verringerung oder Freistellung 
auf der Grundlage der entspre-
chenden beamtenrechtlichen 
Bestimmungen bleiben im Rah-
men der Sätze 2 und 3 außer Be-
tracht.“ 

 
b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Sofern sie nicht Mitglieder nach 

den Absätzen 1 oder 2 sind, gehö-
ren der Hochschule an ohne Mit-
glieder zu sein die nebenberuflich, 
vorübergehend oder gastweise an 
der Hochschule Tätigen, die wis-
senschaftlichen Hilfskräfte, die 
Ehrenbürgerinnen und Ehrenbür-
ger, Ehrensenatorinnen und Eh-
rensenatoren sowie die Zweithö-
rerinnen und Zweithörer, Gasthö-
rerinnen und Gasthörer, einge-
schriebenen Frühstudierenden 
und Internationalstudierenden.“ 

 
10.  Dem § 10 Absatz 1 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „§ 87 Absatz 3 Satz 2 Nummer 6 bleibt 

unberührt.“ 
 

 10.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

11. § 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

 „11. § 11 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
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a)  Satz 1 Nummer 1 und 2 wird wie 
folgt gefasst: 

 
„1.  die Professorinnen und Pro-

fessoren, Hochschuldozen-
tinnen und Hochschuldo-
zenten, Juniorprofessorin-
nen und Juniorprofessoren, 
Nachwuchsprofessorinnen 
und Nachwuchsprofessoren 
(Gruppe der Hochschulleh-
rerinnen und Hochschulleh-
rer), 

 
 
 
 
2.  die wissenschaftlichen und 

künstlerischen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter an 
Universitäten und an Hoch-
schulen für angewandte 
Wissenschaften sowie die 
Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben (Gruppe der aka-
demischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter),“. 

 
 
 
 
 

b)  In Satz 2 wird die Angabe „Fach-
hochschulen“ durch die Angabe 
„Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften“ ersetzt. 

 

aa) Satz 1 Nummer 1 und 2 
wird wie folgt gefasst:  

 
„1. die Professorinnen 

und Professoren, 
Hochschuldozentin-
nen und Hochschul-
dozenten, Juniorpro-
fessorinnen und Ju-
niorprofessoren, 
Tandemprofessorin-
nen und Tandempro-
fessoren (Gruppe 
der Hochschullehre-
rinnen und Hoch-
schullehrer), 

 
2. die wissenschaftli-

chen und künstleri-
schen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter 
an Universitäten und 
an Hochschulen für 
angewandte Wissen-
schaften sowie die 
Lehrkräfte für beson-
dere Aufgaben 
(Gruppe der akade-
mischen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbei-
ter),“  

 
bb) In Satz 2 wird die Angabe 

„Fachhochschulen“ durch 
die Angabe Hochschulen 
für angewandte Wissen-
schaften“ ersetzt. 

 
b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst:  
 
„In Angelegenheiten der Lehre, 
Forschung und Kunst, insbeson-
dere bei den wissenschaftsrele-
vanten Entscheidungen nach § 
22 Absatz 4, haben die einem 
Gremium angehörenden Mitglie-
der der Gruppe der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in Technik 
und Verwaltung Stimmrecht, so-
weit sie entsprechende Funktio-
nen in der Hochschule wahrneh-
men und über besondere 
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Erfahrungen im jeweiligen Be-
reich verfügen.“ 

 
12. Dem § 11b wird folgender Absatz 5 an-

gefügt: 
 

„(5) Ergibt sich durch die Arbeit in Gre-
mien, insbesondere durch eine mehrfa-
che Mitgliedschaft in Gremien, in der 
Person eines Mitglieds eine übermä-
ßige Belastung, die auf das Gebot der 
geschlechtsparitätischen Besetzung 
von Gremien gemäß Absatz 1 zurück-
zuführen ist, so wird dieses Mitglied an-
gemessen entlastet. Eine übermäßige 
Belastung im Sinne des Satzes 1 liegt 
dann vor, wenn eine Person im Ver-
gleich zum durchschnittlichen Gremien-
mitglied der Hochschule mehr als das 
Eineinhalbfache an Gremienmitglied-
schaften innehat. Das Nähere regelt die 
Hochschule durch Ordnung.“ 

 

 12. Dem § 11b wird folgender Absatz 5 an-
gefügt: 

 
„(5) Ergibt sich durch die Arbeit in Gre-
mien, insbesondere durch eine mehrfa-
che Mitgliedschaft in Gremien, in der 
Person eines Mitglieds eine übermä-
ßige Belastung, die auf das Gebot der 
geschlechtsparitätischen Besetzung 
von Gremien gemäß Absatz 1 zurück-
zuführen ist, so wird dieses Mitglied an-
gemessen entlastet. Eine übermäßige 
Belastung im Sinne des Satzes 1 liegt 
dann vor, wenn eine Person im Ver-
gleich zum durchschnittlichen Gremien-
mitglied der jeweiligen Organisations-
einheit der Hochschule mehr als das 
Eineinhalbfache an Gremienmitglied-
schaften innehat. Das Nähere regelt die 
Hochschule durch Ordnung.“ 

 
13.  In § 12 Absatz 5 Nummer 4 Satz 2 wird 

die Angabe „76“ durch die Angabe „101“ 
ersetzt. 

 

 13.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

14.  § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Treffen bei einem Mitglied ei-

nes Gremiums oder dessen Stell-
vertretung Wahlmandat und 
Amtsmandat zusammen, so ruht 
für die Amtszeit das Wahlmandat. 
Während dieser Zeit finden die 
Stellvertretungsregeln für Wahl-
mitglieder entsprechende Anwen-
dung. Die Sätze 1 und 2 finden für 
den Fall entsprechende Anwen-
dung, dass bei einer Person eine 
Mitgliedschaft im Hochschulrat 
und ein Wahlmandat im Senat 
oder im Fachbereichsrat zusam-
mentreffen.“ 

 
b)  Dem Absatz 3 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 
 „Scheidet vor Ablauf der Wahlzeit 

eines Gremiums eines seiner 

 14.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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Mitglieder aus, ohne dass ein Mit-
glied aufgrund einer Stellvertre-
tungsregelung nachrückt, so kön-
nen die verbleibenden Vertreterin-
nen und Vertreter derjenigen 
Gruppe, welcher das ausgeschie-
dene Mitglied angehörte, aus den 
Mitgliedern der Hochschule, wel-
che dieser Gruppe angehören, ein 
Mitglied wählen, welches an die 
Stelle des ausgeschiedenen Mit-
glieds tritt (Kooptation). Die Koop-
tation bedarf der Bestätigung 
durch das Rektorat. Es ist zuläs-
sig, die Kooptation bereits im Vor-
feld mit Wirkung zum Zeitpunkt 
des Ausscheidens durchzuführen; 
in diesem Fall ist das künftig aus-
scheidende Mitglied wahlberech-
tigt. Die Amtszeit des kooptierten 
Mitglieds bestimmt sich so, als ob 
es nachgerückt wäre.“ 

 
15.  § 17 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Grundordnung kann bestim-

men, dass eine nichthauptberufli-
che Prorektorin oder ein nicht-
hauptberuflicher Prorektor aus 
dem Kreis der Juniorprofessorin-
nen und Juniorprofessoren oder 
der Tandemprofessorinnen und 
Tandemprofessoren, aus der 
Gruppe der akademischen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter oder 
aus der Gruppe der Studierenden 
gewählt werden kann.“ 

 
 
b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(3) Die Wahlen nach Absatz 1 

werden durch eine paritätisch von 
Mitgliedern des Senats und des 
Hochschulrats besetzte Fin-
dungskommission vorbereitet; für 
die Wahl der nichthauptberufli-
chen Prorektorinnen und Prorek-
toren kann auf eine Findungskom-
mission verzichtet werden. Die 

 15.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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Findungskommission schlägt der 
Hochschulwahlversammlung zur 
Wahl in der Regel eine Person 
oder in begründeten Ausnahme-
fällen bis zu drei Personen vor; 
werden ausnahmsweise mehrere 
Personen vorgeschlagen, stimmt 
die Hochschulwahlversammlung 
über deren Wahl nacheinander in 
der von der Findungskommission 
festgelegten Reihenfolge in je-
weils bis zu drei Wahlgängen ab. 
Das Nähere zur Findungskom-
mission bestimmt der Senat im 
Einvernehmen mit dem Hoch-
schulrat in der Grundordnung.“ 

 
c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Hochschulwahlver-

sammlung kann jedes Mit-
glied des Rektorats, gegebe-
nenfalls auch bereits vor des-
sen Ernennung oder Bestel-
lung nach § 18 Absatz 3, mit 
der Mehrheit von fünf Achteln 
ihrer Stimmen abwählen.“ 

 
bb)  Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Wahl eines neuen Mit-

glieds nach Absatz 1 soll un-
verzüglich unter Mitwirkung 
der Findungskommission er-
folgen; auf diese Mitwirkung 
kann bei der Wahl einer nicht-
hauptberuflichen Prorektorin 
oder eines nichthauptberufli-
chen Prorektors verzichtet 
werden.“ 

 
16.  § 17a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die wahlberechtigten Mitglieder 

der Gruppe der Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer kön-
nen das Amt oder die Funktion ei-
nes Mitglieds des Rektorats, 

 16.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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gegebenenfalls auch bereits vor 
dessen Ernennung oder Bestel-
lung nach § 18 Absatz 3, auf der 
Grundlage einer Regelung nach § 
17 Absatz 4 Satz 2 durch Abwahl 
vorzeitig beenden, wenn sie das 
Vertrauen in seine Amtsführung 
verloren haben.“ 

 
b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „War das Mitglied des Rektorats, 

gegen das sich der Antrag richtet, 
ohne eigenes Verschulden daran 
gehindert, die Gelegenheit zur 
Stellungnahme nach Absatz 3 
Satz 2 wahrzunehmen, kann die 
Frist nach Satz 1 durch den Ab-
wahlausschuss im Einzelfall an-
gemessen verlängert werden.“ 

 
c)  Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Der Abwahlausschuss kann die 

Durchführung des Verfahrens ei-
ner Beamtin oder einem Beamten 
der Hochschule, einer anderen 
Hochschule des Landes Nord-
rhein-Westfalen oder des Landes 
mit Befähigung zum Richteramt 
übertragen.“ 

 
17. § 20 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
  
 „Hauptberufliche Rektoratsmit-

glieder sind, soweit andere Ge-
setze oder Verordnungen nicht et-
was anderes bestimmen, im Falle 
ihres Rücktritts oder nach Ablauf 
oder nach einer sonstigen Been-
digung ihrer Amtszeit verpflichtet, 
das Amt bis zur Ernennung einer 
Nachfolgerin oder eines Nachfol-
gers, längstens jedoch für drei 
Jahre, weiterzuführen.“ 

 
b)  Satz 4 wird durch die folgenden 

Sätze ersetzt:  
 

 17.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „§ 4 Satz 5 des Landesbeamten-
gesetzes bleibt unberührt; die §§ 
31 und 32 des Landesbeamten-
gesetzes finden in den Fällen des 
Satzes 1 bis zur Ernennung einer 
Nachfolgerin oder eines Nachfol-
gers, längstens jedoch drei Jahre 
nach Erreichen der Regelalters-
grenze, keine Anwendung. Die 
Hochschule ergreift in den Fällen 
des Satzes 1 unverzüglich die er-
forderlichen Maßnahmen mit Blick 
auf die Ernennung einer Nachfol-
gerin oder eines Nachfolgers.“ 

 
18.  § 21 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
aa)  Der Satzteil vor Nummer 1 

wird wie folgt gefasst: 
 
 „Zu seinen gleichrangig wahr-

zunehmenden Aufgaben ge-
hören insbesondere:“. 

 
bb)  In Nummer 3 wird die Angabe 

„77a“ durch die Angabe „103“ 
ersetzt. 

 
 
 

b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Der Hochschulrat besteht 

nach Maßgabe der Grund-
ordnung aus der vorsitzen-
den Person sowie mindes-
tens sechs und höchstens 
zwölf weiteren Mitgliedern, 
die in verantwortungsvollen 
Positionen in der Gesell-
schaft, insbesondere in Wis-
senschaft, Kultur, Wirtschaft 
oder der organisierten Wahr-
nehmung der Interessen ge-
sellschaftlich relevanter 
Gruppen, tätig sind oder wa-
ren und auf Grund ihrer her-
vorragenden Kenntnisse und 

 18.  § 21 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
aa)  Der Satzteil vor Nummer 1 

wird wie folgt gefasst: 
 
 „Zu seinen gleichrangig wahr-

zunehmenden Aufgaben ge-
hören insbesondere:“. 

 
bb)  In Nummer 3 wird die Angabe 

„77a“ durch die Angabe „103“ 
und die Angabe „3 Absatz 7“ 
durch die Angabe „3 Absatz 
8“ ersetzt. 

 
b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Der Hochschulrat besteht 

nach Maßgabe der Grund-
ordnung aus der vorsitzen-
den Person sowie mindes-
tens sechs und höchstens 
zwölf weiteren Mitgliedern, 
die in verantwortungsvollen 
Positionen in der Gesell-
schaft, insbesondere in Wis-
senschaft, Kultur, Wirtschaft 
oder der organisierten Wahr-
nehmung der Interessen ge-
sellschaftlich relevanter 
Gruppen, tätig sind oder wa-
ren und auf Grund ihrer her-
vorragenden Kenntnisse und 
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Erfahrungen einen Beitrag 
zur Erreichung der Ziele und 
Aufgaben der Hochschule 
leisten können.“ 

 
bb)  Die folgenden Sätze werden 

angefügt: 
 
 „Dem Hochschulrat kann ein 

Mitglied nicht länger als ins-
gesamt zehn Jahre angehö-
ren. Zeiten der Mitgliedschaft, 
die aufgrund einer Nachbe-
setzung infolge eines Rück-
tritts oder der sonstigen Be-
endigung der Funktion eines 
anderen Mitglieds des Hoch-
schulrates nach Absatz 4 
Satz 7 anfallen, finden im 
Rahmen des Satzes 5 keine 
Berücksichtigung.“ 

 
 
 
 
 
 
 

c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(4) Zur Auswahl der Mitglieder 

des Hochschulrats wird ein Aus-
wahlgremium gebildet, dem zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter des 
Senats, die nicht dem Rektorat 
angehören, zwei Vertreterinnen 
oder Vertreter des bisherigen 
Hochschulrats, die Externe sein 
müssen, und eine Vertreterin oder 
ein Vertreter des Ministeriums mit 
zwei Stimmen angehören. Das 
Auswahlgremium erarbeitet ein-
vernehmlich eine Liste; zur Vorbe-
reitung holt das Auswahlgremium 
Vorschläge aus der Mitte der 
Hochschule ein. Lässt sich im 
Gremium kein Einvernehmen 
über eine Liste erzielen, unterbrei-
ten die Vertreterinnen oder Ver-
treter des Senats und die Vertre-
terin oder der Vertreter des Minis-
teriums dem Gremium eigene 
Vorschläge für jeweils die Hälfte 

Erfahrungen einen Beitrag 
zur Erreichung der Ziele und 
Aufgaben der Hochschule 
leisten können.“ 

 
bb)  Die folgenden Sätze werden 

angefügt: 
 

„Dem Hochschulrat kann ein 
Mitglied nicht länger als insge-
samt zehn Jahre angehören. 
Ein Mitglied des Hochschulra-
tes, das innerhalb seiner Mit-
gliedschaft das Amt der oder 
des Vorsitzenden innehat, 
kann dem Hochschulrat nicht 
länger als insgesamt 15 Jahre 
angehören. Zeiten der Mit-
gliedschaft, die aufgrund einer 
Nachbesetzung infolge eines 
Rücktritts oder der sonstigen 
Beendigung der Funktion ei-
nes anderen Mitglieds des 
Hochschulrates nach Absatz 
4 Satz 7 anfallen, finden im 
Rahmen der Sätze 5 und 6 
keine Berücksichtigung.“ 

 
c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(4) Zur Auswahl der Mitglieder 

des Hochschulrats wird ein Aus-
wahlgremium gebildet, dem zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter des 
Senats, die nicht dem Rektorat 
angehören, zwei Vertreterinnen 
oder Vertreter des bisherigen 
Hochschulrats, die Externe sein 
müssen, und eine Vertreterin oder 
ein Vertreter des Ministeriums mit 
zwei Stimmen angehören. Das 
Auswahlgremium erarbeitet ein-
vernehmlich eine Liste; zur Vorbe-
reitung holt das Auswahlgremium 
Vorschläge aus der Mitte der 
Hochschule ein. Lässt sich im 
Gremium kein Einvernehmen 
über eine Liste erzielen, unterbrei-
ten die Vertreterinnen oder Ver-
treter des Senats und die Vertre-
terin oder der Vertreter des Minis-
teriums dem Gremium eigene 
Vorschläge für jeweils die Hälfte 
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der Mitglieder. Besteht der Hoch-
schulrat aus einer ungeraden An-
zahl von Mitgliedern, entscheidet 
über das Vorschlagsrecht in Be-
zug auf die nach Anwendung des 
Satzes 3 verbleibende Listenposi-
tion das Los. Das Auswahlgre-
mium beschließt sodann die Liste 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Stimmen. Die Liste insge-
samt bedarf der Bestätigung 
durch den Senat mit der Mehrheit 
der Stimmen seiner Mitglieder so-
wie sodann der Zustimmung 
durch das Ministerium; verweigert 
der Senat die Bestätigung, wird 
die Abstimmung auf Antrag des 
Rektorats wiederholt. Im Falle des 
Rücktritts oder der sonstigen Be-
endigung der Funktion eines Mit-
glieds des Hochschulrates gelten 
für die Auswahl des ihm nachfol-
genden Mitglieds die Sätze 1 bis 5 
entsprechend.“ 

 
d)  In Absatz 8 Satz 2 wird die An-

gabe „5“ durch die Angabe „6“ er-
setzt. 

 

der Mitglieder. Besteht der Hoch-
schulrat aus einer ungeraden An-
zahl von Mitgliedern, entscheidet 
über das Vorschlagsrecht in Be-
zug auf die nach Anwendung des 
Satzes 3 verbleibende Listenposi-
tion das Los. Das Auswahlgre-
mium beschließt sodann die Liste 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Stimmen. Die Liste insge-
samt bedarf der Bestätigung 
durch den Senat mit der Mehrheit 
der Stimmen seiner Mitglieder so-
wie sodann der Zustimmung 
durch das Ministerium; verweigert 
der Senat die Bestätigung, wird 
die Abstimmung auf Antrag des 
Rektorats wiederholt. Im Falle des 
Rücktritts oder der sonstigen Be-
endigung der Funktion eines Mit-
glieds des Hochschulrates gelten 
für die Auswahl des ihm nachfol-
genden Mitglieds die Sätze 1 bis 5 
entsprechend.“ 

 
d)  In Absatz 8 Satz 2 wird die An-

gabe „5“ durch die Angabe „6“ er-
setzt. 

 
19.  § 22 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird 
wie folgt gefasst:  

 
„3.  Erlass und Änderung der 

Grundordnung, von Rah-
menordnungen, auch Rah-
menprüfungsordnungen, 
und Ordnungen der Hoch-
schule, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes be-
stimmt;“. 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 2 wird die Angabe 

„Behinderung“ durch die An-
gabe „Behinderungen“ er-
setzt. 

 
bb)  Satz 3 wird durch die folgen-

den Sätze ersetzt: 
 

 19.  § 22 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird 
wie folgt gefasst:  

 
„3.  Erlass und Änderung der 

Grundordnung, von Rah-
menordnungen, auch Rah-
menprüfungsordnungen, 
und Ordnungen der Hoch-
schule, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes be-
stimmt;“. 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 2 wird die Angabe 

„Behinderung“ durch die An-
gabe „Behinderungen“ er-
setzt. 

 
bb)  Satz 3 wird durch die folgen-

den Sätze ersetzt: 
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 „Die Stimmen der Vertreterin-
nen oder Vertreter der Grup-
pen im Sinne des § 11 Absatz 
1 Satz 1 stehen im gleichen 
Verhältnis zueinander, es sei 
denn, es liegt eine Regelung 
in der Grundordnung vor, mit 
der eine Berücksichtigung 
der Interessen der Mitglieder 
der Gruppen nach § 11 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 
bei den Beratungen und Ent-
scheidungen des Senats im 
Rahmen seiner Aufgaben 
und Befugnisse angemessen 
sichergestellt ist und das Mi-
nisterium dies schriftlich ge-
genüber der Hochschule fest-
gestellt hat. Bei einem Be-
schluss über eine Regelung 
in der Grundordnung nach 
Satz 3 stehen die Stimmen 
der Vertreterinnen oder Ver-
treter der Gruppen im Sinne 
des § 11 Absatz 1 Satz 1 im 
gleichen Verhältnis zueinan-
der.“ 

 
c)  In Absatz 4 Satz 1 wird in dem 

Satzteil vor Nummer 1 die Angabe 
„in der Grundordnung“ gestrichen. 

 

 „Die Stimmen der Vertreterin-
nen oder Vertreter der Grup-
pen im Sinne des § 11 Absatz 
1 Satz 1 stehen im gleichen 
Verhältnis zueinander, es sei 
denn, es liegt eine Regelung 
in der Grundordnung vor, mit 
der eine Berücksichtigung 
der Interessen der Mitglieder 
der Gruppen nach § 11 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 
bei den Beratungen und Ent-
scheidungen des Senats im 
Rahmen seiner Aufgaben 
und Befugnisse angemessen 
sichergestellt ist und das Mi-
nisterium dies schriftlich ge-
genüber der Hochschule fest-
gestellt hat. Bei einem Be-
schluss über eine Regelung 
in der Grundordnung nach 
Satz 3 stehen die Stimmen 
der Vertreterinnen oder Ver-
treter der Gruppen im Sinne 
des § 11 Absatz 1 Satz 1 im 
gleichen Verhältnis zueinan-
der.“ 

 
c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:  
 

aa) In Satz 1 wird in dem Satz-
teil vor Nummer 1 die An-
gabe „in der Grundord-
nung“ gestrichen. 
 

bb) Folgender Satz wird ange-
fügt:  
 
„§ 11 Absatz 3 bleibt unbe-
rührt.“ 

 
20.  § 22b Absatz 2 und 3 wird durch folgen-

den Absatz 2 ersetzt: 
 

„(2) Das Nähere, insbesondere zur Mit-
gliedschaft, zum Vorsitz, zum Ablauf 
und zur Öffentlichkeit der Sitzungen, re-
gelt die Grundordnung.“ 

 

 20.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

21.  § 24 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Dies gilt insbesondere für die 

 21.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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leistungsbezogene Mittelvergabe, die 
Entwicklung gendergerechter Finanzie-
rungsmodelle und die im Verhältnis zur 
Anzahl der Beschäftigten und der Stu-
dierenden stehende Ausstattung und 
Entlastung der Gleichstellungsbeauf-
tragten und ihrer Stellvertreterinnen.“ 

 
22.  § 27 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 5 Satz 1 wird nach der 
Angabe „gemäß“ die Angabe „Ab-
satz 4“ eingefügt. 

 
b)  Dem Absatz 6 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „Die Grundordnung kann abwei-

chend von Satz 7 ebenfalls vorse-
hen, dass die Amtszeit der Prode-
kaninnen oder Prodekane spätes-
tens mit der Amtszeit der Dekanin 
oder des Dekans endet.“ 

 

 22.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

23. In § 28 wird die Überschrift wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 28 

Fachbereichsrat; Studienbeirat“. 
 

 23.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

24. In § 30 Absatz 3 wird die Angabe „80“ 
durch die Angabe „109“ ersetzt. 

 

 24.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

25. § 31 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 5 wird die Angabe 
„77“ durch die Angabe „102“ 
ersetzt. 

 
bb)  In Satz 6 wird die Angabe „auf 

Grundlage einer öffentlich-
rechtlichen Kooperationsver-
einbarung“ gestrichen. 

 
cc)  Satz 7 wird durch die folgen-

den Sätze ersetzt: 
 

„Das Ministerium kann im 
Einvernehmen mit dem für Fi-
nanzen zuständigen Ministe-
rium durch 

 25. § 31 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 5 wird die Angabe 
„77“ durch die Angabe „102“ 
ersetzt. 

 
bb)  In Satz 6 wird die Angabe „auf 

Grundlage einer öffentlich-
rechtlichen Kooperationsver-
einbarung“ gestrichen. 

 
cc)  Satz 7 wird durch die folgen-

den Sätze ersetzt: 
 

„Das Ministerium kann im 
Einvernehmen mit dem für Fi-
nanzen zuständigen Ministe-
rium durch 
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Rechtsverordnung dem 
Fachbereich Medizin der Uni-
versität Bochum Leistungen 
zur ausschließlichen Wahr-
nehmung zuweisen; das 
Krankenhausgestaltungsge-
setz des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 11. Dezember 
2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 
2008 S. 157), das zuletzt 
durch Artikel 18 des Geset-
zes vom 10. Juni 2025 (GV. 
NRW. S. 530) geändert wor-
den ist, bleibt unberührt. Die 
nach Satz 7 zugewiesenen 
Leistungen erbringt der Fach-
bereich Medizin als hoheitli-
che Aufgaben. Das Universi-
tätsklinikum der Universität 
Bochum darf die nach der 
Rechtsverordnung nach Satz 
7 zur Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgaben in Forschung 
und Lehre durch den Fachbe-
reich Medizin zu erbringen-
den Leistungen ausschließ-
lich bei diesem nachfragen. 
Dies gilt nur, soweit das Uni-
versitätsklinikum nicht selbst 
tätig wird. Die Nachfrage der 
in der Rechtsverordnung 
nach Satz 7 zugewiesenen 
Leistungen bei Dritten ist aus-
geschlossen. Das Nähere re-
gelt das Universitätsklinikum 
mit der Universität in einer öf-
fentlich-rechtlichen Koopera-
tionsvereinbarung. Der Fach-
bereich Medizin kann sich bei 
der Erfüllung der nach der 
Rechtsverordnung nach Satz 
7 zugewiesenen Leistungen 
geeigneter Dritter bedienen.“ 

 
b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird die Angabe „auf 

Grundlage einer öffentlich-
rechtlichen Kooperationsver-
einbarung“ gestrichen. 

 
bb) Satz 2 wird durch die folgen-

den Sätze ersetzt: 

Rechtsverordnung dem 
Fachbereich Medizin der Uni-
versität Bochum Leistungen 
zur ausschließlichen Wahr-
nehmung zuweisen; das 
Krankenhausgestaltungsge-
setz des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 11. Dezember 
2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 
2008 S. 157), das zuletzt 
durch Artikel 18 des Geset-
zes vom 10. Juni 2025 (GV. 
NRW. S. 530) geändert wor-
den ist, bleibt unberührt. Die 
nach Satz 7 zugewiesenen 
Leistungen erbringt der Fach-
bereich Medizin als hoheitli-
che Aufgaben. Das Universi-
tätsklinikum der Universität 
Bochum darf die nach der 
Rechtsverordnung nach Satz 
7 zur Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgaben in Forschung 
und Lehre durch den Fachbe-
reich Medizin zu erbringen-
den Leistungen ausschließ-
lich bei diesem nachfragen. 
Dies gilt nur, soweit das Uni-
versitätsklinikum nicht selbst 
tätig wird. Die Nachfrage der 
in der Rechtsverordnung 
nach Satz 7 zugewiesenen 
Leistungen bei Dritten ist aus-
geschlossen. Das Nähere re-
gelt das Universitätsklinikum 
mit der Universität in einer öf-
fentlich-rechtlichen Koopera-
tionsvereinbarung. Der Fach-
bereich Medizin kann sich bei 
der Erfüllung der nach der 
Rechtsverordnung nach Satz 
7 zugewiesenen Leistungen 
geeigneter Dritter bedienen.“ 

 
b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird die Angabe „auf 

Grundlage einer öffentlich-
rechtlichen Kooperationsver-
einbarung“ gestrichen. 

 
bb) Die Sätze 2 bis 4 werden 

durch die folgenden Sätze 
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 „Für den Fachbereich Medi-

zin gelten die §§ 26 bis 28. 
Die Universität Bielefeld kann 
nach Maßgabe des § 9 Ab-
satz 2 einer außerhalb der 
Universität tätigen Person 
auch in der Weise die mit-
gliedschaftliche Rechtsstel-
lung einer Professorin oder 
eines Professors einräumen, 
dass diese Person an Wah-
len nicht teilnimmt. Das Mi-
nisterium kann im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium durch 
Rechtsverordnung dem 
Fachbereich Medizin der Uni-
versität Bielefeld Leistungen 
zur ausschließlichen Wahr-
nehmung zuweisen; das 
Krankenhausgestaltungsge-
setz des Landes Nordrhein-
Westfalen bleibt unberührt. 
Die nach Satz 4 zugewiese-
nen Leistungen erbringt der 
Fachbereich Medizin als ho-
heitliche Aufgaben. Das Uni-
versitätsklinikum Ostwestfa-
len-Lippe der Universität 
Bielefeld darf die nach der 
Rechtsverordnung nach Satz 
4 zur Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgaben in Forschung 
und Lehre durch den Fachbe-
reich Medizin zu erbringen-
den Leistungen ausschließ-
lich bei diesem nachfragen. 
Dies gilt nur, soweit das Uni-
versitätsklinikum nicht selbst 
tätig wird. Die Nachfrage der 
in der Rechtsverordnung 
nach Satz 4 zugewiesenen 
Leistungen bei Dritten ist aus-
geschlossen. Das Nähere re-
gelt das Universitätsklinikum 
mit der Universität in einer öf-
fentlich-rechtlichen Koopera-
tionsvereinbarung. Der Fach-
bereich Medizin kann sich bei 
der Erfüllung der nach der 
Rechtsverordnung nach Satz 

ersetzt: 
 
„Für den Fachbereich Medi-
zin gelten die §§ 26 bis 28. 
Die Universität Bielefeld kann 
nach Maßgabe des § 9 Ab-
satz 2 einer außerhalb der 
Universität tätigen Person 
auch in der Weise die mit-
gliedschaftliche Rechtsstel-
lung einer Professorin oder 
eines Professors einräumen, 
dass diese Person an Wah-
len nicht teilnimmt. Das Mi-
nisterium kann im Einverneh-
men mit dem für Finanzen 
zuständigen Ministerium 
durch Rechtsverordnung 
dem Fachbereich Medizin 
der Universität Bielefeld Leis-
tungen zur ausschließlichen 
Wahrnehmung zuweisen; 
das Krankenhausgestal-
tungsgesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen bleibt 
unberührt. Die nach Satz 4 
zugewiesenen Leistungen 
erbringt der Fachbereich Me-
dizin als hoheitliche Aufga-
ben. Das Universitätsklini-
kum Ostwestfalen-Lippe der 
Universität Bielefeld darf die 
nach der Rechtsverordnung 
nach Satz 4 zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben in 
Forschung und Lehre durch 
den Fachbereich Medizin zu 
erbringenden Leistungen 
ausschließlich bei diesem 
nachfragen. Dies gilt nur, so-
weit das Universitätsklinikum 
nicht selbst tätig wird. Die 
Nachfrage der in der Rechts-
verordnung nach Satz 4 zu-
gewiesenen Leistungen bei 
Dritten ist ausgeschlossen. 
Das Nähere regelt das Uni-
versitätsklinikum mit der Uni-
versität in einer öffentlich-
rechtlichen Kooperationsver-
einbarung. Der Fachbereich 
Medizin kann sich bei der Er-
füllung der nach der 
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4 zugewiesenen Leistungen 
geeigneter Dritter bedienen.“ 

 
 
 
 
 

Rechtsverordnung nach Satz 
4 zugewiesenen Leistungen 
geeigneter Dritter bedienen.“ 

 
c)     Absatz 6 wird wie folgt gefasst:  

 
„(6) Die Zulassung für den neu ge-
schaffenen Modellstudiengang 
Humanmedizin an der Universität 
Bielefeld erfolgt jeweils nur zum 
Wintersemester. Zur Unterstüt-
zung des weiteren Aufbaus des 
Modellstudiengangs Medizin an 
der Universität Bielefeld, insbe-
sondere mit Blick auf die Entwick-
lung der für die praxisnahe und 
patientenorientierte Ausbildung in 
Zusammenarbeit mit den klini-
schen Kooperationspartnern nach 
Absatz 5 maßgeblichen Parame-
ter, zur Sicherstellung der Qualität 
der Lehre, zum Schutz der Grund-
rechte der diesen Studiengang 
Studierenden sowie zur Sicher-
stellung der Verantwortung des 
Landes, den Aufbau und die wei-
tere Erprobung des Studiengangs 
auch mit Blick auf ein angemesse-
nes Studienangebot zu begleiten, 
wird die jährliche Zulassungszahl 
ab dem Wintersemester 
2026/2027 im Sinne des Artikel 6 
Absatz 2 Satz 2 des Staatsver-
trags über die Hochschulzulas-
sung vom 4. April 2019 (GV. 
NRW. S. 830, 831, 910) durch 
Rechtsverordnung des Ministeri-
ums festgesetzt.“ 

 
26.  § 31a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1a wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1a) Das Ministerium kann im 

Einvernehmen mit dem für Finan-
zen sowie dem für Gesundheit zu-
ständigen Ministerium durch 
Rechtsverordnung jedem Univer-
sitätsklinikum und dem Fachbe-
reich Medizin am jeweiligen 
Standort Leistungen zur aus-
schließlichen Wahrnehmung zu-
weisen; das 

 26.  § 31a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1a wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1a) Das Ministerium kann im 

Einvernehmen mit dem für Finan-
zen sowie dem für Gesundheit zu-
ständigen Ministerium durch 
Rechtsverordnung jedem Univer-
sitätsklinikum und dem Fachbe-
reich Medizin am jeweiligen 
Standort Leistungen zur aus-
schließlichen Wahrnehmung zu-
weisen; das 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19909 

 
 

33 

Krankenhausgestaltungsgesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
bleibt unberührt. Die nach Satz 1 
zugewiesenen Leistungen erbrin-
gen das Universitätsklinikum und 
der Fachbereich Medizin als ho-
heitliche Aufgaben. Das Universi-
tätsklinikum und der Fachbereich 
Medizin dürfen die nach der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 
zur Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben in Forschung, Lehre 
und Krankenversorgung durch die 
jeweils andere Einrichtung zu er-
bringenden Leistungen aus-
schließlich bei der jeweils ande-
ren Einrichtung nachfragen. Dies 
gilt nur, soweit das Universitätskli-
nikum oder der Fachbereich Me-
dizin nicht selbst tätig wird. Die 
Nachfrage der in der Rechtsver-
ordnung nach Satz 1 zugewiese-
nen Leistungen bei Dritten ist aus-
geschlossen. Das Nähere regelt 
jedes Universitätsklinikum mit der 
Universität am jeweiligen Standort 
in einer öffentlich-rechtlichen Ko-
operationsvereinbarung. Das Uni-
versitätsklinikum und der Fachbe-
reich Medizin können sich bei der 
Erfüllung der nach der Rechtsver-
ordnung nach Satz 1 jeweils zu-
gewiesenen Leistungen geeigne-
ter Dritter bedienen.“ 

 
b)  Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Die Rechtsverordnung bedarf 

des Einvernehmens mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministe-
rium und dem für Inneres zustän-
digen Ministerium und des Beneh-
mens mit dem für Wissenschaft 
zuständigen Ausschuss des 
Landtags.“ 

 
c)  In Absatz 4 Satz 2 und 3 wird je-

weils die Angabe „77“ durch die 
Angabe „102“ ersetzt. 

 
d)  Absatz 6 Nummer 5 wird wie folgt 

gefasst: 

Krankenhausgestaltungsgesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
bleibt unberührt. Die nach Satz 1 
zugewiesenen Leistungen erbrin-
gen das Universitätsklinikum und 
der Fachbereich Medizin als ho-
heitliche Aufgaben. Das Universi-
tätsklinikum und der Fachbereich 
Medizin dürfen die nach der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 
zur Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben in Forschung, Lehre 
und Krankenversorgung durch die 
jeweils andere Einrichtung zu er-
bringenden Leistungen aus-
schließlich bei der jeweils ande-
ren Einrichtung nachfragen. Dies 
gilt nur, soweit das Universitätskli-
nikum oder der Fachbereich Me-
dizin nicht selbst tätig wird. Die 
Nachfrage der in der Rechtsver-
ordnung nach Satz 1 zugewiese-
nen Leistungen bei Dritten ist aus-
geschlossen. Das Nähere regelt 
jedes Universitätsklinikum mit der 
Universität am jeweiligen Standort 
in einer öffentlich-rechtlichen Ko-
operationsvereinbarung. Das Uni-
versitätsklinikum und der Fachbe-
reich Medizin können sich bei der 
Erfüllung der nach der Rechtsver-
ordnung nach Satz 1 jeweils zu-
gewiesenen Leistungen geeigne-
ter Dritter bedienen.“ 

 
b)  Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Die Rechtsverordnung bedarf 

des Einvernehmens mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministe-
rium und dem für Inneres zustän-
digen Ministerium und des Beneh-
mens mit dem für Wissenschaft 
zuständigen Ausschuss des 
Landtags.“ 

 
c)  In Absatz 4 Satz 2 und 3 wird je-

weils die Angabe „77“ durch die 
Angabe „102“ ersetzt. 

 
d)  Absatz 6 Nummer 5 wird wie folgt 

gefasst: 
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„5. das Zusammenwirken zwi-

schen dem Universitätsklini-
kum und der Universität und 
die zuzuweisenden Leistun-
gen nach Absatz 1a.“ 

 

 
„5. das Zusammenwirken zwi-

schen dem Universitätsklini-
kum und der Universität und 
die zuzuweisenden Leistun-
gen nach Absatz 1a.“ 

 
„e) Folgender Absatz 7 wird ange-

fügt: 
 
„(7) Zur effizienteren und profil-
bildenden Erfüllung ihrer Aufga-
ben wirken die Universitätsklini-
ken untereinander zusammen. 
Für die Universitätskliniken gel-
ten § 8a Absatz 4 und 5 sowie 
§ 103 entsprechend.“ 

 
  27. Nach § 31b wird folgender § 31c ein-

gefügt:  
 

„§ 31c 
Erfindungen  

im Bereich der Universitätsmedizin 
 
(1) Universität und Universitätsklini-
kum wirken unbeschadet ihrer Pflicht 
zum Zusammenwirken nach § 31a Ab-
satz 1 Satz 1 hinsichtlich der Sicherung 
und der Verwertung von Erfindungen 
der Beschäftigten der Universität, die 
auch im Organisationsbereich des Uni-
versitätsklinikums gemacht worden 
sind, mit dem Ziel zusammen, diese 
Erfindungen unter Berücksichtigung 
der beiderseitigen Interessen ange-
messen, auch gemeinschaftlich, durch 
gewerbliche Schutzrechte zu sichern 
und wirtschaftlich zu verwerten.  
 
(2) Zur Erreichung des Ziels nach Ab-
satz 1 einigen sich Universität und Uni-
versitätsklinikum über die Befugnis zur 
Ausübung 
 
1. der Erklärungsbefugnis nach § 5 

Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes 
über Arbeitnehmererfindungen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 422-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fas-
sung, welches zuletzt durch Arti-
kel 25 des Gesetzes vom 7. Juli 
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2021 (BGBl. I S. 2363) geändert 
worden ist, 

 
2. der Inanspruchnahmebefugnis 

nach § 6 des Gesetzes über Ar-
beitnehmererfindungen,  

 
3. der Freigabebefugnis nach § 8 

des Gesetzes über Arbeitneh-
mererfindungen, 

 
4. der Schutzrechtsanmeldebefug-

nis nach §§ 13 und 14 des Ge-
setzes über Arbeitnehmererfin-
dungen, 

 
5. der Rechte und Pflichten nach § 

15 des Gesetzes über Arbeitneh-
mererfindungen, 

 
6. der Aufgabebefugnis nach § 16 

des Gesetzes über Arbeitneh-
mererfindungen, 

 
7. der Annahmebefugnis nach § 19 

des Gesetzes über Arbeitneh-
mererfindungen, 

 
8. der Antragsbefugnis zum und im 

Schiedsverfahren nach §§ 28 bis 
36 des Gesetzes über Arbeitneh-
mererfindungen sowie 

 
9. der Klagebefugnis zum gerichtli-

chen Verfahren im Sinne der §§ 
37 bis 39 des Gesetzes über Ar-
beitnehmererfindungen. 
 

(3) Die Universität leitet Meldungen und 
Mitteilungen nach §§ 5 und 18 des Ge-
setzes über Arbeitnehmererfindungen 
nach Maßgabe der Kooperationsverein-
barung unverzüglich in der gemeldeten 
oder mitgeteilten Weise an das Univer-
sitätsklinikum weiter. Das Universitäts-
klinikum hat die ihm bekannt gewordene 
Erfindung so lange geheim zu halten, 
wie die berechtigten Belange der erfin-
denden Person dies erfordern. 

 
(4) Universität und Universitätsklinikum 
vereinbaren, in welcher Höhe die Erlöse, 
die aus der Verwertung der in Anspruch 
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genommenen Erfindung erzielt werden, 
auch dem Universitätsklinikum zustehen 
und wie der Verwertungsaufwand ver-
teilt wird.  
 
(5) Das Nähere des Zusammenwirkens 
und des Vereinbarens nach den Absät-
zen 1 bis 4 regelt die Kooperationsver-
einbarung nach § 31a Absatz 1a. 
 
(6) Die Befugnisse nach dieser Vor-
schrift üben das Universitätsklinikum 
und die jeweilige Universität als hoheitli-
che Aufgaben nach Maßgabe der vor-
hergehenden Absätze aus.“ 

 
27.  § 32 Absatz 2 Satz 2 und 3 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„Dient eine Einrichtung außerhalb der 
Hochschule der praktischen Ausbildung 
nach Maßgabe der Approbationsord-
nung für Ärzte vom 27. Juni 2002 (BGBl. 
I S. 2405), die zuletzt durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 7. Juni 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 148) geändert worden ist, so 
kann ihr die Hochschule eine geeignete 
Bezeichnung, im Falle eines Kranken-
hauses die Bezeichnung „Akademi-
sches Lehrkrankenhaus“, verleihen. 
Dient eine Einrichtung außerhalb der 
Hochschule der praktischen Ausbildung 
in anderen Gesundheitsbereichen, so 
kann ihr die Hochschule mit Zustim-
mung des Ministeriums eine geeignete 
Bezeichnung, im Falle eines Kranken-
hauses die Bezeichnung „Akademi-
sches Lehrkrankenhaus“ nebst Nen-
nung der spezifischen fachlichen Aus-
richtung, verleihen, wenn die praktische 
Ausbildung durch die Einrichtung im 
Rahmen eines Studiengangs und unter 
der Verantwortung und Kontrolle einer 
Hochschule erfolgt.“ 

 

 28.   - b i s h e r  2 7  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

28. § 33 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Rektorin oder der Rektor er-

nennt die Professorinnen und 
Professoren, die 

 29.   - b i s h e r  2 8  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren, die Tandemprofes-
sorinnen und Tandemprofesso-
ren, die wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an Universitäten 
und Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften sowie die Lehr-
kräfte für besondere Aufgaben.“ 

 
b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Dienstvorgesetzte Stelle der Pro-

fessorinnen und Professoren, der 
Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren, der Tandemprofes-
sorinnen und Tandemprofesso-
ren, der Dekaninnen und der De-
kane, der wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an Universitäten 
und Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften, der Lehrkräfte 
für besondere Aufgaben, der wis-
senschaftlichen Hilfskräfte und 
der Beamtinnen und Beamten ge-
mäß § 107 Absatz 1 und 3 ist die 
Rektorin oder der Rektor.“ 

 
c)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „In der Rechtsverordnung können 

zudem Regelungen betreffend die 
Anrechnung von Lehrtätigkeiten 
in Reformmodellen des Studiums 
nach § 58b getroffen werden.“ 

 
29.  § 35 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Die Hochschuldozentinnen und 
Hochschuldozenten nehmen, unbe-
schadet weiterer Dienstaufgaben nach 
dieser Vorschrift, überwiegend Lehrauf-
gaben wahr. Neben und im Rahmen ih-
rer Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 
3 haben 
 
1. Juniorprofessorinnen und Junior-

professoren die Aufgabe, sich 
durch die selbstständige Wahrneh-
mung der ihrer Universität 

 30.   - b i s h e r  2 9  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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obliegenden Aufgaben in For-
schung, Kunst, Lehre und Weiter-
bildung für die Berufung auf eine 
Professur an einer Universität und 

2.  Tandemprofessorinnen und Tand-
emprofessoren die Aufgabe, sich 
für die Berufung auf eine Professur 
an einer Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 

 
a)  durch die selbstständige Wahr-

nehmung der ihrer Hochschule 
für angewandte Wissenschaf-
ten obliegenden Aufgaben in 
Forschung, Kunst, Lehre und 
Weiterbildung sowie zeitgleich 

b)  durch die Ausübung einer be-
rufspraktischen Tätigkeit im 
Sinne des § 36 Absatz 1 Num-
mer 5 Halbsatz 1 (außerhoch-
schulische berufspraktische 
Tätigkeit) 

 
 zu qualifizieren. Dies ist bei der 

Ausgestaltung ihres Dienstverhält-
nisses und der Funktionsbeschrei-
bung ihrer Stelle zu gewährleisten.“ 

 
30.  § 36 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Nummer 5 wird die An-
gabe „Fachhochschulen“ durch die 
Angabe „Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften“ ersetzt. 

 
b)  In Absatz 4 wird die Angabe „Fach-

hochschule“ durch die Angabe 
„Hochschule für angewandte Wis-
senschaften“ ersetzt. 

 
 

 31.   - b i s h e r  3 0  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

31.  § 37 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  
 
 „(2) Bei der Berufung auf eine Professur 

können Juniorprofessorinnen oder Juni-
orprofessoren der eigenen Hochschule 
in der Regel nur berücksichtigt werden, 
wenn sie nach ihrer Promotion die 
Hochschule gewechselt haben oder 
mindestens zwei Jahre außerhalb der 
berufenden Hochschule wissenschaft-
lich tätig waren. Erfolgt der Nachweis 
der besonderen Befähigung zu 

 32.   - b i s h e r  3 1  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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wissenschaftlicher Arbeit nach § 36 Ab-
satz 1 Nummer 3 durch eine Promotion, 
können bei der Berufung auf eine Pro-
fessur Tandemprofessorinnen oder 
Tandemprofessoren der eigenen Hoch-
schule in der Regel nicht berücksichtigt 
werden, wenn 

 
1.  ihr Doktorgrad von dem Promoti-

onskolleg für angewandte For-
schung der Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften in Nord-
rhein-Westfalen oder von einer Uni-
versität im Rahmen einer koopera-
tiven Promotion verliehen worden 
ist und 

 
2.  die Betreuerin oder der Betreuer 

der Promotion zugleich Professorin 
oder Professor der eigenen Hoch-
schule ist oder diese an der koope-
rativen Promotion in sonstiger 
Weise beteiligt war. 

 
Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der eigenen Hochschule und 
das in § 107 Absatz 3 genannte Perso-
nal der eigenen Hochschule können nur 
in begründeten Ausnahmefällen und 
wenn zusätzlich die Voraussetzungen 
des Satzes 1 vorliegen, berücksichtigt 
werden, es sei denn, das Gebot der 
Bestenauslese nach Artikel 33 Absatz 2 
des Grundgesetzes für die Bundesre-
publik Deutschland gebietet die Beru-
fung des Mitglieds der Hochschule.“ 

 
32. § 38 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Ausschreibung muss Art 

und Umfang der zu erfüllen-
den Aufgaben hinreichend 
konkret angeben.“ 

 
bb) Satz 3 Nummer 2 wird wie 

folgt gefasst: 
 

„2.  wenn durch das Ange-
bot dieser Stelle die 

 33.   - b i s h e r  3 2  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Abwanderung einer 
Professorin oder eines 
Professors oder einer 
Juniorprofessorin oder 
eines Juniorprofessors 
verhindert werden 
kann; dies setzt voraus, 
dass ein mindestens 
gleichwertiger Ruf einer 
anderen Hochschule 
oder das Angebot einer 
gleichwertigen Lei-
tungsfunktion an einer 
außeruniversitären For-
schungseinrichtung 
vorliegt,“. 

 
 
b) In Absatz 3 Satz 1 wird der Punkt 

am Ende durch die Angabe „; Ab-
satz 6 bleibt unberührt.“ ersetzt. 

 
c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:  
 

 „(4) Das Verfahren zur Vorberei-
tung der Berufungsvorschläge zur 
Besetzung einer Professur ein-
schließlich der Hinzuziehung aus-
wärtiger Sachverständiger sowie 
das Verfahren zur Berufung der Ju-
niorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren und der Tandemprofesso-
rinnen und Tandemprofessoren re-
gelt die vom Senat zu erlassende 
Berufungsordnung; die Schwerbe-
hindertenvertretung ist zu beteili-
gen. Die Berufungsordnung soll 
hierbei zur Qualitätssicherung nach 
Satz 1 insbesondere Regelungen 
über Verfahrensfristen, über die Art 
und Weise der Ausschreibung, 
über die Funktion der oder des Be-
rufungsbeauftragten, über die Zu-
sammensetzung der Berufungs-
kommissionen einschließlich aus-
wärtiger Gutachterinnen und Gut-
achter, über die Entscheidungskri-
terien einschließlich der Leistungs-
bewertung in den Bereichen Lehre 
und Forschung sowie über den ver-
traulichen Umgang mit Bewer-
bungsunterlagen treffen; Absatz 6 
bleibt unberührt. Die 
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Berufungsordnung kann zudem re-
geln, dass die Bewerberinnen und 
Bewerber erklären müssen, dass 
ihre der Bewerbung zugrunde ge-
legten Veröffentlichungen und 
sonstigen Forschungsergebnisse 
wissenschaftlich redlich unter Ein-
haltung der allgemein anerkannten 
Grundsätze guter wissenschaftli-
cher Praxis zustande gekommen 
sind. Der Berufungskommission 
sollen möglichst auswärtige Mitglie-
der angehören. Die Rektorin oder 
der Rektor kann der Berufungs-
kommission Vorschläge unterbrei-
ten. Die Berufung von Nichtbewer-
berinnen und -bewerbern ist zuläs-
sig.“ 

 
d)  Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
 
 „(6) Die Berufungskommission stellt 

vor der Sichtung und Prüfung der 
eingegangenen Bewerbungen im 
Benehmen mit der oder dem Beru-
fungsbeauftragten hinreichend 
konkret diejenigen Entscheidungs-
kriterien einschließlich der Kriterien 
der Leistungsbewertung auf, die 
vorliegen müssen oder ansonsten 
von Relevanz sein können, damit 
eine Person Gegenstand des Vor-
schlags des Fachbereichs nach Ab-
satz 3 sein kann; hierbei ist sicher-
zustellen, dass das Kriterium der 
pädagogischen Eignung in beson-
derer Weise abgebildet wird. Die 
Kriterien nach Satz 1 sind akten-
kundig zu machen. Eine Änderung 
dieser Kriterien während der weite-
ren Tätigkeit der Berufungskom-
mission ist unzulässig. Die Prüfung 
der Bewerbungen und die Begrün-
dung der Entscheidung, welche 
Person an welcher Stelle des Beru-
fungsvorschlags gelistet wird, erfol-
gen ausschließlich anhand der Kri-
terien nach Satz 1.“ 

 
33.  § 38a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 4 werden die folgen-
den Sätze angefügt:  

 34.   - b i s h e r  3 3  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „§ 39 Absatz 5 Satz 3 und 4 gilt mit 

der Maßgabe entsprechend, dass 
an die Stelle des sechsten Jahres 
das letzte Jahr der Zeitdauer des 
Beamtenverhältnisses auf Zeit oder 
des befristeten Beschäftigungsver-
hältnisses tritt. Ist das letzte Jahr 
der Zeitdauer des Beamtenverhält-
nisses im Sinne des Satzes 3 das 
sechste Jahr, verlängert sich die 
nach § 122 Absatz 2 Satz 2 des 
Landesbeamtengesetzes be-
stimmte Höchstdauer um ein Jahr.“ 

 
b) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 
 
 „(9) Absatz 1 Satz 1 bis 3 sowie die 

Absätze 2, 3, 7 und 8 gelten für die 
Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften hinsichtlich einer Tan-
demprofessur entsprechend.“ 

 
34.  Nach § 38a wird folgender § 38b einge-

fügt: 
 

„§ 38b  
Tandemprofessur 

 
(1) Im Rahmen einer Tandemprofessur 
an Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften können geeignete Bewer-
berinnen und Bewerber, bei denen im 
Übrigen die Einstellungsvoraussetzun-
gen des § 36 Absatz 1 vorliegen, die für 
die Übertragung einer Professur erfor-
derliche mindestens dreijährige außer-
halb des Hochschulbereichs ausgeübte 
außerhochschulische berufspraktische 
Tätigkeit erwerben. Das Erfordernis ei-
ner insgesamt fünfjährigen berufsprakti-
schen Tätigkeit nach § 36 Absatz 1 
Nummer 5 Halbsatz 1 bleibt im Übrigen 
unberührt. 
 
(2) Die Hochschule für angewandte 
Wissenschaften schließt mit der Einrich-
tung außerhalb des Hochschulbereichs, 
in der die außerhochschulische berufs-
praktische Tätigkeit nach Absatz 1 er-
worben werden soll, eine Vereinbarung, 
die mindestens Regelungen über  
 

 35.   - b i s h e r  3 4  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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1.  die Verteilung der Arbeitszeit und 
die Gewährleistung eines mindes-
tens hälftigen Beschäftigungs-um-
fangs an der Einrichtung,  

2.  die Sicherung der Anbindung an die 
Hochschule und 

3.  unterstützende Personalentwick-
lungsmaßnahmen 

 
enthält. Die Vereinbarung regelt zudem, 
dass die Einrichtung für den Fall, dass 
eine Gewährleistungsentscheidung er-
teilt wird, einen Versorgungszuschlag in 
Höhe von 30 Prozent der auf den an ihr 
wahrgenommenen Beschäftigungsum-
fang entfallenden Bezüge zu entrichten 
hat und im Übrigen kein finanzieller 
Ausgleich betreffend die Beschäftigung 
der Tandemprofessorin oder des Tand-
emprofessors zwischen der Hochschule 
und der Einrichtung außerhalb des 
Hochschulbereichs erfolgt.“ 

 
35.  § 39 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:  

 
 „Die Hochschule kann übergangs-

weise bis zur Besetzung der 
Stelle oder, im Falle der vorüber-
gehenden Verhinderung der Stel-
leninhaberin oder des Stellenin-
habers an der Wahrnehmung der 
Aufgaben aus der Stelle, bis zum 
Wegfall der Verhinderung für eine 
Professorin oder einen Professor 
eine Vertreterin oder einen Vertre-
ter, die oder der die Einstellungs-
voraussetzungen einer Professo-
rin oder eines Professors nach § 
36 erfüllt, mit der Wahrnehmung 
der Aufgaben aus der Stelle be-
auftragen.“ 

 
 

b)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Juniorprofessorinnen und Junior-

professoren sind befugt, die Be-
zeichnung „Professorin“ oder 
„Professor“ zu führen.“ 

 36.   - b i s h e r  3 7  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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c)  Nach Absatz 5a wird folgender 

Absatz 5b eingefügt:  
 
 „(5b) Tandemprofessorinnen und 

Tandemprofessoren werden für 
die Dauer von bis zu drei Jahren 
zu Beamtinnen oder Beamten auf 
Zeit ernannt und für die Wahrneh-
mung der berufspraktischen Tä-
tigkeit im Sinne von § 38b Absatz 
1 Satz 1 in dem sich aus § 38b Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 ergeben-
den und mithin mindestens hälfti-
gen zeitlichen Umfang beurlaubt 
oder nach Maßgabe des § 20 Ab-
satz 1 des Beamtenstatusgeset-
zes zugewiesen. Das Beamten-
verhältnis der Tandemprofessorin 
oder des Tandemprofessors kann 
im Laufe des dritten Jahres mit ih-
rer oder seiner und der Zustim-
mung der Einrichtung außerhalb 
des Hochschulbereichs nach § 
38b Absatz 2 um ein Jahr verlän-
gert werden. Tandemprofessorin-
nen und Tandemprofessoren kön-
nen auch in einem befristeten pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis 
beschäftigt werden. In diesem 
Falle gelten die Sätze 1 und 2 so-
wie § 121 Absatz 2, § 124 Absatz 
1 Satz 2 und Absatz 2, § 125 des 
Landesbeamtengesetzes und die 
Vorschriften über den Sonderur-
laub entsprechend. Tandempro-
fessorinnen und Tandemprofes-
soren sind befugt, die Bezeich-
nung „Professorin“ oder „Profes-
sor“ zu führen.“ 

 
 
36.  § 39b wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 wird die An-
gabe „77“ durch die Angabe „102“ 
ersetzt. 

b)  Dem Absatz 5 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 

 
„Dabei können sie insbesondere 
vorsehen, dass die Hochschulleh-
rerin oder der Hochschullehrer an 

 37.   - b i s h e r  3 6  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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der außeruniversitären For-
schungseinrichtung beschäftigt ist 
und zugleich ihr oder ihm die mit-
gliedschaftsrechtliche Rechtsstel-
lung einer Professorin oder eines 
Professors an der Hochschule 
eingeräumt wird. Die Hochschul-
lehrerin oder der Hochschullehrer 
ist im Falle einer gemeinsamen 
Berufung nach diesem Absatz be-
fugt, die Bezeichnung „Professo-
rin“ oder „Professor“ zu führen.“ 

 
37. Nach § 40 wird folgender § 40a einge-

fügt: 
„§ 40a 

Freistellung wegen  
Unternehmensgründungen 

 
(1) Für die Gründung von Unternehmen 
oder sonstige wirtschaftliche Tätigkei-
ten, die mit Aufgaben der jeweiligen 
Hochschule in den Bereichen For-
schung sowie Wissenstransfer zusam-
menhängen, kann Professorinnen und 
Professoren eine Freistellung von der 
Verpflichtung zur Wahrnehmung von 
Lehrveranstaltungen unter Belassung 
der Dienstbezüge im Umfang von bis zu 
zwei Semestern gewährt werden (Grün-
dungsfreisemester), wenn die ord-
nungsgemäße Vertretung des Fachs in 
der Lehre während dieser Zeit gewähr-
leistet ist. Der Hochschule sollen keine 
zusätzlichen Kosten aus der Freistel-
lung entstehen. 
 
(2) Der Umfang der Freistellungen nach 
Absatz 1 darf im Semester ein Zehntel 
der Summe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer der Hochschule 
nicht überschreiten. Wird für die wäh-
rend einer Freistellung nach Absatz 1 
ausgeübte Tätigkeit auf privatrechtli-
cher Grundlage eine Vergütung oder 
geldwerte Leistung gewährt, soll die Ab-
lieferung dieser Vergütung oder geld-
werten Leistung an die Hochschule in-
soweit gefordert werden, als sie insge-
samt 100 Prozent des Jahresgrundge-
halts der Hochschullehrerin oder des 
Hochschullehrers übersteigen. Von Ar-
beitgebern der öffentlichen Hand 

 38.   - b i s h e r  3 7  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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gewährte Vergütungen oder geldwerte 
Leistungen sind vollständig an die 
Hochschule abzuliefern. Satz 3 gilt nicht 
für Nebentätigkeitsvergütungen im 
Sinne des § 14 Absatz 1 Nebentätig-
keitsverordnung und § 8 Absatz 1 Hoch-
schulnebentätigkeitsverordnung. 
 
(3) Zwischen zwei Freistellungen nach 
Absatz 1 sollen in der Regel mindestens 
sechs Semester liegen. 
 
(4) Das Nähere, insbesondere zu den 
zeitlichen Abständen nach Absatz 3, re-
gelt die Hochschule in einer Ordnung.“ 

 
38.  § 42 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„(2) Im Übrigen gilt § 44 Absatz 2, 3 und 
10 entsprechend.“ 

 

 39. § 42 wird wie folgt geändert: 
 
a) Dem Absatz 1 wird folgender 

Satz angefügt:  
 
„Eine gleichzeitige Beschäfti-
gung als Lehrkraft für besondere 
Aufgaben und als wissenschaftli-
che und künstlerische Mitarbeite-
rin oder wissenschaftlicher und 
künstlerischer Mitarbeiter ist in 
der Regel ausgeschlossen.“ 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  
 

„(2) Im Übrigen gilt § 44 Absatz 
2, 3 und 10 entsprechend.“ 

 
39.  § 44 wird wie folgt geändert: 

 
a)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

 „Bei der Ausgestaltung der Befris-
tung der Dienstverhältnisse sind 
im Rahmen der gesetzlichen Vor-
gaben die besonderen Bedürf-
nisse der sich qualifizierenden 
Personen mit Behinderungen 
oder chronischer Erkrankung an-
gemessen zu berücksichtigen.“ 

 
b)  Dem Absatz 6 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „Absatz 5 Satz 3 gilt entspre-

chend.“ 

 40.  § 44 wird wie folgt geändert: 
 
a)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

 „Bei der Ausgestaltung der Befris-
tung der Dienstverhältnisse sind 
im Rahmen der gesetzlichen Vor-
gaben die besonderen Bedürf-
nisse der sich qualifizierenden 
Personen mit Behinderungen 
oder chronischer Erkrankung an-
gemessen zu berücksichtigen.“ 

 
b)  Dem Absatz 6 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „Absatz 5 Satz 3 gilt entspre-

chend.“ 
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c) Absatz 9 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

 „Darüber hinaus gelten unbescha-
det des Absatzes 10 die § 121 Ab-
satz 2, § 125 Absatz 2 und 3 des 
Landesbeamtengesetzes und die 
Vorschriften über den Sonderur-
laub entsprechend.“ 

 
d)  Nach Absatz 9 wird folgender Ab-

satz 10 eingefügt: 
 
 „(10) Abweichend von § 121 Ab-

satz 2 des Landesbeamtengeset-
zes können wissenschaftliche Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
im Rahmen ihrer Dienstaufgaben 
zur Lehrtätigkeit verpflichtet sind, 
nach Maßgabe hochschulischer 
Regelungen Erholungsurlaub 
auch in der Vorlesungszeit neh-
men.“ 

 
e) Der bisherige Absatz 10 wird Ab-

satz 11. 
 

 
c) Absatz 9 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

 „Darüber hinaus gelten unbescha-
det des Absatzes 10 die § 121 Ab-
satz 2, § 125 Absatz 2 und 3 des 
Landesbeamtengesetzes und die 
Vorschriften über den Sonderur-
laub entsprechend.“ 

 
d)  Nach Absatz 9 wird folgender Ab-

satz 10 eingefügt: 
 
 „(10) Abweichend von § 121 Ab-

satz 2 des Landesbeamtengeset-
zes können wissenschaftliche Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
im Rahmen ihrer Dienstaufgaben 
zur Lehrtätigkeit verpflichtet sind, 
nach Maßgabe hochschulischer 
Regelungen Erholungsurlaub 
auch in der Vorlesungszeit neh-
men.“ 

 
e) Der bisherige Absatz 10 wird Ab-

satz 11 und die Angabe „9“ durch 
die Angabe „10“ ersetzt.“ 

 
40. § 45 wird wie folgt geändert:  
 

a)  In der Überschrift, Absatz 1, Ab-
satz 2 Satz 1 und 5 und Absatz 3 
Satz 1 wird jeweils die Angabe 
„Fachhochschulen“ durch die An-
gabe „Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften“ ersetzt. 

 
b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Die Angabe „Fachhoch-
schulen“ wird durch die An-
gabe „Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften“ 
ersetzt. 

 
bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „§ 44 Absatz 5 Satz 3 gilt für 

diese Beschäftigungsver-
hältnisse entsprechend.“ 

 

 41.   - b i s h e r  4 0  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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c)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „§ 44 Absatz 10 gilt entspre-

chend.“ 
 
 
41. § 46a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie 
folgt gefasst: 

 
 „Die Grundordnung sieht vor, 

dass die Studierenden oder der 
Senat auf der Grundlage eines 
Vorschlags der Studierenden-
schaft eine Stelle wählt, die nach 
Maßgabe von Absatz 2 als Beauf-
tragte für die studentischen Hilfs-
kräfte die Belange von wissen-
schaftlichen oder künstlerischen 
Hilfskräften nach § 46 wahrnimmt, 
die über kein für ihre Hilfskrafttä-
tigkeit fachlich einschlägiges ab-
geschlossenes Hochschulstu-
dium verfügen. Die Grundordnung 
regelt zugleich die Anzahl der Mit-
glieder der Stelle, ihre Bestellung 
und Amtszeit sowie das Nähere 
zur Wählbarkeit und zur Wahl.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

b)  Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Wird keine Abhilfe geschaffen, ist 

das Rektorat zu beteiligen, wel-
ches im Rahmen seiner Befug-
nisse nach § 16 Absatz 3 und 4 
das Entsprechende veranlasst.“ 

 

 42. § 46a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 
„(1) Die Grundordnung sieht vor, 
dass die Studierenden oder der 
Senat auf der Grundlage eines 
Vorschlags der Studierenden-
schaft eine Stelle wählt, die nach 
Maßgabe von Absatz 2 als Be-
auftragte für die studentischen 
Hilfskräfte die Belange von wis-
senschaftlichen oder künstleri-
schen Hilfskräften nach § 46 
wahrnimmt, die über kein für ihre 
Hilfskrafttätigkeit fachlich ein-
schlägiges abgeschlossenes 
Hochschulstudium verfügen. Die 
Grundordnung regelt zugleich 
die Anzahl der Mitglieder der 
Stelle, ihre Bestellung und Amts-
zeit sowie das Nähere zur Wähl-
barkeit und zur Wahl. Die Grund-
ordnung sieht vor, dass die Mit-
glieder der Stelle, sofern sie in ei-
nem Dienst- oder Beschäfti-
gungsverhältnis zur Hochschule 
stehen, in einem angemessenen 
Umfang von ihrer dienstlichen 
Tätigkeit freigestellt werden.“ 

 
b)  Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Wird keine Abhilfe geschaffen, ist 

das Rektorat zu beteiligen, wel-
ches im Rahmen seiner Befug-
nisse nach § 16 Absatz 3 und 4 
das Entsprechende veranlasst.“ 

 
42.  § 48 wird wie folgt geändert: 

 
a)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

 43.   - b i s h e r  4 2  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „Eine gleichzeitige Einschreibung 
in einen internationalen Studien-
gang im Sinne des § 60 Absatz 2 
und einen weiteren Studiengang, 
für die Zulassungsbeschränkun-
gen im Sinne des Satzes 1 beste-
hen, ist zulässig, wenn die an der 
nordrhein-westfälischen Hoch-
schule zu absolvierenden Stu-
dienabschnitte des internationa-
len Studienganges in einem we-
sentlichen Umfang in der Teil-
nahme an den Lehrveranstaltun-
gen und Prüfungen des weiteren 
Studienganges bestehen.“ 

b)  In Absatz 3 Satz 2 wird jeweils die 
Angabe „77“ durch die Angabe 
„102“ ersetzt. 

 
c)  In Absatz 5 Satz 3 wird die An-

gabe „1“ durch die Angabe „2“ er-
setzt. 

 
d)  Dem Absatz 6 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „Die Hochschule kann alternativ 

durch Einschreibungsordnung re-
geln, dass diese Studierenden als 
Frühstudierende im Sinne des § 9 
Absatz 4 Satz 1 eingeschrieben 
werden.“ 

 
43. § 49 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 und 2 wird je-
weils die Angabe „Fachhochschu-
len“ durch die Angabe „Hochschu-
len für angewandte Wissenschaf-
ten“ ersetzt. 

 
b)  In Absatz 6 Satz 3 wird die An-

gabe „, wenn der erfolgreiche Ab-
schluss des Studienganges, der 
mit einem Mastergrad abschließt, 
Voraussetzung für die Aufnahme 
oder Ausübung eines reglemen-
tierten Berufs im Sinne des § 3 
Absatz 5 des Berufsqualifikations-
feststellungsgesetzes NRW vom 
28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) 
in der jeweils geltenden Fassung 
ist“ gestrichen. 

 44.   - b i s h e r  4 3  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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c)  Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(7) Die Prüfungsordnungen kön-

nen bestimmen, dass neben den 
Zugangsvoraussetzungen nach 
den Absätzen 1 bis 6 eine studi-
engangbezogene besondere Vor-
bildung, insbesondere beruflicher 
Art, künstlerische oder sonstige 
Eignung oder praktische Tätigkeit 
nachzuweisen ist, wenn es zur Er-
reichung des Studienziels geeig-
net, erforderlich und angemessen 
ist, das Vorliegen dieser Vorbil-
dung, Eignung oder Tätigkeit zu 
verlangen.“ 

 
44.  Dem § 51 wird folgender Absatz 4 an-

gefügt: 
 
 „(4) Mit der Entscheidung über die Ex-

matrikulation nach Absatz 3 Nummer 5 
kann eine Frist bis zur Dauer von zwei 
Jahren festgesetzt werden, innerhalb 
derer eine erneute Einschreibung an 
der Hochschule ausgeschlossen ist.“ 

 

 45.   - b i s h e r  4 4 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

45. § 51a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 3 wird nach der 
Angabe „versucht“ die An-
gabe „oder“ durch ein 
Komma ersetzt. 

 
bb)  In Nummer 4 Buchstabe c 

wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.  

 
cc)  Die folgenden Nummern 5 

und 6 werden angefügt: 
 

„5.  ein Integritätsverfahren 
durch eine vorsätzlich 
oder fahrlässig erstat-
tete unwahre Mitteilung 
von Tatsachen veran-
lasst, die den Verdacht 
eines Integritätsversto-
ßes begründen, oder 

6.  die Übermittlung nach 

 46. § 51a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 3 wird nach der 
Angabe „versucht“ die An-
gabe „oder“ durch ein 
Komma ersetzt. 

 
bb)  In Nummer 4 Buchstabe c 

wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.  

 
cc)  Die folgenden Nummern 5 

und 6 werden angefügt: 
 

„5.  ein Integritätsverfahren 
durch eine vorsätzlich 
oder fahrlässig erstat-
tete unwahre Mitteilung 
von Tatsachen veran-
lasst, die den Verdacht 
eines Integritätsversto-
ßes begründen, oder 

6.  die Übermittlung nach 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19909 

 
 

51 

Absatz 6 insbesondere 
durch technische Maß-
nahmen verhindert.“ 

 
b) Die Absätze 2 bis 4 werden durch 

die folgenden Absätze 2 bis 8 er-
setzt: 

 
„(2) Gegen Studierende, die einen 
Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
begangen haben, können Ord-
nungsmaßnahmen verhängt wer-
den. Ordnungsmaßnahmen sind: 
 
1.  der Ausspruch einer Rüge, 
2.  die Androhung der Exmatri-

kulation, 
3. der Ausschluss von der Be-

nutzung von Einrichtungen 
der Hochschule, 

4.  der Ausschluss von der Teil-
nahme an einzelnen Lehrver-
anstaltungen bis zu einem 
Semester, 

5. das vollständige oder teil-
weise Verbot des Betretens 
einzelner oder sämtlicher Lie-
genschaften der Hochschule, 

6.  Gebote oder Verbote betref-
fend den Kontakt zu anderen 
Hochschulmitgliedern, 

7.  der Ausschluss vom Studium 
für einen in der Verfügung 
festgesetzten Zeitraum, 

8.  die Exmatrikulation. 
 
Das Hausrecht nach § 18 Absatz 
1 sowie die §§ 99 und 100 bleiben 
unberührt. 
 
(3) Die Entscheidung über die 
Verhängung der einzelnen Ord-
nungsmaßnahme, auch hinsicht-
lich ihrer Dauer, ergeht nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Die 
Maßnahme ist insbesondere nach 
der Schwere des Ordnungsver-
stoßes zu bemessen. Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 2 kann nur in Ver-
bindung mit Ordnungsmaßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1, 3 oder 4 ausgesprochen 

Absatz 6 insbesondere 
durch technische Maß-
nahmen verhindert.“ 

 
b) Die Absätze 2 bis 4 werden durch 

die folgenden Absätze 2 bis 8 er-
setzt: 

 
„(2) Gegen Studierende, die einen 
Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
begangen haben, können Ord-
nungsmaßnahmen verhängt wer-
den. Ordnungsmaßnahmen sind: 
 
1.  der Ausspruch einer Rüge, 
2.  die Androhung der Exmatri-

kulation, 
3. der Ausschluss von der Be-

nutzung von Einrichtungen 
der Hochschule, 

4.  der Ausschluss von der Teil-
nahme an einzelnen Lehrver-
anstaltungen bis zu einem 
Semester, 

5. das vollständige oder teil-
weise Verbot des Betretens 
einzelner oder sämtlicher Lie-
genschaften der Hochschule, 

6.  Gebote oder Verbote betref-
fend den Kontakt zu anderen 
Hochschulmitgliedern, 

7.  der Ausschluss vom Studium 
für einen in der Verfügung 
festgesetzten Zeitraum, 

8.  die Exmatrikulation. 
 
Das Hausrecht nach § 18 Absatz 
1 sowie die §§ 99 und 100 bleiben 
unberührt. 
 
(3) Die Entscheidung über die 
Verhängung der einzelnen Ord-
nungsmaßnahme, auch hinsicht-
lich ihrer Dauer, ergeht nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Die 
Maßnahme ist insbesondere nach 
der Schwere des Ordnungsver-
stoßes zu bemessen. Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 2 kann nur in Ver-
bindung mit Ordnungsmaßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1, 3 oder 4 ausgesprochen 
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werden; die Ordnungsmaßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1, 3 und 4 können nebenei-
nander verhängt werden. Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 kann für einen 
Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 4 bis 6 nicht verhängt 
werden, es sei denn, es liegt zu-
gleich ein Ordnungsverstoß nach 
Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 vor. 
 
(4) Das Nähere zum Verfahren 
zur Verhängung einer Ordnungs-
maßnahme regelt der Senat 
durch Ordnung; diese bedarf der 
Genehmigung des Rektorats. In 
dem Verfahren hinsichtlich der 
Entscheidung über die Exmatriku-
lation nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 8 sind die Vorschriften über 
das förmliche Verwaltungsverfah-
ren der §§ 63 bis 71 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 
Behörde im Sinne dieser Vor-
schriften ist der in der Ordnung 
nach Satz 1 geregelte Ordnungs-
rat. 
 
(5) In dem Verfahren zur Verhän-
gung einer Ordnungsmaßnahme 
aufgrund eines Ordnungsversto-
ßes im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 1 bis 4 hat das Mitglied, 
demgegenüber dieser Ordnungs-
verstoß begangen worden sein 
soll, die Informations-, Schutz-, 
Beistands- und verfahrensbeglei-
tenden Rechte nach § 90 Absatz 
2 bis 5. Hinsichtlich der Kosten 
und Auslagen dieses Mitglieds gilt 
§ 91 entsprechend. Hinsichtlich 
der Einstellung und Aussetzung 
des Ordnungsverfahrens gelten 
die §§ 22 und 33 des Landesdis-
ziplinargesetzes entsprechend. 
 
(6) Die Hochschule kann Studie-
renden, denen vorgeworfen wird, 

werden; die Ordnungsmaßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1, 3 und 4 können nebenei-
nander verhängt werden. Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 kann für einen 
Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 4 bis 6 nicht verhängt 
werden, es sei denn, es liegt zu-
gleich ein Ordnungsverstoß nach 
Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 vor. 
 
(4) Das Nähere zum Verfahren 
zur Verhängung einer Ordnungs-
maßnahme regelt der Senat 
durch Ordnung; diese bedarf der 
Genehmigung des Rektorats. In 
dem Verfahren hinsichtlich der 
Entscheidung über die Exmatriku-
lation nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 8 sind die Vorschriften über 
das förmliche Verwaltungsverfah-
ren der §§ 63 bis 71 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 
Behörde im Sinne dieser Vor-
schriften ist der in der Ordnung 
nach Satz 1 geregelte Ordnungs-
rat. § 11 Absatz 2 bleibt unberührt. 
 
(5) In dem Verfahren zur Verhän-
gung einer Ordnungsmaßnahme 
aufgrund eines Ordnungsversto-
ßes im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 1 bis 4 hat das Mitglied, 
demgegenüber dieser Ordnungs-
verstoß begangen worden sein 
soll, die Informations-, Schutz-, 
Beistands- und verfahrensbeglei-
tenden Rechte nach § 90 Absatz 
2 bis 5. Hinsichtlich der Kosten 
und Auslagen dieses Mitglieds gilt 
§ 91 entsprechend. Hinsichtlich 
der Einstellung und Aussetzung 
des Ordnungsverfahrens gelten 
die §§ 22 und 33 des Landesdis-
ziplinargesetzes entsprechend. 
 
(6) Die Hochschule kann Studie-
renden, denen vorgeworfen wird, 
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einen Ordnungsverstoß began-
gen zu haben, Dokumente, insbe-
sondere Verfügungen, zustellen, 
indem sie 
 
1. das Dokument an einer vom 

Rektorat bestimmten und im 
Verkündungsblatt bekanntge-
machten Stelle zur Abholung 
durch die Studierende oder 
den Studierenden bereitstellt 
und 

2.  die Studierende oder den 
Studierenden auf demjenigen 
elektronischen Kommunikati-
onsweg, den die Hochschule 
zum Kontakt mit ihr oder ihm 
in Angelegenheiten des Stu-
diums nutzt, unter Nutzung 
einer fortgeschrittenen elekt-
ronischen Signatur über die 
Bereitstellung nach Nummer 
1 informiert.  

 
§ 10 Absatz 2 Satz 3 bis 7 des 
Landeszustellungsgesetzes NRW 
vom 7. März 2006 (GV. NRW. S. 
94), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 10. Dezember 
2024 (GV. NRW. S. 1184) geän-
dert worden ist, gilt entsprechend. 

 
(7) Ist die Übermittlung nach Ab-
satz 6 technisch gehindert, soll 
die Verfügung durch Bekanntma-
chung einer Benachrichtigung an 
der Stelle öffentlich zugestellt 
werden, die von der jeweiligen 
Hochschule hierfür allgemein be-
stimmt ist. 
 
(8) Mit der Entscheidung über die 
Exmatrikulation nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 kann eine Frist 
bis zur Dauer von zwei Jahren 
festgesetzt werden, innerhalb de-
rer eine erneute Einschreibung an 
der Hochschule ausgeschlossen 
ist.“ 

 

einen Ordnungsverstoß began-
gen zu haben, Dokumente, insbe-
sondere Verfügungen, zustellen, 
indem sie 
 
1. das Dokument an einer vom 

Rektorat bestimmten und im 
Verkündungsblatt bekanntge-
machten Stelle zur Abholung 
durch die Studierende oder 
den Studierenden bereitstellt 
und 

2.  die Studierende oder den 
Studierenden auf demjenigen 
elektronischen Kommunikati-
onsweg, den die Hochschule 
zum Kontakt mit ihr oder ihm 
in Angelegenheiten des Stu-
diums nutzt, unter Nutzung 
einer fortgeschrittenen elekt-
ronischen Signatur über die 
Bereitstellung nach Nummer 
1 informiert.  

 
§ 10 Absatz 2 Satz 3 bis 7 des 
Landeszustellungsgesetzes NRW 
vom 7. März 2006 (GV. NRW. S. 
94), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 10. Dezember 
2024 (GV. NRW. S. 1184) geän-
dert worden ist, gilt entsprechend. 

 
(7) Ist die Übermittlung nach Ab-
satz 6 technisch gehindert, soll 
die Verfügung durch Bekanntma-
chung einer Benachrichtigung an 
der Stelle öffentlich zugestellt 
werden, die von der jeweiligen 
Hochschule hierfür allgemein be-
stimmt ist. 
 
(8) Mit der Entscheidung über die 
Exmatrikulation nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 kann eine Frist 
bis zur Dauer von zwei Jahren 
festgesetzt werden, innerhalb de-
rer eine erneute Einschreibung an 
der Hochschule ausgeschlossen 
ist.“ 

 
46.  § 52 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 47.   - b i s h e r  4 6 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Zulassung zu einem 

gemeinsamen Studiengang 
mehrerer Hochschulen ist 
im Rahmen des § 102 Ab-
satz 1 Satz 3 möglich.“ 

 
bb)  In Satz 3 wird die Angabe 

„77“ durch die Angabe „102“ 
ersetzt. 

 
b)  Absatz 3 Satz 4 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 „Gasthörerinnen und Gasthörer 

sind nicht berechtigt, Prüfungen 
abzulegen; sie dürfen nach Maß-
gabe von Regelungen der Hoch-
schule an Prüfungen teilnehmen 
und können über ihre Leistungen 
ein Zertifikat erhalten. § 62 Absatz 
3 bleibt unberührt.“ 

 

 

47.  Nach § 52 wird folgender § 52a einge-
fügt: 

 
„§ 52a 

Europäische und internationale  
Kooperationen; Internationalstudie-

rende 
 
(1) Die Hochschule kann durch Ord-
nung regeln, dass an einer europäi-
schen oder internationalen Partner-
hochschule oder im Rahmen einer eu-
ropäischen oder internationalen Koope-
ration eingeschriebene Studierende (In-
ternationalstudierende) für einen be-
grenzten Zeitraum ohne Einschreibung 
berechtigt sind, an Lehrveranstaltungen 
teilzunehmen sowie Studien- und Prü-
fungsleistungen zu erbringen. 
 
(2) Trifft die Hochschule eine Regelung 
nach Absatz 1, so können durch Inter-
nationalstudierende auch Microcreden-
tials erworben werden. § 60a gilt ent-
sprechend.“ 

 
 
 
 

 48.   - b i s h e r  4 7 .  – 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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48. § 53 wird wie folgt geändert: 
 

 
 
 

 
 
 
a)  Dem Absatz 5 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 

 „Scheidet vor Ablauf der Wahlzeit 
eines Gremiums der Studieren-
denschaft eines seiner Mitglieder 
aus, ohne dass ein Mitglied auf-
grund einer Stellvertretungsrege-
lung nachrückt, so können die 
verbleibenden Mitglieder des Gre-
miums aus der Mitte der Studie-
rendenschaft ein Mitglied wählen, 
welches an die Stelle des ausge-
schiedenen Mitglieds tritt (Koopta-
tion). Es ist zulässig, die Koopta-
tion bereits im Vorfeld mit Wirkung 
zum Zeitpunkt des Ausscheidens 
durchzuführen; in diesem Fall ist 
das künftig ausscheidende Mit-
glied wahlberechtigt. Die Amtszeit 
des kooptierten Mitglieds be-
stimmt sich so, als ob es nachge-
rückt wäre.“ 

 
b)  In Absatz 6 Satz 2 wird die An-

gabe „76“ durch die Angabe „101“ 
ersetzt. 

 

 49. § 53 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 4 Satz 5 wird nach der 
Angabe „Studierendenparla-
ments“ die Angabe „betreffend 
Wahlen zum Allgemeinen Studie-
rendenausschuss“ eingefügt. 

 
b)  Dem Absatz 5 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 

 „Scheidet vor Ablauf der Wahlzeit 
eines Gremiums der Studieren-
denschaft eines seiner Mitglieder 
aus, ohne dass ein Mitglied auf-
grund einer Stellvertretungsrege-
lung nachrückt, so können die 
verbleibenden Mitglieder des Gre-
miums aus der Mitte der Studie-
rendenschaft ein Mitglied wählen, 
welches an die Stelle des ausge-
schiedenen Mitglieds tritt (Koopta-
tion). Es ist zulässig, die Koopta-
tion bereits im Vorfeld mit Wirkung 
zum Zeitpunkt des Ausscheidens 
durchzuführen; in diesem Fall ist 
das künftig ausscheidende Mit-
glied wahlberechtigt. Die Amtszeit 
des kooptierten Mitglieds be-
stimmt sich so, als ob es nachge-
rückt wäre.“ 

 
c)  In Absatz 6 Satz 2 wird die An-

gabe „76“ durch die Angabe „101“ 
ersetzt. 

 
49. § 58 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Lehre und Studium vermitteln 

den Studierenden unter Berück-
sichtigung der Anforderungen und 
Veränderungen in der Berufswelt 
und der fachübergreifenden Be-
züge die erforderlichen fachlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Me-
thoden dem jeweiligen Studien-
gang entsprechend so, dass sie 
zu wissenschaftlicher oder künst-
lerischer Arbeit, zur Anwendung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse 

 50.   - b i s h e r  4 9 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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und Methoden in der beruflichen 
Praxis, zur kritischen Einordnung 
wissenschaftlicher Erkenntnis und 
zu verantwortlichem Handeln in 
einem freiheitlichen, demokrati-
schen und sozialen Rechtsstaat 
und zu einem dementsprechen-
den gesellschaftlichen Engage-
ment befähigt werden.“ 

 
b)  Absatz 2a wird aufgehoben. 
 
c)  Dem Absatz 4 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „Das Ministerium wird zudem er-

mächtigt, einen zeitlichen Rah-
men festzulegen, innerhalb des-
sen die einzelnen Hochschulen 
jeweils Beginn und Ende der Vor-
lesungszeit unter Beachtung der 
vom Ministerium vorgegebenen 
Anzahl an Semesterwochen be-
stimmen.“ 

 
50.  Nach § 58a wird folgender § 58b einge-

fügt: 
 

„§ 58b 
Reformmodelle des Studiums 

 
(1) Die Hochschulen können Reform-
modelle des Studiums durchführen. Die 
Durchführung eines Reformmodells be-
darf der Zustimmung des Ministeriums. 
Bei Studiengängen, die mit einer staat-
lichen Prüfung abgeschlossen werden, 
ist das Einvernehmen mit dem zustän-
digen Fachministerium herzustellen. 
 
(2) Reformmodelle des Studiums die-
nen insbesondere 
 
1. der Orientierung der Studieninte-

ressierten oder der Studienanfän-
gerinnen und -anfänger vor oder 
zu Beginn des Studiums, 

2.  der Verbesserung des Studiener-
folgs insbesondere für Studie-
rende aus einem bildungsfernen 
Umfeld, mit besonderen Bedarfen 
oder aus dem internationalen Be-
reich, 

 51.   - b i s h e r  5 0 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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3.  der Berücksichtigung der Vielfalt 
der Studierenden nach § 3 Absatz 
4 Satz 3 oder 

4.  der Steigerung der Qualität in 
Lehre und Studium. 

 
(3) Ein Reformmodell kann innerhalb 
oder außerhalb des Curriculums eines 
Studienganges durchgeführt werden. 
Soll es innerhalb des Curriculums eines 
akkreditierten oder zu akkreditierenden 
Studienganges durchgeführt werden, 
bleiben die akkreditierungsrechtlichen 
Vorschriften unberührt. Wird es außer-
halb des Curriculums durchgeführt, 
kann es so ausgestaltet werden, dass  
 
1.  die dem Reformmodell zuge-

hörende Studienphase aus Sicht 
der an ihm teilnehmenden Perso-
nen Bestandteil des Studiums ih-
res Studienganges ist oder 

2.  die dem Reformmodell zuge-
hörende Studienphase auch aus 
Sicht der an ihm teilnehmenden 
Personen kein Bestandteil des 
Studiums ihres Studienganges ist. 

 
Auch im Falle des Satzes 3 Nummer 1 
bleibt die allgemeine Struktur des Studi-
enganges, insbesondere die Einhaltung 
der Kriterien nach Artikel 2 Absatz 2 und 
3 des Studienakkreditierungsstaatsver-
trags, sowie seine Akkreditierung unbe-
rührt. 
 
(4) Die Zustimmung nach Absatz 1 
Satz 2 kann sich insbesondere bezie-
hen auf: 
 
1.  eine oder mehrere hochschul-

übergreifende, auch Universitäten 
und Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften übergreifende, 
gemeinsame Studienphase oder 
Studienphasen, die innerhalb 
oder außerhalb des Curriculums 
durchgeführt wird oder werden, 

2.  den einschreibungsrechtlichen 
Status der an dem Reformmodell 
teilnehmenden Personen, 

3.  die zugangsrechtlichen Anforde-
rungen, die an die Teilnehmenden 
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an dem Reformmodell gestellt 
werden, 

4.  die Anrechnung der im Rahmen 
eines Reformmodells vorgenom-
menen Lehrtätigkeit auf die Lehr-
verpflichtung nach Maßgabe der 
Regelungen nach § 33 Absatz 5 
Satz 3, 

5.  die statistikrechtliche Einordnung 
des Reformmodells, 

6.  seine kapazitätsrechtliche Einord-
nung, 

7.  die Art des Abschlusses der Stu-
dienphase, falls ein solcher erwor-
ben werden soll, sowie 

8.  den Übergang der Teilnehmen-
den an einem Reformmodell im 
Sinne des Absatzes 3 Satz 3 
Nummer 1 oder 2 in einen Studi-
engang. 

 
Zur Sicherung der Ziele des Absatzes 2 
und der Qualität in Studium und Lehre 
sowie zur eigenverantwortlichen Steue-
rung des Hochschulwesens mit dem 
Ziel der Stärkung der hochschulischen 
Leistungsfähigkeit kann das Ministe-
rium das Nähere zu Reformmodellen, 
insbesondere zu den Gegenständen 
des Satzes 1, durch Rechtsverordnung 
regeln. 
 
(5) Nach Maßgabe der Zustimmung 
nach Absatz 1 Satz 2 wird die individu-
alisierte Regelstudienzeit der Studie-
renden, die an dem Reformmodell teil-
nehmen, erhöht. 
 
(6) Das Ministerium ist befugt, Regelun-
gen zu erlassen, die allgemein für Re-
formmodelle gelten. Für Reformmo-
delle, die nach Maßgabe dieser Rege-
lungen durchgeführt werden, kann das 
Ministerium auf das Erfordernis seiner 
Zustimmung nach Absatz 1 Satz 2 ver-
zichten. Es kann zudem rückwirkend 
zum Zeitpunkt des Beginns der Durch-
führung des Reformmodells seine Zu-
stimmung nach Absatz 1 Satz 2 erklä-
ren. Wird ein Reformmodell nicht nach 
Maßgabe der Regelungen nach Satz 1 
durchgeführt, kann das Ministerium die 
Einstellung des Reformmodells 
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verlangen. Absatz 1 Satz 3 gilt für die 
Maßnahmen nach den Sätzen 1 bis 3 
entsprechend.“ 

 
51. § 59 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Das Recht zum Besuch von 

Lehrveranstaltungen einschließ-
lich des Ablegens von Prüfungen 
außerhalb des gewählten Studi-
enganges kann durch den Fach-
bereich beschränkt werden, wenn 
ohne die Beschränkung eine ord-
nungsgemäße Ausbildung der für 
einen Studiengang eingeschrie-
benen Studierenden nicht ge-
währleistet werden kann.“ 

 
b) In Absatz 2 Satz 1 wird die An-

gabe „1“ durch die Angabe „2“ er-
setzt. 

 
 

 52.   - b i s h e r  5 1 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

52. Nach § 60 wird folgender § 60a einge-
fügt: 

 
„§ 60a 

Studienangebote außerhalb  
eines Studienganges; 

Microcredentials 
 

(1) Die Hochschulen können Lehre an-
bieten, mit der außerhalb eines Studien-
ganges der Erwerb von Kompetenzen in 
einem geringeren Umfang als in einem 
Studiengang vermittelt wird. Das Nä-
here, insbesondere die Zugangsvoraus-
setzungen zur Teilnahme an der Lehre 
nach Satz 1, regelt die Hochschule 
durch Ordnung. Das Ministerium kann 
regeln, dass die Hochschulen die Ein-
führung oder Änderung der Lehre nach 
Satz 1 oder ein Konzept dieser Lehre 
anzeigen müssen. Auf der Grundlage 
der Anzeige nach Satz 3 kann das Mi-
nisterium die Hochschule mit der Durch-
führung der Lehre nach Satz 1 be-
trauen. Mit der Betrauung ist festge-
stellt, dass die Durchführung dieser 
Lehre im öffentlichen Interesse liegt. 
 

 53.   - b i s h e r  5 2 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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(2) Die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer an der Lehre nach Absatz 1 Satz 1 
sind vorbehaltlich des Satzes 2 Gasthö-
rerinnen und Gasthörer. Sie können 
nach Maßgabe der Einschreibungsord-
nung als Modul-Studierende einge-
schrieben werden; § 50 Absatz 2 und § 
62 Absatz 4 Satz 6 gelten entspre-
chend. Sie erhalten über die erbrachten 
Prüfungsleistungen Microcredentials. 
Diese sind Leistungszeugnisse, in de-
nen die jeweils erworbenen Kompeten-
zen ausgewiesen sind. Sind keine Prü-
fungsleistungen erbracht worden, erhal-
ten die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer eine Teilnahmebescheinigung. Ein-
heitliche Formen der Lehre nach Absatz 
1 Satz 1 und der Leistungszeugnisse 
nach Satz 2 werden 
 
1.  durch das Ministerium im Beneh-

men mit den Hochschulen oder  
2.  von dem Ministerium und den 

Hochschulen in einem Hochschul-
vertrag 

festgelegt. 
 
(3) Die Hochschule sichert die Qualität 
der Lehre nach Absatz 1 Satz 1 im Rah-
men eines hochschulinternen Qualitäts-
managements. Sie regelt das Nähere 
durch Ordnung. 

 
(4) Erfolgt die Lehre nach Absatz 1 
Satz 1 in Form des weiterbildenden Stu-
diums, bleibt § 62 unberührt.“ 

 
53. § 61 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1a wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe 
„§ 58 Absatz 2a Satz 3“ 
durch die Angabe „§ 58b 
Absatz 5“ ersetzt. 

 
bb)  In Satz 2 wird die Angabe 

„§ 58 Absatz 2a Satz 2“ 
durch die Angabe „§ 58b 
Absatz 5“ ersetzt. 

 
b) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-

fasst: 

 54.   - b i s h e r  5 3 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „Hinsichtlich der generellen Re-

gelstudienzeit in Studiengängen, 
die im Rahmen des Verbundstudi-
ums an Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften durchge-
führt werden, können in Hoch-
schulverträgen von den Sätzen 1 
bis 3 abweichende Regelungen 
getroffen werden.“ 

 
54.  § 62 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1 vorangestellt: 

 
 „(1) Die wissenschaftliche und 

künstlerische Weiterbildung dient, 
in Erfüllung eines staatlichen Wei-
terbildungsauftrags durch staat-
lich getragene und der staatlichen 
Aufsicht unterliegenden Hoch-
schulen, der Ausbildung von mehr 
oder besser durch die Ausprä-
gung von Kompetenzen und Fä-
higkeiten qualifizierten Personen 
durch öffentliche Bildung in For-
men lebenslangen Lernens ent-
sprechend dem jeweiligen Erwerb 
beruflicher Erfahrungen. Die 
Hochschulen entwickeln sich zu 
Einrichtungen lebenslangen Ler-
nens weiter. Sie arbeiten hierzu 
untereinander zusammen, indem 
sie im Sinne des § 102 Absatz 2 
gemeinsame Einheiten der Wei-
terbildung errichten. Das Ministe-
rium kann das Nähere zu der Zu-
sammenarbeit nach Satz 3 re-
geln.“ 

 
b)  Der bisherige Absatz 1 wird Ab-

satz 2 und die folgenden Sätze 
werden angefügt: 

 
 „Die Hochschule sichert die Qua-

lität des weiterbildenden Studi-
ums im Rahmen eines hochschul-
internen Qualitätsmanagements. 
Sie regelt das Nähere durch Ord-
nung. § 7 Absatz 1 bleibt hinsicht-
lich weiterbildender Studiengänge 
unberührt.“ 

 55.   - b i s h e r  5 4 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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c)  Der bisherige Absatz 2 wird Ab-

satz 3 und Satz 1 durch die fol-
genden Sätze ersetzt:  

 
 „Wird die Weiterbildung in öffent-

lich-rechtlicher Weise angeboten, 
sind die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an der Weiterbildung 
Gasthörerinnen und Gasthörer; 
für diese gilt § 52 Absatz 3 Satz 4 
nicht. Absatz 4 Satz 2 bleibt unbe-
rührt.“ 

 
d)  Der bisherige Absatz 3 wird Ab-

satz 4 und Satz 2 wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Wird der weiterbildende Studien-

gang in öffentlich-rechtlicher 
Weise angeboten, wird die Be-
werberin oder der Bewerber in 
diesen Studiengang als Weiterbil-
dungsstudierende oder Weiterbil-
dungsstudierender nach Maß-
gabe der Einschreibungsordnung 
eingeschrieben.“ 

 
e)  Die bisherigen Absätze 4 und 5 

werden die Absätze 5 und 6 und 
wie folgt gefasst: 

 
 „(5) Die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer des weiterbildenden 
Studiums erhalten über die er-
brachten Prüfungsleistungen 
Microcredentials. Diese sind Leis-
tungszeugnisse, in denen die je-
weils erworbenen Kompetenzen 
ausgewiesen sind. Sind keine 
Prüfungsleistungen erbracht wor-
den, erhalten sie eine Teilnahme-
bescheinigung. Das Nähere regelt 
die Prüfungsordnung. Einheitliche 
Formen des weiterbildenden Stu-
diums und der Leistungszeug-
nisse werden  

 
1.  durch das Ministerium im 

Benehmen mit den Hoch-
schulen oder  

2.  von dem Ministerium und 
den Hochschulen in einem 
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Hochschulvertrag 
 
festgelegt. 

 
 (6) Für die Inanspruchnahme öf-

fentlich-rechtlich erbrachter Wei-
terbildungsangebote sind in der 
Regel Gebühren festzusetzen 
und bei privatrechtlichen Weiter-
bildungsangeboten Entgelte zu 
erheben. Das Ministerium kann 
regeln, dass die Einführung oder 
Änderung von Weiterbildungsan-
geboten, für die nicht kostende-
ckende Gebühren festgesetzt 
werden sollen, der Anzeige beim 
Ministerium bedarf. Der Anzeige 
der einzelnen Weiterbildungsan-
gebote nach Satz 2 bedarf es 
nicht, wenn ein Konzept der Wei-
terbildung angezeigt wird, wel-
ches nicht kostendeckend gebüh-
renfinanzierte Weiterbildungsan-
gebote zum Gegenstand hat. Auf 
der Grundlage der Anzeige nach 
Satz 2 und 3 kann das Ministerium 
die Hochschule mit der Durchfüh-
rung des jeweiligen Weiterbil-
dungsangebots oder der das Kon-
zept ausfüllenden Weiterbildungs-
angebote betrauen. Mit der Be-
trauung ist festgestellt, dass die 
Durchführung des Weiterbil-
dungsangebots im öffentlichen In-
teresse liegt. Mitgliedern der 
Hochschule, die Aufgaben in der 
Weiterbildung übernehmen, kann 
dies nach Maßgabe der § 39 Ab-
satz 3, § 42 Absatz 1 Satz 4 und § 
44 Absatz 2 Satz 2 vergütet wer-
den.“ 

 
55.  In § 62a Absatz 4 wird die Angabe „1“ 

durch die Angabe „2“ ersetzt. 
 

 56.   - b i s h e r  5 5 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
56.  § 62b wird wie folgt geändert: 

 
a)  In der Überschrift wird die Angabe 

„Behinderung“ durch die Angabe 
„Behinderungen“ ersetzt. 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 57.   - b i s h e r  5 6 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „(2) Die beauftragte Person wirkt 
darauf hin, dass den besonderen 
Bedürfnissen von Studierenden 
mit Behinderungen oder chroni-
scher Erkrankung Rechnung ge-
tragen wird und insbesondere die 
zu ihren Gunsten geltenden 
Rechtsvorschriften beachtet wer-
den. Sie wirkt insbesondere bei 
der Planung und Organisation der 
Lehr- und Studienbedingungen 
und beim Nachteilsausgleich hin-
sichtlich des Zugangs und der Zu-
lassung zum Studium, hinsichtlich 
des Studiums und hinsichtlich der 
Prüfungen mit. Sie behandelt Be-
schwerden von Betroffenen. Be-
anstandet die beauftragte Person 
eine Maßnahme, hat die Bean-
standung aufschiebende Wir-
kung. Wird keine Abhilfe geschaf-
fen, ist das Rektorat zu beteiligen, 
welches im Rahmen seiner Be-
fugnisse nach § 16 Absatz 3 und 
4 das Entsprechende veranlasst.“ 

 
57. § 63 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Zudem berücksichtigen die 

Hochschulen bei der Festsetzung 
von Prüfungsterminen die Religi-
onsfreiheit der Studierenden.“ 

 
b)  Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 wird 

wie folgt gefasst: 
 

„1.  gegen eine die Täuschung 
über die Erbringung oder 
das Ergebnis von Prüfungs-
leistungen betreffende Re-
gelung einer Hochschulprü-
fungsordnung oder“. 

 

 58.   - b i s h e r  5 7 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

58. § 63a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Die Anerkennung von Prü-

fungsleistungen erfolgt in Anse-
hung der Kompetenzen, die 

 59. § 63a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Die Anerkennung von Prü-

fungsleistungen erfolgt in Anse-
hung der Kompetenzen, die 
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erworben worden sind, und der 
Kompetenzen, deren Nachweis 
ersetzt werden soll. Prüfungsleis-
tungen, die in Studiengängen 
oder in der Lehre nach § 60a Ab-
satz 1 an anderen staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hoch-
schulen, an staatlichen oder 
staatlich anerkannten Berufsaka-
demien, in Studiengängen an 
ausländischen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschu-
len oder in einem anderen Studi-
engang oder in der Lehre nach § 
60a Absatz 1 derselben Hoch-
schule erbracht worden sind, wer-
den auf Antrag unter Übernahme 
der Benotung, erforderlichenfalls 
nach Umrechnung, anerkannt, so-
fern hinsichtlich der erworbenen 
Kompetenzen kein wesentlicher 
Unterschied zu den Leistungen 
besteht, die ersetzt werden; eine 
Prüfung der Gleichwertigkeit fin-
det nicht statt. Unterschiede in 
Bezug auf die Art und Dauer einer 
Prüfung sowie die Prüfungsmoda-
litäten sind dabei im Regelfall 
nicht geeignet, die Annahme ei-
nes wesentlichen Unterschiedes 
im Sinne des Satzes 2 zu tragen. 
Die Hochschule kann im diploma 
supplement die Hochschule aus-
weisen, an der die anerkannte 
Kompetenz erworben wurde. Die 
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
hinsichtlich Studienabschlüssen, 
mit denen Studiengänge im Sinne 
des Satzes 1 abgeschlossen wor-
den sind. Die Anerkennung im 
Sinne der Sätze 2 und 5 dient der 
Fortsetzung des Studiums, dem 
Ablegen von Prüfungen, der Auf-
nahme eines weiteren Studiums 
oder der Zulassung zur Promo-
tion.“ 

 
b)  Dem Absatz 6 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 
 „Zudem gehen Vereinbarungen 

zwischen Hochschulen über 
Gleichwertigkeiten im 

erworben worden sind, und der 
Kompetenzen, deren Nachweis 
ersetzt werden soll. Prüfungsleis-
tungen, die in Studiengängen 
oder in der Lehre nach § 60a Ab-
satz 1 an anderen staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hoch-
schulen, an staatlichen oder 
staatlich anerkannten Berufsaka-
demien, in Studiengängen an 
ausländischen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschu-
len oder in einem anderen Studi-
engang oder in der Lehre nach § 
60a Absatz 1 derselben Hoch-
schule erbracht worden sind, wer-
den auf Antrag unter Übernahme 
der Benotung, erforderlichenfalls 
nach Umrechnung, anerkannt, so-
fern hinsichtlich der erworbenen 
Kompetenzen kein wesentlicher 
Unterschied zu den Leistungen 
besteht, die ersetzt werden; eine 
Prüfung der Gleichwertigkeit fin-
det nicht statt. Unterschiede in 
Bezug auf die Art und Dauer einer 
Prüfung sowie die Prüfungsmoda-
litäten sind dabei im Regelfall 
nicht geeignet, die Annahme ei-
nes wesentlichen Unterschiedes 
im Sinne des Satzes 2 zu tragen. 
Die Hochschule kann im diploma 
supplement die Hochschule aus-
weisen, an der die anerkannte 
Kompetenz erworben wurde. Die 
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
hinsichtlich Studienabschlüssen, 
mit denen Studiengänge im Sinne 
des Satzes 2 abgeschlossen wor-
den sind. Die Anerkennung im 
Sinne der Sätze 2 und 5 dient der 
Fortsetzung des Studiums, dem 
Ablegen von Prüfungen, der Auf-
nahme eines weiteren Studiums 
oder der Zulassung zur Promo-
tion.“ 

 
b)  Dem Absatz 6 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 
 „Zudem gehen Vereinbarungen 

zwischen Hochschulen über 
Gleichwertigkeiten im 
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Hochschulbereich (Hoch-
schuläquivalenzvereinbarungen) 
vor, die Studierende abweichend 
von Absatz 1 begünstigen, wenn  

 
1.  die Hochschulen Mitglied ei-

ner Europäischen Hoch-
schulallianz sind, und 

2.  gewährleistet ist, dass hin-
sichtlich der erworbenen 
Kompetenzen kein wesent-
licher Unterschied zu den 
Leistungen besteht, die er-
setzt werden.  

 
Satz 2 gilt nicht, wenn das Minis-
terium gegenüber der Hochschule 
feststellt, dass die Voraussetzun-
gen des Satzes 2 Nummer 2 nicht 
gegeben sind.“ 

 
c)  Absatz 7 Satz 7 wird aufgehoben. 

 
d)  Folgender Absatz 9 wird ange-

fügt: 
 „(9) Zur Sicherung des Verfahrens 

der Anerkennung und zur Ge-
währleistung der Qualität des Prü-
fungsgeschehens kann das Minis-
terium durch Rechtsverordnung 
regeln, dass Absatz 1 Satz 3 für 
Hochschulen, deren Sitz sich in 
einem Staat befindet, welcher 
kein Mitgliedsstaat der Europäi-
schen Union ist, nicht gilt.“ 

 

Hochschulbereich (Hoch-
schuläquivalenzvereinbarungen) 
vor, die Studierende abweichend 
von Absatz 1 begünstigen, wenn  

 
1.  die Hochschulen Mitglied ei-

ner Europäischen Hoch-
schulallianz sind, und 

2.  gewährleistet ist, dass hin-
sichtlich der erworbenen 
Kompetenzen kein wesent-
licher Unterschied zu den 
Leistungen besteht, die er-
setzt werden.  

 
Satz 2 gilt nicht, wenn das Minis-
terium gegenüber der Hochschule 
feststellt, dass die Voraussetzun-
gen des Satzes 2 Nummer 2 nicht 
gegeben sind.“ 

 
c)  Absatz 7 Satz 7 wird aufgehoben. 

 
d)  Folgender Absatz 9 wird ange-

fügt: 
 „(9) Zur Sicherung des Verfahrens 

der Anerkennung und zur Ge-
währleistung der Qualität des Prü-
fungsgeschehens kann das Minis-
terium durch Rechtsverordnung 
regeln, dass Absatz 1 Satz 3 für 
Hochschulen, deren Sitz sich in 
einem Staat befindet, welcher 
kein Mitgliedsstaat der Europäi-
schen Union ist, nicht gilt.“ 

 
59. § 64 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Die Anordnung einer ver-

pflichtenden Teilnahme von Stu-
dierenden an einer Lehrveranstal-
tung ist nur zulässig, wenn 

 
1.  diese Anordnung in der Prü-

fungsordnung selbst erfolgt,  
2.  die Teilnahme bezogen auf 

die jeweilige Lehrveranstal-
tung geeignet, erforderlich 
und angemessen ist, um de-
ren Qualifikationsziel zu 

 60. § 64 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Die Anordnung einer ver-

pflichtenden Teilnahme von Stu-
dierenden an einer Lehrveranstal-
tung ist nur zulässig, wenn 

 
1.  diese Anordnung in der Prü-

fungsordnung selbst erfolgt,  
2.  die Teilnahme bezogen auf 

die jeweilige Lehrveranstal-
tung geeignet, erforderlich 
und angemessen ist, um de-
ren Qualifikationsziel zu 
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erreichen; insbesondere 
kommt dies bei Exkursionen, 
Praktika, praktischen Übun-
gen oder vergleichbaren 
Lehrveranstaltungen in Be-
tracht und  

3.  in der Prüfungsordnung die 
Kriterien für unschädliche 
Ausfallzeiten insbesondere 
bei Erkrankungen, bei der 
Wahrnehmung von Verant-
wortung für nahe Angehörige 
mit Pflege- oder Unterstüt-
zungsbedarf sowie bei der 
Betreuung von Kindern gere-
gelt sind.“ 

 
b)  Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 1a eingefügt: 
 
 „(1a) Die Grundordnung kann vor-

sehen, dass Rahmenprüfungs-
ordnungen nach Überprüfung 
durch das Rektorat vom Senat auf 
Vorschlag entweder  

 
1.  der Mehrheit der Vertreterin-

nen und Vertreter der Gruppe 
der Studierenden im Senat, 

2.  des Gremiums nach den Sät-
zen 4 bis 6 oder 

3.  des Allgemeinen Studieren-
denausschusses 

 
erlassen werden. 
 
Ist nach Maßgabe der Grundord-
nung das Gremium nach Satz 1 
Nummer 2 gebildet oder liegt eine 
Regelung der Grundordnung 
nach Satz 1 Nummer 3 vor, entfal-
len die Befugnisse nach Satz 1 
Nummer 1. Absatz 1 Satz 2 bis 4 
gilt entsprechend. 

 
Die Hochschule kann nach Maß-
gabe der Grundordnung ein Gre-
mium als zentralen Studienbeirat 
bilden, welches in seiner einen 
Hälfte aus Vertreterinnen und Ver-
tretern der Gruppen im Sinne des 
§ 11 Absatz 1 Satz 1 und 3, soweit 
sie Lehraufgaben wahrnehmen, 

erreichen; insbesondere 
kommt dies bei Exkursionen, 
Praktika, praktischen Übun-
gen oder vergleichbaren 
Lehrveranstaltungen in Be-
tracht und  

3.  in der Prüfungsordnung die 
Kriterien für unschädliche 
Ausfallzeiten insbesondere 
bei Erkrankungen, bei der 
Wahrnehmung von Verant-
wortung für nahe Angehörige 
mit Pflege- oder Unterstüt-
zungsbedarf sowie bei der 
Betreuung von Kindern gere-
gelt sind.“ 

 
b)  Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 1a eingefügt: 
 
 „(1a) Die Grundordnung kann vor-

sehen, dass Rahmenprüfungs-
ordnungen nach Überprüfung 
durch das Rektorat vom Senat auf 
Vorschlag entweder  

 
1.  der Mehrheit der Vertreterin-

nen und Vertreter der Gruppe 
der Studierenden im Senat, 

2.  des Gremiums nach den Sät-
zen 4 bis 6 oder 

3.  des Allgemeinen Studieren-
denausschusses 

 
erlassen werden. 
 
Ist nach Maßgabe der Grundord-
nung das Gremium nach Satz 1 
Nummer 2 gebildet oder liegt eine 
Regelung der Grundordnung 
nach Satz 1 Nummer 3 vor, entfal-
len die Befugnisse nach Satz 1 
Nummer 1. Absatz 1 Satz 2 bis 4 
gilt entsprechend. 

 
Die Hochschule kann nach Maß-
gabe der Grundordnung ein Gre-
mium als zentralen Studienbeirat 
bilden, welches in seiner einen 
Hälfte aus Vertreterinnen und Ver-
tretern der Gruppen im Sinne des 
§ 11 Absatz 1 Satz 1 und 3, soweit 
sie Lehraufgaben wahrnehmen, 
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sowie in seiner anderen Hälfte 
aus Vertreterinnen und Vertretern 
der Gruppe im Sinne des § 11 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 besteht. 
Die Stimmen der beiden Hälften 
stehen im gleichen Verhältnis zu-
einander. Das Nähere zum zent-
ralen Studienbeirat, insbesondere 
zum Vorsitz, welcher der Hälfte 
der Lehrenden angehören muss, 
und zur Stimmgewichtung wird 
durch Ordnung geregelt.“ 

 
 
 

c)  Dem Absatz 2 Satz 1 wird folgen-
der Satz vorangestellt: 

 
 „Regelungen betreffend Prüfun-

gen einschließlich ihrer Teilnah-
mevoraussetzungen dürfen nur in 
der Hochschulprüfungsordnung 
getroffen werden.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d)  Absatz 2a wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 3 wird die Angabe 
„Behinderung“ durch die An-
gabe „Behinderungen“ er-
setzt. 

 
bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Das Rektorat wirkt darauf 

hin, dass die zuständigen 
Gremien, Funktionsträge-
rinnen und Funktionsträger 
nachteilsausgleichende Re-
gelungen vollziehen.“ 

 

sowie in seiner anderen Hälfte 
aus Vertreterinnen und Vertretern 
der Gruppe im Sinne des § 11 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 besteht. 
Die Stimmen der beiden Hälften 
stehen im gleichen Verhältnis zu-
einander. Das Nähere zum zent-
ralen Studienbeirat, insbesondere 
zum Vorsitz, welcher der Hälfte 
der Lehrenden angehören muss, 
und zur Stimmgewichtung wird 
durch Ordnung geregelt.“ 

 
c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

 
aa) Dem Satz 1 wird folgender 

Satz vorangestellt:  
 

„Regelungen betreffend 
Prüfungen einschließlich 
ihrer Teilnahmevorausset-
zungen dürfen nur in der 
Hochschulprüfungsord-
nung getroffen werden.“ 

 
bb) Der neue Satz 2 Nummer 

4 wird wie folgt gefasst:  
 

„4.  im Benehmen mit 
dem Studienbeirat 
die Zahl und die Vo-
raussetzungen für 
die Wiederholung 
von Prüfungsleistun-
gen,“ 

 
d)  Absatz 2a wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 3 wird die Angabe 
„Behinderung“ durch die An-
gabe „Behinderungen“ er-
setzt. 

 
bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Das Rektorat wirkt darauf 

hin, dass die zuständigen 
Gremien, Funktionsträge-
rinnen und Funktionsträger 
nachteilsausgleichende Re-
gelungen vollziehen.“ 
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60. § 66 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Nach Absatz 1a werden die fol-
genden Absätze 1b bis 1e einge-
fügt: 

 
 „(1b) Studierende eines Studien-

gangs der Humanmedizin, wel-
cher mit der Ärztlichen Prüfung im 
Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 5 der Approbationsord-
nung für Ärzte abschließt, die zum 
Zweiten Abschnitt der Ärztlichen 
Prüfung im Sinne des § 1 Absatz 
3 Satz 1 Nummer 2 der Approba-
tionsordnung für Ärzte gemäß § 
27 der Approbationsordnung für 
Ärzte zugelassen wurden, haben 
Zugang zu einem Studiengang, 
der mit einem Mastergrad abge-
schlossen wird, wenn abgesehen 
von dem Erfordernis des Nach-
weises eines ersten berufsqualifi-
zierenden Abschlusses die weite-
ren Voraussetzungen des § 49 
Absatz 6 im Einzelfall vorliegen. 
Das ärztliche Berufsrecht und die 
Voraussetzungen zur Ausübung 
des ärztlichen Berufs bleiben un-
berührt. Hierauf weisen die Uni-
versitäten die Studierenden in ge-
eigneter Weise hin. 

 
(1c) Studierende eines Studien-
gangs der Zahnmedizin, welcher 
mit der Zahnärztlichen Prüfung im 
Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 5 
der Approbationsordnung für 
Zahnärzte und Zahnärztinnen 
vom 8. Juli 2019 (BGBl. I S. 933), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 21. November 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 360) geändert 
worden ist, oder mit der zahnärzt-
lichen Prüfung im Sinne des § 2 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c der 
Approbationsordnung für Zahn-
ärzte in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 
2123-2, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung in der am 30. Sep-
tember 2020 geltenden Fassung 
abschließt, die  

 61.   - b i s h e r  6 0 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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1.  zum Dritten Abschnitt der 

Zahnärztlichen Prüfung im 
Sinne des § 2 Absatz 2 
Nummer 3, sowie der §§ 62 
bis 65 der Approbationsord-
nung für Zahnärzte und 
Zahnärztinnen oder 

2.  zur zahnärztlichen Prüfung 
im Sinne der §§ 32 und 40 
bis 51 der Approbationsord-
nung für Zahnärzte in der 
am 30. September 2020 
geltenden Fassung 

 
zugelassen wurden, haben Zu-
gang zu einem Studiengang, der 
mit einem Mastergrad abge-
schlossen wird, wenn abgesehen 
von dem Erfordernis des Nach-
weises eines ersten berufsqualifi-
zierenden Abschlusses die weite-
ren Voraussetzungen des § 49 
Absatz 6 im Einzelfall vorliegen. 
Das zahnärztliche Berufsrecht 
und die Voraussetzungen zur 
Ausübung einer zahnärztlichen 
Tätigkeit bleiben unberührt. Hie-
rauf weisen die Universitäten die 
Studierenden in geeigneter Weise 
hin. 

 
(1d) Studierende eines Studien-
gangs der Pharmazie, welcher mit 
der Pharmazeutischen Prüfung im 
Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 4 
der Approbationsordnung für Apo-
theker vom 19. Juli 1989 (BGBl. I 
S. 1489), die zuletzt durch Artikel 
1 der Verordnung vom 7. Juni 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 148) geän-
dert worden ist, abschließt, die 
zum Zweiten Abschnitt der Phar-
mazeutischen Prüfung im Sinne 
des § 1 Absatz 2 Nummer 2 und 
des § 18 der Approbationsord-
nung für Apotheker zugelassen 
wurden, haben Zugang zu einem 
Studiengang, der mit einem Mas-
tergrad abgeschlossen wird, 
wenn abgesehen von dem Erfor-
dernis des Nachweises eines ers-
ten berufsqualifizierenden 
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Abschlusses die weiteren Voraus-
setzungen des § 49 Absatz 6 im 
Einzelfall vorliegen. Das Berufs-
recht der Apothekerinnen und 
Apotheker und die Voraussetzun-
gen zur Ausübung des Apotheker-
berufs bleiben unberührt. Hierauf 
weisen die Universitäten die Stu-
dierenden in geeigneter Weise 
hin. 
 
(1e) Das Ministerium kann unter 
näherer Festlegung der im Einzel-
nen erforderlichen Verleihungsvo-
raussetzungen durch Rechtsver-
ordnung regeln, dass die Univer-
sität Studierenden anderer als der 
in den Absätzen 1a bis 1d ge-
nannten Studiengänge, welche 
mit einer staatlichen Prüfung ab-
schließen, ab einem vom Ministe-
rium zu bestimmenden Zeitpunkt 
einen Bachelorgrad im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 verleiht. In die-
sem Fall wird das Ministerium zu-
dem ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung die Grundsätze für die 
Berechnung der Bachelornote 
festzulegen.“ 

 
b)  Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Für die Rücknahme der Gradver-

leihung gilt § 48 Absatz 1 und 3 
des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes NRW; die §§ 86 und 88 blei-
ben unberührt.“ 

 
c)  In Absatz 6 Satz 3 wird die An-

gabe „3“ durch die Angabe „4“ er-
setzt. 

 
61.  § 67 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Durch die Promotion wird an 

Universitäten, auch in Koopera-
tion mit den Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften nach § 
67a, eine über das allgemeine 
Studienziel gemäß § 58 Absatz 1 

 62.  § 67 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Durch die Promotion wird an 

Universitäten, auch in Koopera-
tion mit den Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften nach § 
67a, eine über das allgemeine 
Studienziel gemäß § 58 Absatz 1 
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hinausgehende Befähigung zu 
selbständiger wissenschaftlicher 
Arbeit nachgewiesen. Die Befähi-
gung wird auf Grund einer wissen-
schaftlich beachtlichen schriftli-
chen Arbeit (Dissertation) und 
weiterer Prüfungsleistungen fest-
gestellt. Auf Grund der Promotion 
wird der Doktorgrad verliehen. 
Der Grad „Doctor of Philosophy 
(Ph.D.)“ kann auch in der Form 
der Abkürzung „Dr.“ ohne fachli-
chen Zusatz geführt werden; eine 
gleichzeitige Führung der Abkür-
zungen „Ph.D.“ und „Dr.“ in Bezug 
auf denselben Grad ist nicht zu-
lässig. § 66 Absatz 3 Satz 1 und 
Absatz 6 Satz 1 und 2 gilt entspre-
chend.“ 

 
b)  Absatz 2 Satz 3 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 
 „Die Hochschulen wirken auf die 

wissenschaftliche Betreuung ihrer 
Doktorandinnen und Doktoranden 
hin. Hierzu wird eine schriftliche 
Betreuungsvereinbarung zwi-
schen der Doktorandin oder dem 
Doktoranden und der Betreuerin 
oder dem Betreuer abgeschlos-
sen; die Hochschule tritt dieser 
Vereinbarung bei. Das Rektorat 
kann verbindliche Vorgaben hin-
sichtlich der Ausgestaltung der 
Vereinbarung beschließen. Für 
die Betreuungsvereinbarung gel-
ten die §§ 54 bis 62 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW.“ 

 
c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(3) Das Promotionsstudium wird 

vom Fachbereich durchgeführt. 
§ 26 Absatz 5 bleibt unberührt. 
Das Nähere regelt eine Prüfungs-
ordnung (Promotionsordnung). 
§ 63 Absatz 5 Satz 1 bis 5 sowie 
§ 65 Absatz 1 Satz 2 gelten ent-
sprechend. Die Bewertung der 
Promotionsleistungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 soll spätestens 
sechs Monate nach Vorlage der 

hinausgehende Befähigung zu 
selbständiger wissenschaftlicher 
Arbeit nachgewiesen. Die Befähi-
gung wird auf Grund einer wissen-
schaftlich beachtlichen schriftli-
chen Arbeit (Dissertation) und 
weiterer Prüfungsleistungen fest-
gestellt. Auf Grund der Promotion 
wird der Doktorgrad verliehen. 
Der Grad „Doctor of Philosophy 
(Ph.D.)“ kann auch in der Form 
der Abkürzung „Dr.“ ohne fachli-
chen Zusatz geführt werden; eine 
gleichzeitige Führung der Abkür-
zungen „Ph.D.“ und „Dr.“ in Bezug 
auf denselben Grad ist nicht zu-
lässig. § 66 Absatz 3 Satz 1 und 
Absatz 6 Satz 1 und 2 gilt entspre-
chend.“ 

 
b)  Absatz 2 Satz 3 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 
 „Die Hochschulen wirken auf die 

wissenschaftliche Betreuung ihrer 
Doktorandinnen und Doktoranden 
hin. Hierzu wird eine schriftliche 
Betreuungsvereinbarung zwi-
schen der Doktorandin oder dem 
Doktoranden und der Betreuerin 
oder dem Betreuer abgeschlos-
sen; die Hochschule tritt dieser 
Vereinbarung bei. Das Rektorat 
kann verbindliche Vorgaben hin-
sichtlich der Ausgestaltung der 
Vereinbarung beschließen. Für 
die Betreuungsvereinbarung gel-
ten die §§ 54 bis 62 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW.“ 

 
c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(3) Das Promotionsstudium wird 

vom Fachbereich durchgeführt. 
§ 26 Absatz 5 bleibt unberührt. 
Das Nähere regelt eine Prüfungs-
ordnung (Promotionsordnung). 
§ 63 Absatz 5 Satz 1 bis 5 sowie 
§ 65 Absatz 1 Satz 2 gelten ent-
sprechend. Die Bewertung der 
Promotionsleistungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 soll spätestens 
sechs Monate nach Vorlage der 
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Dissertation abgeschlossen sein. 
Dabei erfolgt die Zweitbegutach-
tung und jede nachfolgende Be-
gutachtung ohne Kenntnis der 
vorhergehenden Begutachtungen 
und ohne Bezugnahme hierauf. 
Die Bewertung der Promotions-
leistungen und die Betreuung der 
Doktorandin oder des Doktoran-
den sollen durch unterschiedliche 
Personen erfolgen. Von Satz 7 ist 
abzuweichen, sofern die Doktor-
andin oder der Doktorand spätes-
tens mit Einreichung der Promoti-
onsleistung schriftlich einen ent-
sprechenden Wunsch erklärt. Die 
Promotionsordnung kann die Ver-
leihung des Doktorgrades ehren-
halber vorsehen.“ 

 

Dissertation abgeschlossen sein. 
Dabei erfolgt die Zweitbegutach-
tung und jede nachfolgende Be-
gutachtung in einer Weise, dass 
die Qualität des Promotionsge-
schehens gesichert bleibt; dies er-
folgt unter Berücksichtigung der 
Fachkultur in der Regel so, dass 
diese Begutachtungen ohne 
Kenntnis der vorhergehenden Be-
gutachtungen und ohne Bezug-
nahme hierauf vorgenommen 
werden. Die Bewertung der Pro-
motionsleistungen und die Be-
treuung der Doktorandin oder des 
Doktoranden sollen durch unter-
schiedliche Personen erfolgen. 
Von Satz 7 ist abzuweichen, so-
fern die Doktorandin oder der 
Doktorand spätestens mit Einrei-
chung der Promotionsleistung 
schriftlich einen entsprechenden 
Wunsch erklärt. Die Promotions-
ordnung kann die Verleihung des 
Doktorgrades ehrenhalber vorse-
hen.“ 

 
62. § 67a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 67a 
Kooperative Promotion 

 
(1) Die Universitäten und Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften entwi-
ckeln in Kooperation Promotionsstudien 
im Sinne des § 67, bei denen die Erbrin-
gung der Promotionsleistungen ge-
meinsam betreut wird. Das Nähere zu 
diesen Studien und zur gemeinsamen 
Betreuung regelt die Promotionsord-
nung; diese soll dabei vorsehen, dass 
Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften an der Betreuung von 
Promotionsstudien beteiligt sowie zu 
Gutachterinnen oder Gutachtern oder 
Prüferinnen oder Prüfern bestellt wer-
den. Die individuellen Promotionsstu-
dien sind in einer Vereinbarung zwi-
schen einer Hochschullehrerin oder ei-
nem Hochschullehrer an der Universität 
und einer Hochschullehrerin oder einem 
Hochschullehrer an der Hochschule für 

 63. § 67a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 67a 
Kooperative Promotion 

 
(1) Die Universitäten und Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften entwi-
ckeln in Kooperation Promotionsstudien 
im Sinne des § 67, bei denen die Erbrin-
gung der Promotionsleistungen ge-
meinsam betreut wird. Das Nähere zu 
diesen Studien und zur gemeinsamen 
Betreuung regelt die Promotionsord-
nung; diese soll dabei vorsehen, dass 
Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften an der Betreuung von 
Promotionsstudien beteiligt sowie zu 
Gutachterinnen oder Gutachtern oder 
Prüferinnen oder Prüfern bestellt wer-
den. Die individuellen Promotionsstu-
dien sind in einer Vereinbarung zwi-
schen einer Hochschullehrerin oder ei-
nem Hochschullehrer an der Universität 
und einer Hochschullehrerin oder einem 
Hochschullehrer an der Hochschule für 
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angewandte Wissenschaften festzule-
gen. Doktorandinnen und Doktoranden, 
die im Rahmen eines kooperativen Pro-
motionsstudiums nach Satz 1 in der 
Fachhochschule betreut werden, kön-
nen als Doktorandinnen oder Doktoran-
den an dieser Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften eingeschrieben 
werden; sie nehmen in der Hochschule 
für angewandte Wissenschaften an 
Wahlen nicht teil. Die Einschreibung 
nach § 67 Absatz 5 bleibt von der Ein-
schreibung nach Satz 4 unberührt. Im 
Übrigen gilt § 67 Absatz 5 Satz 2 und 3 
entsprechend. 
 
(2) Das Promotionskolleg für ange-
wandte Forschung der Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften in Nord-
rhein-Westfalen nach § 67b unterstützt 
das kooperative Promotionsstudium, 
berät die Universitäten, Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften und Dok-
torandinnen und Doktoranden hinsicht-
lich seiner Durchführung und berichtet 
dem Ministerium regelmäßig über den 
Stand des kooperativen Promotionsstu-
diums. Die Universitäten arbeiten hierzu 
mit dem Promotionskolleg zusammen.“ 

 

angewandte Wissenschaften festzule-
gen. Doktorandinnen und Doktoranden, 
die im Rahmen eines kooperativen Pro-
motionsstudiums nach Satz 1 in der 
Hochschule für angewandte Wissen-
schaften betreut werden, können als 
Doktorandinnen oder Doktoranden an 
dieser Hochschule für angewandte Wis-
senschaften eingeschrieben werden; 
sie nehmen in der Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften an Wahlen 
nicht teil. Die Einschreibung nach § 67 
Absatz 5 bleibt von der Einschreibung 
nach Satz 4 unberührt. Im Übrigen gilt § 
67 Absatz 5 Satz 2 und 3 entsprechend. 
 
(2) Das Promotionskolleg für ange-
wandte Forschung der Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften in Nord-
rhein-Westfalen nach § 67b unterstützt 
das kooperative Promotionsstudium, 
berät die Universitäten, Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften und Dok-
torandinnen und Doktoranden hinsicht-
lich seiner Durchführung und berichtet 
dem Ministerium regelmäßig über den 
Stand des kooperativen Promotionsstu-
diums. Die Universitäten arbeiten hierzu 
mit dem Promotionskolleg zusammen.“ 

 
63. § 67b wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird die Angabe 
„Fachhochschulen“ durch die An-
gabe „Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften“ ersetzt. 

 
b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Das Promotionskolleg für an-

gewandte Forschung der Hoch-
schulen für angewandte Wissen-
schaften in Nordrhein-Westfalen 
ist als hochschulübergreifende 
wissenschaftliche Einrichtung 
eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts; für diese Körperschaft gilt 
§ 103. Das Promotionskolleg glie-
dert sich in Fachbereiche. Für 
diese Fachbereiche gelten die §§ 
26 bis 29 nicht. Das Nähere zur 
Organisation des Promotionskol-
legs regelt die 

 64. § 67b wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird die Angabe 
„Fachhochschulen“ durch die An-
gabe „Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften“ ersetzt. 

 
b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Das Promotionskolleg für an-

gewandte Forschung der Hoch-
schulen für angewandte Wissen-
schaften in Nordrhein-Westfalen 
ist als hochschulübergreifende 
wissenschaftliche Einrichtung 
eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts; für diese Körperschaft gilt 
§ 103. Das Promotionskolleg glie-
dert sich in Fachbereiche. Für 
diese Fachbereiche gelten die §§ 
26 bis 29 nicht. Das Nähere zur 
Organisation des Promotionskol-
legs regelt die 
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Verwaltungsvereinbarung nach § 
103 Absatz 2. Mittel des Landes 
werden dem Promotionskolleg in 
Form von Zuschüssen für den lau-
fenden Betrieb und für Investitio-
nen bereitgestellt. Die haushalts-
rechtliche Behandlung der Zu-
schüsse erfolgt entsprechend den 
für Hochschulen geltenden Rege-
lungen.“ 

 
c)  Die Absätze 3 und 4 werden wie 

folgt gefasst: 
 
 „(3) Im Falle der Verleihung des 

Promotionsrechts nach Maßgabe 
des Absatzes 2 gilt § 67 Absatz 1, 
2, 3 Satz 1 und 3 bis 5, Absatz 4, 
5 Satz 2 und 3 und Absatz 6 für 
das Promotionskolleg entspre-
chend. Die Verwaltungsvereinba-
rung regelt, an welcher Hoch-
schule für angewandte Wissen-
schaften Zugangsberechtigte 
nach § 67 Absatz 4 als Doktoran-
dinnen oder Doktoranden einge-
schrieben werden. Die Promo-
tionsordnung wird von dem in der 
Verwaltungsvereinbarung be-
stimmten Organ des Promotions-
kollegs erlassen. Soweit ein Stu-
diengang nach § 67 Absatz 2 Satz 
2 eingerichtet wird, wird dieser 
Studiengang an einer Hochschule 
für angewandte Wissenschaften 
oder nach Maßgabe des § 102 
Absatz 1 als gemeinsamer Studi-
engang mehrerer Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften 
durchgeführt; die Verwaltungsver-
einbarung kann zu dieser Durch-
führung das Nähere regeln. 

 
(4) Das Promotionskolleg wirkt mit 
den Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben zusammen. Die 
Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften wirken mit dem 
Promotionskolleg zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben in Forschung und 
Lehre zusammen. Die Hochschu-
len für angewandte 

Verwaltungsvereinbarung nach § 
103 Absatz 2. Mittel des Landes 
werden dem Promotionskolleg in 
Form von Zuschüssen für den lau-
fenden Betrieb und für Investitio-
nen bereitgestellt. Die haushalts-
rechtliche Behandlung der Zu-
schüsse erfolgt entsprechend den 
für Hochschulen geltenden Rege-
lungen.“ 

 
c)  Die Absätze 3 und 4 werden wie 

folgt gefasst: 
 
 „(3) Im Falle der Verleihung des 

Promotionsrechts nach Maßgabe 
des Absatzes 2 gilt § 67 Absatz 1, 
2, 3 Satz 1 und 3 bis 5, Absatz 4, 
5 Satz 2 und 3 und Absatz 6 für 
das Promotionskolleg entspre-
chend. Die Verwaltungsvereinba-
rung regelt, an welcher Hoch-
schule für angewandte Wissen-
schaften Zugangsberechtigte 
nach § 67 Absatz 4 als Doktoran-
dinnen oder Doktoranden einge-
schrieben werden. Die Promo-
tionsordnung wird von dem in der 
Verwaltungsvereinbarung be-
stimmten Organ des Promotions-
kollegs erlassen. Soweit ein Stu-
diengang nach § 67 Absatz 2 Satz 
2 eingerichtet wird, wird dieser 
Studiengang an einer Hochschule 
für angewandte Wissenschaften 
oder nach Maßgabe des § 102 
Absatz 1 als gemeinsamer Studi-
engang mehrerer Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften 
durchgeführt; die Verwaltungsver-
einbarung kann zu dieser Durch-
führung das Nähere regeln. 

 
(4) Das Promotionskolleg wirkt mit 
den Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben zusammen. Die 
Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften wirken mit dem 
Promotionskolleg zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben in Forschung und 
Lehre zusammen. Hinsichtlich der 
Zuweisung von Leistungen zur 
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Wissenschaften schließen mit 
dem Promotionskolleg eine Ko-
operationsvereinbarung, in der 
das Nähere über das Zusammen-
wirken geregelt wird; die Koopera-
tionsvereinbarung kann eine Ko-
operation mit nichtstaatlichen 
Hochschulen vorsehen. Die 
Hochschule für angewandte Wis-
senschaften darf die nach der Ko-
operationsvereinbarung durch 
das Promotionskolleg zu erbrin-
genden Tätigkeiten nur bei die-
sem nachfragen; das Promotions-
kolleg darf die nach der Koopera-
tionsvereinbarung durch die 
Hochschule für angewandte Wis-
senschaften zu erbringenden Tä-
tigkeiten nur bei dieser nachfra-
gen.“ 

 

ausschließlichen Wahrnehmung 
gilt § 115.“ 

 

64.  § 69 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Von einer staatlichen oder staatlich an-
erkannten Hochschule in Deutschland 
oder in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes, einschließ-
lich der Europäischen Hochschulen in 
Florenz und Brügge sowie der Päpstli-
chen Hochschulen in Rom, verliehene 
Hochschulgrade sowie entsprechende 
staatliche Grade können im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes in der verliehe-
nen Form geführt werden.“ 

 

 65.   - b i s h e r  6 4 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

65. § 70 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird die An-
gabe „Fachhochschulen“ durch 
die Angabe „Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 
 
 

b)  Absatz 4 wird durch die folgenden 
Absätze 4 bis 6 ersetzt: 

 66. § 70 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird die An-
gabe „Fachhochschulen“ durch 
die Angabe „Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften“ er-
setzt. 

 
b) In Absatz 3 Satz 2 wird die An-

gabe „wissenschaftlichen oder 
wesentlichen sonstigen“ durch 
die Angabe „wissenschaftlich re-
levanten“ ersetzt. 

 
c)  Absatz 4 wird durch die folgenden 

Absätze 4 bis 6 ersetzt: 
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 „(4) Die Hochschulen können ins-

besondere für Zwecke der Be-
richtslegung, des Controllings, der 
Planung, der Evaluierung, der 
Qualitätssicherung, der Statistik 
sowie zur Erfüllung von Doku-
mentations- und Informations-
pflichten für sich selbst oder über-
greifend im Verbund mit weiteren 
Hochschulen und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen 
Forschungsinformationssysteme 
aufbauen und betreiben und zu 
diesem Zweck auch personenbe-
zogene Daten verarbeiten, soweit 
dies für die genannten Zwecke er-
forderlich ist. In den Forschungs-
informationssystemen werden In-
formationen über die Forschungs-
aktivitäten unter anderem in Be-
zug auf Forschungsprojekte, Dis-
sertationen, Habilitationen, Publi-
kationen, Patente, Preise, Aus-
gründungen und Forschungsinfra-
strukturen gesammelt. Das Nä-
here regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung. 

 
 (5) Die Hochschulen unterstützen 

die freie und ungehinderte Ver-
breitung und Zugänglichmachung 
wissenschaftlicher Arbeiten in di-
gitaler Form (Open Access). 

 
 (6) Die Hochschule informiert wie-

derkehrend über ihre Forschungs-
vorhaben und Forschungs-
schwerpunkte. Die Mitglieder und 
Angehörigen der Hochschule wir-
ken hieran mit. Die in den For-
schungsinformationssystemen 
gesammelten Informationen zu 
Forschungsaktivitäten und betei-
ligten Personen mit ihrer Funktion 
und den dienstlichen Kontaktda-
ten können durch die Hochschu-
len zur Darstellung ihrer For-
schungsaktivitäten veröffentlicht 
werden. Das Ministerium kann 
Forschungsberichte nach vorge-
gebenen Standards anfordern, 
wenn dies insbesondere für 

 
 „(4) Die Hochschulen können ins-

besondere für Zwecke der Be-
richtslegung, des Controllings, der 
Planung, der Evaluierung, der 
Qualitätssicherung, der Statistik 
sowie zur Erfüllung von Doku-
mentations- und Informations-
pflichten für sich selbst oder über-
greifend im Verbund mit weiteren 
Hochschulen und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen 
Forschungsinformationssysteme 
aufbauen und betreiben und zu 
diesem Zweck auch personenbe-
zogene Daten verarbeiten, soweit 
dies für die genannten Zwecke er-
forderlich ist. In den Forschungs-
informationssystemen werden In-
formationen über die Forschungs-
aktivitäten unter anderem in Be-
zug auf Forschungsprojekte, Dis-
sertationen, Habilitationen, Publi-
kationen, Patente, Preise, Aus-
gründungen und Forschungsinfra-
strukturen gesammelt. Das Nä-
here regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung. 

 
 (5) Die Hochschulen unterstützen 

die freie und ungehinderte Ver-
breitung und Zugänglichmachung 
wissenschaftlicher Arbeiten in di-
gitaler Form (Open Access). 

 
 (6) Die Hochschule informiert wie-

derkehrend über ihre Forschungs-
vorhaben und Forschungs-
schwerpunkte. Die Mitglieder und 
Angehörigen der Hochschule wir-
ken hieran mit. Die in den For-
schungsinformationssystemen 
gesammelten Informationen zu 
Forschungsaktivitäten und betei-
ligten Personen mit ihrer Funktion 
und den dienstlichen Kontaktda-
ten können durch die Hochschu-
len zur Darstellung ihrer For-
schungsaktivitäten veröffentlicht 
werden. Das Ministerium kann 
Forschungsberichte nach vorge-
gebenen Standards anfordern, 
wenn dies insbesondere für 
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Zwecke des Controllings, der Fi-
nanzierung, der Planung, der 
Evaluierung und der Statistik er-
forderlich ist. Bestandteil der Be-
richtslegung kann ein im Verbund 
mit weiteren Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungsein-
richtungen erstellter Bericht (Lan-
desforschungsbericht) sein. Der 
Landesforschungsbericht ist zu 
veröffentlichen.“ 

 

Zwecke des Controllings, der Fi-
nanzierung, der Planung, der 
Evaluierung und der Statistik er-
forderlich ist. Bestandteil der Be-
richtslegung kann ein im Verbund 
mit weiteren Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungsein-
richtungen erstellter Bericht (Lan-
desforschungsbericht) sein. Der 
Landesforschungsbericht ist zu 
veröffentlichen.“ 

 
66. Nach § 71a wird folgender § 71b einge-

fügt: 
 

„§ 71b 
Förderung von Ausgründungen 

 
(1) Die Förderung von Ausgründungen 
dient, in Erfüllung eines staatlichen Bil-
dungsauftrags durch staatlich getra-
gene und der staatlichen Aufsicht unter-
liegende Hochschulen, der Ausbildung 
von mehr oder besser durch die Ausprä-
gung von Kompetenzen und Fähigkei-
ten qualifizierten Personen durch auf 
die Ausgründung bezogene öffentliche 
Bildung. 
 
(2) Das Ministerium kann regeln, dass 
die Hochschulen die Förderung von 
Ausgründungen anzeigen müssen. Der 
Anzeige der einzelnen Förderung nach 
Satz 1 bedarf es nicht, wenn ein Kon-
zept der Förderung von Ausgründungen 
angezeigt wird. Auf der Grundlage der 
Anzeige nach den Sätzen 1 oder 2 kann 
das Ministerium die Hochschule mit der 
Durchführung der jeweiligen Förder-
maßnahme oder der das Konzept aus-
füllenden Fördermaßnahmen betrauen. 
Mit der Betrauung ist festgestellt, dass 
die Durchführung der Förderung im öf-
fentlichen Interesse liegt.“ 

 

 67.   - b i s h e r  6 6 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
 
 

67.  Die Überschrift des Teils 9 wird wie 
folgt gefasst: 

 
„Teil 9 

Nichtstaatlicher Bildungsbereich  
des tertiären Sektors“. 

 
 

 68.   - b i s h e r  6 7 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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68. Dem § 72 wird folgender § 72 vorange-
stellt: 

 
„§ 72 

Übersicht über  
Formen hochschulischer Bildung 

 
(1) Im nichtstaatlichen Bildungsbereich 
gibt es folgende Formen hochschuli-
scher Bildung: 
 
1. staatlich anerkannte Hochschulen 

nach § 73 oder § 76, 
2.  Niederlassungen von Hochschulen 

innerhalb der Europäischen Union 
nach § 80, 

3.  Bildungseinrichtungen, die im 
Wege des Franchisings mit einer 
Hochschule innerhalb der Europäi-
schen Union zusammenarbeiten, 
nach § 81 sowie 

4. Bildungseinrichtungen, die im 
Wege des Franchisings mit einer 
Hochschule außerhalb der Europä-
ischen Union zusammenarbeiten, 
nach § 82. 

 
Hinsichtlich der Zulässigkeit des Be-
triebs der Formen nach Satz 1 gelten 
die nachfolgenden Bestimmungen die-
ses Teils. 
 
(2) Bildungseinrichtungen in nichtstaat-
licher Trägerschaft, die  
 
1.  sich im Rechtsverkehr als Hoch-

schule, Universität, Hochschule für 
angewandte Wissenschaften, 
Fachhochschule, Kunsthochschule 
oder Kunstakademie oder mit ei-
nem Namen bezeichnen, der die 
Gefahr einer Verwechslung mit ei-
ner der vorgenannten Bezeichnun-
gen begründet, oder eine Ausbil-
dung als Studiengang anbieten, 
und 

2.  staatlich als Hochschule nicht aner-
kannt sind oder unzulässig als Nie-
derlassung betrieben werden, 

 
bieten keine anerkannte akademische 
Ausbildung an und haben kein Recht, 
Hochschulprüfungen abzunehmen, 

 69.   - b i s h e r  6 8 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Hochschulgrade zu verleihen und Zeug-
nisse zu erteilen sowie Studiengänge 
anzubieten. Derartige Bildungseinrich-
tungen sind nach Maßgabe des § 79 
Absatz 3 und 4 zu Informationen ver-
pflichtet und haften zumindest bei feh-
lender oder fehlerhafter Information auf 
Schadensersatz, soweit dieser nach 
den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts zu entrichten ist.“ 
 

69.  Der bisherige § 72 wird § 73 und Ab-
satz 2 wie folgt geändert: 

 
a)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Nummer 7 Buchstabe a wird 

wie folgt gefasst: 
 

„a)  die Einstellungsvo-
raussetzungen einer 
Professorin oder ei-
nes Professors nach § 
36 im Falle einer Uni-
versität oder einer 
Hochschule für ange-
wandte Wissenschaf-
ten oder nach § 29 
des Kunsthochschul-
gesetzes im Falle ei-
ner Kunsthochschule 
erfüllen und“. 

 
bb)  Nummer 8 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„8.  die Mitglieder und An-
gehörigen der Hoch-
schule an der Gestal-
tung des Studiums so-
wie auf Ebene der 
Fachbereiche in sinn-
gemäßer Anwendung 
der für Hochschulen 
in staatlicher Träger-
schaft oder staatliche 
Kunsthochschulen 
geltenden Grundsätze 
mitwirken,“. 

 
b)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Prüfungsordnungen müssen 

 70.  Der bisherige § 72 wird § 73 und Ab-
satz 2 wie folgt geändert: 

 
a)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Nummer 7 Buchstabe a wird 

wie folgt gefasst: 
 

„a)  die Einstellungsvo-
raussetzungen einer 
Professorin oder ei-
nes Professors nach § 
36 im Falle einer Uni-
versität oder einer 
Hochschule für ange-
wandte Wissenschaf-
ten oder nach § 29 
des Kunsthochschul-
gesetzes im Falle ei-
ner Kunsthochschule 
erfüllen und“. 

 
bb)  Nummer 8 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„8.  die Mitglieder und An-
gehörigen der Hoch-
schule an der Gestal-
tung des Studiums so-
wie auf Ebene der 
Fachbereiche in sinn-
gemäßer Anwendung 
der für Hochschulen 
in staatlicher Träger-
schaft oder staatliche 
Kunsthochschulen 
geltenden Grundsätze 
mitwirken,“. 

 
b)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Prüfungsordnungen müssen 
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den Ordnungen der Hochschulen 
in der Trägerschaft des Landes 
oder der staatlichen Kunsthoch-
schulen gleichwertig sein; § 63 
Absatz 1, 2 und 5, § 63a, § 64 Ab-
satz 2 und 2a sowie § 65 dieses 
Gesetzes sowie § 55 Absatz 1, 
§ 56 Absatz 2 sowie § 57 des 
Kunsthochschulgesetzes gelten 
entsprechend.“ 

 

den Ordnungen der Hochschulen 
in der Trägerschaft des Landes 
oder der staatlichen Kunsthoch-
schulen gleichwertig sein; § 63 
Absatz 1, 2 und 5, § 63a, § 64 Ab-
satz 2 und 2a sowie § 65 dieses 
Gesetzes sowie § 55 Absatz 1, 
§ 56 Absatz 2 und 2a sowie § 57 
des Kunsthochschulgesetzes gel-
ten entsprechend.“ 

 
70. Der bisherige § 73 wird § 74 und wie 

folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Das Ministerium spricht auf 

schriftlichen Antrag des Trägers 
der Bildungseinrichtung die staat-
liche Anerkennung aus. Es kann 
zuvor eine gutachterliche Stel-
lungnahme durch den Wissen-
schaftsrat oder durch eine ver-
gleichbare, vom Ministerium be-
nannte Einrichtung einholen, in 
der das eingereichte Konzept für 
die Hochschule, deren Anerken-
nung beantragt ist, anhand der in 
§ 73 geregelten Voraussetzungen 
bewertet wird (Konzeptprüfung). 
Die Anerkennung kann befristet 
ausgesprochen und mit Auflagen 
versehen werden, die der Erfül-
lung der Voraussetzungen des § 
73 dienen.“ 

 
b)  In Absatz 3 Satz 4 wird die An-

gabe „72“ durch die Angabe „73“ 
ersetzt. 

 
c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„Zur Sicherung der Qualität 
in Studium, Forschung und 
Lehre sowie der Grund-
rechte des Trägers der 
Hochschule, deren staatli-
che Anerkennung beantragt 
ist oder die staatlich aner-
kannt ist, kann das Ministe-
rium das Nähere zum 

 71.   - b i s h e r  7 0 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Verfahren der Konzeptprü-
fung, der institutionellen Ak-
kreditierung, der institutio-
nellen Reakkreditierung so-
wie der Begutachtung be-
treffend die Verleihung des 
Promotions- oder Habilitati-
onsrechts nach § 75 Absatz 
3 durch Rechtsverordnung 
regeln.“ 

 
bb)  Satz 2 wird wie folgt geän-

dert: 
 

aaa)  Der Satzteil vor Num-
mer 1 wird wie folgt 
gefasst: 

 
 „In der Rechtsverord-

nung können insbe-
sondere Regelungen 
getroffen werden 
über“. 

 
bbb)  Nummer 6 wird wie 

folgt gefasst: 
 

„6.  betreffend die 
Veröffentlichung 
des wesentlichen 
Inhalts der gut-
achterlichen Stel-
lungnahme in den 
Fällen des Absat-
zes 3 Satz 4 so-
wie des § 75 Ab-
satz 3 Satz 1.“ 

 
d)  Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „In der gutachterlichen Stellung-

nahme nach Absatz 3 Satz 1 wird 
gegenüber dem Ministerium aus-
geführt, ob und inwieweit die 
staatlich anerkannte Hochschule 
den Voraussetzungen des § 73 
oder des § 75 Absatz 3 ent-
spricht.“ 

 
e)  Absatz 7 Satz 1 bis 3 wird wie folgt 

gefasst: 
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 „Hinsichtlich der Gebühren für die 
staatliche Anerkennung sowie für 
weitere Amtshandlungen des Mi-
nisteriums gilt § 112 Absatz 3. Die 
Kosten der internen und externen 
Qualitätssicherung sind vom Trä-
ger der Hochschule oder der 
Hochschule selbst zu tragen. Für 
die in Absatz 3 und § 75 Absatz 3 
genannten Verfahren werden Ge-
bühren oder Auslagen nach dem 
Gebührengesetz NRW erhoben.“ 

 
f)  Folgender Absatz 8 wird ange-

fügt: 
 
 „(8) Träger der nichtstaatlichen 

Hochschule ist, wem das Handeln 
der Hochschule rechtlich zuzu-
rechnen ist. Der Sitz des Trägers 
muss sich auf dem Gebiet des 
Landes befinden. Zudem muss er 
eine Hochschule auf diesem Ge-
biet tragen.“ 

 
71.  Der bisherige § 73a wird § 75 und wie 

folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Nach Maßgabe ihrer Anerken-

nung haben die staatlich aner-
kannten Hochschulen das Recht, 
die Bezeichnung „Universität“, 
„Fachhochschule“, „Hochschule 
für angewandte Wissenschaft,“ 
„Kunsthochschule“ oder „Hoch-
schule“ allein oder in einer Wort-
verbindung oder eine entspre-
chende fremdsprachliche Be-
zeichnung zu führen.“ 

 
b)  In Absatz 2 Satz 1 wird die An-

gabe „72“ durch die Angabe „73“ 
ersetzt. 

 
c)  Die bisherigen Absätze 4a und 5 

werden Absätze 5 und 6. 
 
d)  Der bisherige Absatz 6 wird Ab-

satz 7 und die Sätze 2 und 3 wer-
den durch die folgenden Sätze 

 72.  Der bisherige § 73a wird § 75 und wie 
folgt geändert: 

 
a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Nach Maßgabe ihrer Anerken-

nung haben die staatlich aner-
kannten Hochschulen das Recht, 
die Bezeichnung „Universität“, 
„Fachhochschule“, „Hochschule 
für angewandte Wissenschaft,“ 
„Kunsthochschule“ oder „Hoch-
schule“ allein oder in einer Wort-
verbindung oder eine entspre-
chende fremdsprachliche Be-
zeichnung zu führen.“ 

 
b)  In Absatz 2 Satz 1 wird die An-

gabe „72“ durch die Angabe „73“ 
ersetzt. 

 
c)  Die bisherigen Absätze 4a und 5 

werden Absätze 5 und 6. 
 
d) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-

satz 7 und die Sätze 2 und 3 wie 
folgt gefasst: 
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ersetzt: 
 
 „Dient eine Einrichtung außerhalb 

der Hochschule der praktischen 
Ausbildung nach Maßgabe der 
Approbationsordnung für Ärzte, 
so kann ihr die Hochschule mit Er-
laubnis des Ministeriums eine ge-
eignete Bezeichnung, im Falle ei-
nes Krankenhauses die Bezeich-
nung „Akademisches Lehrkran-
kenhaus“, verleihen. Dient eine 
Einrichtung außerhalb der Hoch-
schule der praktischen Ausbil-
dung nach Maßgabe der Appro-
bationsordnung für Ärztinnen und 
Ärzte, so kann ihr die Hochschule 
mit Erlaubnis des Ministeriums 
eine geeignete Bezeichnung, im 
Falle eines Krankenhauses die 
Bezeichnung „Akademisches 
Lehrkrankenhaus“, verleihen. 
Dient eine Einrichtung außerhalb 
der Hochschule der praktischen 
Ausbildung in nichtmedizinischen 
Gesundheitsbereichen, so kann 
ihr die Hochschule mit Zustim-
mung des Ministeriums eine ge-
eignete Bezeichnung, im Falle ei-
nes Krankenhauses die Bezeich-
nung „Akademisches Lehrkran-
kenhaus“ nebst Nennung der spe-
zifischen fachlichen Ausrichtung, 
verleihen, wenn die praktische 
Ausbildung durch die Einrichtung 
im Rahmen eines Studiengangs 
und unter der Verantwortung und 
Kontrolle einer Hochschule er-
folgt.“ 

 
e)  Der bisherige Absatz 7 wird Ab-

satz 8 und in Satz 3 wird die An-
gabe „5“ durch die Angabe „4“ er-
setzt. 

 
f)  Der bisherige Absatz 8 wird Ab-

satz 9. 
 

 
 

„Dient eine Einrichtung außerhalb 
der Hochschule der praktischen 
Ausbildung nach Maßgabe der Ap-
probationsordnung für Ärzte, so 
kann ihr die Hochschule mit Erlaub-
nis des Ministeriums eine geeignete 
Bezeichnung, im Falle eines Kran-
kenhauses die Bezeichnung „Aka-
demisches Lehrkrankenhaus“, ver-
leihen. Dient eine Einrichtung au-
ßerhalb der Hochschule der prakti-
schen Ausbildung in nichtmedizini-
schen Gesundheitsbereichen, so 
kann ihr die Hochschule mit Zustim-
mung des Ministeriums eine geeig-
nete Bezeichnung, im Falle eines 
Krankenhauses die Bezeichnung 
„Akademisches Lehrkrankenhaus“ 
nebst Nennung der spezifischen 
fachlichen Ausrichtung, verleihen, 
wenn die praktische Ausbildung 
durch die Einrichtung im Rahmen 
eines Studiengangs und unter der 
Verantwortung und Kontrolle einer 
Hochschule erfolgt.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

e)  Der bisherige Absatz 7 wird Ab-
satz 8 und in Satz 3 wird die An-
gabe „5“ durch die Angabe „4“ er-
setzt. 

 
f)  Der bisherige Absatz 8 wird Ab-

satz 9. 
 

72.  Der bisherige § 74 wird § 76 und wie 
folgt geändert: 

 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

 73.   - b i s h e r  7 2 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „(1) Die Theologische Fakultät 
Paderborn und die Kirchliche 
Hochschule Wuppertal sind staat-
lich anerkannte Hochschulen im 
Sinne dieses Gesetzes. Andere 
kirchliche Bildungseinrichtungen 
können nach § 74 Absatz 2 als 
Hochschulen anerkannt werden. 
Dabei können Ausnahmen von 
den Voraussetzungen des § 73 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und 8 
zugelassen werden, wenn ge-
währleistet ist, dass das Studium 
an der kirchlichen Bildungsein-
richtung dem Studium an einer 
Hochschule in der Trägerschaft 
des Landes gleichwertig ist. Für 
Bildungseinrichtungen, die durch 
eine Kirche mit der Rechtsstellung 
einer Körperschaft des öffentli-
chen Rechts betrieben werden, 
und für Ordenshochschulen gel-
ten die Voraussetzungen des § 73 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 11 als 
erfüllt.“ 

 
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

 „In den Bereichen, die der Ausbil-
dung der Geistlichen dienen, fin-
den § 75 Absatz 4 und § 77 Ab-
satz 2 Satz 1 keine Anwendung.“ 

 
c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(3) Für Studiengänge, die über-

wiegend der Aus- und Weiterbil-
dung zu und von Geistlichen oder 
für kirchliche Berufe dienen, ge-
währleisten die Kirchen die 
Gleichwertigkeit nach § 73 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 5. § 75 Absatz 
1 Satz 5, Absatz 3 und 6 findet 
keine Anwendung.“ 

 
 
 
73. Der bisherige § 74a wird § 77 und wie 

folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

 74.   - b i s h e r  7 3 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „(1) Das Ministerium führt die Auf-
sicht über die nichtstaatlichen 
Hochschulen; § 101 Absatz 2 gilt 
entsprechend. Wesentliche, die 
Anerkennung nach § 73 Absatz 2 
sowie die Erstreckung nach § 75 
Absatz 2 berührende Änderungen 
sind dem Ministerium anzuzeigen. 
Zu diesen Änderungen zählen 
insbesondere Veränderungen des 
Studienangebots oder der Studi-
engänge, Änderungen der Grund-
ordnung oder der Hochschulstruk-
tur, die Einrichtung oder Schlie-
ßung von Standorten, der Wech-
sel des Trägers oder personelle 
Änderungen in der Hochschullei-
tung. § 76 bleibt unberührt.“ 

 
b)  Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Lehrende, zu deren Gehalt und 

Altersversorgung ein Zuschuss 
gemäß § 110 Absatz 2 geleistet 
oder denen im Falle der Auflö-
sung der staatlich anerkannten 
Hochschule die Übernahme in 
den Landesdienst zugesichert 
werden soll, bedürfen zur Aus-
übung der Tätigkeit an der staat-
lich anerkannten Hochschule für 
angewandte Wissenschaften der 
Genehmigung durch das Ministe-
rium.“ 

 
c)  In Absatz 5 Satz 1 und 4 wird je-

weils die Angabe „72“ durch die 
Angabe „73“ ersetzt. 

 
74.  Der bisherige § 74b wird § 78 und wie 

folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird der Satzteil 
vor Nummer 1 wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Anerkennung erlischt 

nach Feststellung durch das 
Ministerium, wenn die 
Hochschule“. 

 75.  Der bisherige § 74b wird § 78 und wie 
folgt geändert: 

 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 wird der Satzteil 

vor Nummer 1 wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Anerkennung erlischt 

nach Feststellung durch das 
Ministerium, wenn die 
Hochschule“. 
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bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Rubrum und Tenor der 

Feststellung nach Satz 1 
werden im Ministerialblatt 
für das Land Nordrhein-
Westfalen bekanntge-
macht.“ 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Die staatliche Anerkennung 

ist aufzuheben, wenn die Voraus-
setzungen für die Anerkennung 
nach § 73 im Zeitpunkt der Ertei-
lung nicht gegeben waren, später 
weggefallen sind oder Auflagen 
des Ministeriums nicht erfüllt wur-
den und diesem Mangel trotz Auf-
forderung des Ministeriums inner-
halb einer gesetzten Frist nicht 
abgeholfen wird. Sie ist zudem 
aufzuheben, wenn der Träger sei-
nen Sitz in ein Gebiet außerhalb 
des Landes verlegt. Für die Auf-
hebung nach den Sätzen 1 und 2 
gilt Absatz 1 Satz 3 entspre-
chend.“ 

 

 
bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
 
 „Rubrum und Tenor der 

Feststellung nach Satz 1 
werden im Ministerialblatt 
für das Land Nordrhein-
Westfalen bekanntge-
macht.“ 

 
b) Die Absätze 2 bis 4 werden durch 

die folgenden Absätze 2 bis 5 er-
setzt: 

 
„(2) Die staatliche Anerkennung ist 
aufzuheben, wenn die Vorausset-
zungen für die Anerkennung nach 
§ 73 im Zeitpunkt der Erteilung 
nicht gegeben waren, später weg-
gefallen sind oder Auflagen des 
Ministeriums nicht erfüllt wurden 
und diesem Mangel trotz Aufforde-
rung des Ministeriumsinnerhalb ei-
ner gesetzten Frist nicht abgehol-
fen wird. Sie ist zudem aufzuhe-
ben, wenn die Hochschule gegen 
eine Verpflichtung aus einer Ver-
einbarung zwischen dem Träger 
und dem Ministerium verstößt 
oder wenn der Träger seinen Sitz 
in ein Gebiet außerhalb des Lan-
des verlegt. Für die Aufhebung 
nach den Sätzen 1 und 2 gilt Ab-
satz 1 Satz 3 entsprechend. 

 
(3) Die Aufhebung der staatlichen 
Anerkennung kann sich auf ein-
zelne Studiengänge beziehen. 
 
(4) Eine Rücknahme oder ein Wi-
derruf der Anerkennung nach den 
Vorschriften des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen bleibt unbe-
rührt. 

 
(5) Der Träger ist in den Fällen der 
Absätze 1 bis 4 dazu verpflichtet, 
den Studierenden die Beendigung 
ihres Studiums zu ermöglichen.“ 
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75.  Der bisherige § 75 wird durch die fol-
genden §§ 79 bis 82 ersetzt: 

 
„§ 79 

Zulässiger und unzulässiger  
Betrieb von Hochschulen; Informati-

onspflichten; Schadensersatz 
 

(1) Bildungseinrichtungen, die nicht in 
der Trägerschaft des Landes stehen 
und die 
 
1.  sich im Rechtsverkehr als Hoch-

schule, Universität, Fachhoch-
schule, Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften, Kunst-
hochschule oder Kunstakademie 
oder mit einem Namen bezeich-
nen, der die Gefahr einer Ver-
wechslung mit einer der vorge-
nannten Bezeichnungen begrün-
det, oder 

2.  eine Ausbildung als Studiengang 
anbieten, 

 
dürfen nur betrieben werden, wenn sie 
staatlich anerkannt sind oder die Aner-
kennungserstreckung nach § 75 Absatz 
2 oder die Anzeige nach § 80 Absatz 1 
vorliegt. 
 
(2) Das Ministerium kann den Betrieb ei-
ner Bildungseinrichtung im Sinne des 
Absatzes 1, die nicht staatlich aner-
kannt ist, ganz oder teilweise untersa-
gen oder mit Auflagen, insbesondere 
dahingehend versehen, dass beim Wei-
terbetrieb jeder Anschein vermieden 
werden muss, dass  
 
1.  es sich bei der Bildungseinrich-

tung um eine Hochschule, Univer-
sität, Fachhochschule, Hoch-
schule für angewandte Wissen-
schaften, Kunsthochschule oder 
Kunstakademie oder eine diesen 
Einrichtungen gleichgestellte Ein-
richtung handelt oder 

2.  eine Ausbildung als Studiengang 
angeboten wird. 

 
(3) Bildungseinrichtungen im Sinne des 
§ 72 Absatz 2 Satz 1 informieren  

 76.   - b i s h e r  7 5 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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1.  den Rechtsverkehr schon bei Auf-

nahme ihres Geschäftsbetriebs 
insbesondere anhand ihres Inter-
netauftritts sowie  

2.  die Personen, die an ihrem Bil-
dungsangebot teilnehmen wollen, 
zu ihrem Schutz vor Aufnahme 
dieser Teilnahme 

 
nachweisbar ausführlich und umfas-
send nach Maßgabe des Satzes 2 und 
des Absatzes 4. Die Information im 
Sinne des Satzes 1 umfasst die Mittei-
lung, dass  
 
1.  die Ausbildung nicht an einer 

Hochschule erfolgt, 
2.  die Bildungseinrichtung keine an-

erkannte akademische Ausbil-
dung anbietet, 

3.  die Bildungseinrichtung kein 
Recht hat, Hochschulprüfungen 
abzunehmen, Hochschulgrade zu 
verleihen und Zeugnisse zu ertei-
len,  

4.  die verliehenen Abschlussbe-
zeichnungen nach Maßgabe des 
§ 69 nicht als Grade, Titel, Ehren-
grade, Hochschultitel oder Hoch-
schultätigkeitsbezeichnungen ge-
führt werden dürfen, 

5.  es sich bei der Ausbildung nicht 
um Studiengänge einer Hoch-
schule handelt und 

6.  die verliehenen Abschlussbe-
zeichnungen im In- und Ausland 
in ihrer wirtschaftlichen Werthal-
tigkeit und hinsichtlich ihrer An-
schlussfähigkeit an Hochschulbil-
dung grundsätzlich anders und 
nach anderen Regeln bewertet 
werden als Hochschulgrade un-
tereinander. 

 
(4) Die Informationen nach Absatz 3 
müssen so vollständig, frühzeitig, ein-
deutig, transparent und in einer ver-
ständlichen Sprache gegeben werden, 
dass jeder Anschein vermieden wird, 
die Umstände im Sinne des Absatzes 3 
Satz 2 Nummer 1 bis 6 lägen in Wirk-
lichkeit gänzlich oder teilweise vor. Die 
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Information der Person im Sinne des 
Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 muss zu-
dem ihr gegenüber persönlich vor Auf-
nahme ihrer Teilnahme an dem Bil-
dungsangebot in Schriftform, elektroni-
scher Form oder in Textform erfolgen; 
eine allgemeine Darstellung auf dem In-
ternetauftritt der Bildungseinrichtung 
reicht nicht hin. Informiert die Bildungs-
einrichtung nach Maßgabe der Sätze 1 
und 2 sowie des Absatzes 3 Satz 1 und 
2 nicht, nicht vollständig oder in der Dar-
stellung verzerrend, so haftet sie den 
Personen, die an ihrem Bildungsange-
bot teilnehmen oder teilnehmen wollen, 
auf Schadensersatz nach den Vorschrif-
ten des bürgerlichen Rechts. 

 
§ 80 

Niederlassungen von Hochschulen 
 
(1) Im Geltungsbereich dieses Geset-
zes dürfen Niederlassungen von staatli-
chen Hochschulen, Hochschulen in 
staatlicher Trägerschaft oder staatlich 
anerkannten Hochschulen aus Mitglied-
staaten der Europäischen Union oder 
aus anderen Ländern der Bundesrepub-
lik Deutschland betrieben werden, wenn 
 
1.  die Niederlassung ausschließlich 

ihre im Herkunftsstaat aner-
kannte, dort zugelassene oder 
rechtmäßig angebotene Ausbil-
dung anbietet, 

2.  die Hochschule der Niederlas-
sung ausschließlich ihre im Her-
kunftsstaat anerkannten, dort zu-
gelassenen oder rechtmäßig ver-
liehenen Hochschulqualifikatio-
nen verleiht, 

3.  die Hochschule der Niederlas-
sung nach dem Recht des Her-
kunftsstaates zur Verleihung der 
Hochschulqualifikation auch dann 
berechtigt ist, wenn die dieser 
Verleihung zugrundeliegende 
Ausbildung in der Niederlassung 
erfolgt, und 

4.  die Qualitätskontrolle durch den 
Herkunftsstaat gewährleistet ist. 

 
Die Einrichtung der Niederlassung ist 
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dem Ministerium mindestens drei Mo-
nate vor Aufnahme des Studienbetriebs 
anzuzeigen. Mit der Anzeige ist das 
Vorliegen der Erfordernisse nach Satz 1 
nachzuweisen; ansonsten ist die Ein-
richtung unzulässig. Ist nach dem Recht 
des Herkunftsstaates eine staatliche 
Anerkennung oder ein gleichwertiger 
staatlicher Akt erforderlich, sind der 
Wegfall der staatlichen Anerkennung 
oder dieses Akts oder Änderungen im 
Umfang der staatlichen Anerkennung 
oder dieses Akts durch den Herkunfts-
staat unverzüglich anzuzeigen. Satz 1 
gilt nicht für staatliche Hochschulen des 
Landes sowie Hochschulen in der Trä-
gerschaft des Landes. 
 
(2) Das Anzeigeverfahren nach Ab-
satz 1 kann über das Verwaltungsportal 
nach dem Wirtschafts-Portal-Gesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 30. Juni 2020 
(GV. NRW. S. 456a) in der jeweils gel-
tenden Fassung abgewickelt werden. 
Es gelten die Bestimmungen zum Ver-
fahren über eine einheitliche Stelle nach 
den §§ 71a bis 71d des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes NRW; § 71e des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes NRW fin-
det keine Anwendung. 
 
(3) Das Ministerium kann den Betrieb 
der Niederlassung ganz oder teilweise 
untersagen oder mit Auflagen versehen, 
wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 nur noch zum Teil oder nicht mehr 
vorliegen. Das Ministerium kann den 
Betrieb der Niederlassung zudem unter-
sagen, wenn ohne Anzeige entgegen 
Absatz 1 Satz 3 der Betrieb aufgenom-
men worden ist oder der staatliche Akt 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 4 wegge-
fallen ist. 
 
(4) Hinsichtlich des Betriebs von Nieder-
lassungen von Hochschulen, deren Sitz 
sich in einem Staat, der kein Mitglieds-
staat der Europäischen Union ist, befin-
det, gelten die Vorschriften betreffend 
die staatliche Anerkennung einer Bil-
dungseinrichtung als Hochschule mit 
der Maßgabe, dass der Sitz dieser 
Hochschule sich nicht auf dem Gebiet 
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des Landes befinden muss. 
 

§ 81 
Franchising mit Hochschulen 

im europäischen Hochschulraum 
 
(1) Bildungseinrichtungen können auf 
der Grundlage einer Kooperation mit ei-
ner staatlichen Hochschule, einer Hoch-
schule in staatlicher Trägerschaft oder 
einer staatlich anerkannten Hochschule 
aus Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder aus anderen Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland auf einen 
Abschluss oder auf die Verleihung einer 
Hochschulqualifikation einer solchen 
Hochschule vorbereiten (Franchising im 
europäischen Hochschulraum), wenn 
 
1.  von der Bildungseinrichtung nur 

Bewerberinnen oder Bewerber auf-
genommen werden, die die Voraus-
setzungen für den Zugang zum 
Studium in die Kooperationshoch-
schule erfüllen, 

2.  unter der Verantwortung und Kon-
trolle der Kooperationshochschule 
die Qualität und Gleichwertigkeit 
des Studienangebotes gesichert, 
die Prüfungen durchgeführt und die 
Kooperationshochschule ihre im 
Herkunftsstaat anerkannten, dort 
zugelassenen oder rechtmäßig ver-
liehenen Hochschulqualifikationen 
verleiht und 

3.  die Kooperationshochschule nach 
dem Recht des Herkunftsstaates 
auf der Grundlage der Kooperati-
onsvereinbarung zur Verleihung 
der Hochschulqualifikation auch 
dann berechtigt ist, wenn die diese 
Verleihung vorbereitende Ausbil-
dung in Nordrhein-Westfalen er-
folgt. 

 
Die erforderlichen Nachweise sind bei 
dem Ministerium mindestens drei Mo-
nate vor Aufnahme des Betriebs einzu-
reichen. Dem Antrag ist eine Garantie-
erklärung der Kooperationshochschule 
beizufügen, nach der die Voraussetzun-
gen nach Satz 1 vorliegen. Die Bil-
dungseinrichtung informiert die 
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Personen, die an ihrem Bildungsange-
bot teilnehmen, vor Abschluss des Aus-
bildungsvertrages und vor Aufnahme 
der Vorbereitung nachweisbar ausführ-
lich und umfassend über Art, Umfang 
und Reichweite ihrer Ausbildungsleis-
tung und insbesondere über den Um-
stand, dass sie nicht an einer Hoch-
schule studieren. Satz 1 gilt nicht für 
staatliche Hochschulen des Landes so-
wie Hochschulen in der Trägerschaft 
des Landes. Für das Franchising mit 
Hochschulen in der Trägerschaft des 
Landes gilt § 66 Absatz 6; für das Fran-
chising mit staatlichen Kunsthochschu-
len des Landes gilt § 58 Absatz 7 des 
Kunsthochschulgesetzes. 

 
(2) Im Falle einer Kooperation mit einer 
staatlich anerkannten Hochschule ist 
das Franchising zusätzlich zu den Erfor-
dernissen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 
nur dann zulässig, wenn 

 
1.  die Hochschule, deren Sitz sich in 

Nordrhein-Westfalen befindet, auf 
der Grundlage einer Begutach-
tung durch den Wissenschaftsrat 
oder eine vergleichbare, vom Mi-
nisterium benannte Einrichtung 
durch das Ministerium als Einrich-
tung institutionell anerkannt wor-
den ist oder 

2.  wenn die Hochschule, deren Sitz 
sich in einem anderen Land der 
Bundesrepublik Deutschland be-
findet, ein der institutionellen An-
erkennung gleichwertiges Quali-
tätssicherungsverfahren erfolg-
reich durchlaufen hat; die Bil-
dungseinrichtung hat eine hierauf 
bezogene Garantieerklärung der 
Kooperationshochschule vorzule-
gen. 

 
Satz 1 findet auf eine Kooperation mit 
einer kirchlichen Hochschule keine An-
wendung. 
 
(3) Der Betrieb der Bildungseinrichtung 
darf erst aufgenommen werden, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 und 2 und des Absatzes 2 Satz 1 
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durch das Ministerium festgestellt wor-
den sind. 
 
(4) Für die Abwicklung des Feststel-
lungsverfahrens nach Absatz 1 über 
den Einheitlichen Ansprechpartner in 
Nordrhein-Westfalen gilt § 80 Absatz 2 
entsprechend. 
 
(5) Das Ministerium kann die Durchfüh-
rung der Vorbereitung nach Absatz 1 
ganz oder teilweise untersagen oder mit 
Auflagen versehen, wenn die Voraus-
setzungen der Absätze 1 oder 2 bei der 
Vorbereitung nur noch zum Teil oder 
nicht mehr vorliegen. Das Ministerium 
kann die Durchführung der Vorberei-
tung zudem untersagen, wenn ohne 
Feststellung entgegen Absatz 3 der Be-
trieb aufgenommen worden ist. 

 
§ 82 

Franchising mit Hochschulen 
außerhalb der Europäischen Union 

 
(1) Bildungseinrichtungen können auf 
der Grundlage einer Kooperation mit ei-
ner Hochschule, deren Sitz sich in ei-
nem Staat, der kein Mitgliedsstaat der 
Europäischen Union ist, befindet, auf ei-
nen Abschluss oder auf die Verleihung 
einer Hochschulqualifikation einer sol-
chen Hochschule vorbereiten (Franchi-
sing mit Hochschulen außerhalb der Eu-
ropäischen Union), wenn 
 
1.  diese Vorbereitung nach dem 

Recht des Sitzlandes der Koope-
rationshochschule zulässig ist, 

2. die Bildungseinrichtung die Per-
sonen, die an ihrem Bildungsan-
gebot teilnehmen wollen, vor Ab-
schluss des Ausbildungsvertra-
ges und vor Aufnahme der Vorbe-
reitung nachweisbar ausführlich 
und umfassend darüber informie-
ren, dass 

 
a)  sich die Qualität der Vorberei-

tung nach Maßgabe des 
Rechts des Sitzlandes richtet, 

b)  sich diese Qualität daher von 
den wissenschaftlichen 
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Maßstäben und anerkannten 
Qualitätsstandards der Hoch-
schulen in staatlicher Träger-
schaft oder der staatlichen 
Kunsthochschulen unter-
scheiden kann, 

c) für die Führung der nach dem 
Recht des Sitzlandes zulässi-
gerweise verliehenen Hoch-
schulqualifikation die Rege-
lung des § 69 gilt; die Bil-
dungseinrichtung klärt über 
die damit verbundenen 
Rechtsfolgen ausführlich und 
umfassend auf, und  

d) sie nicht an der Hochschule 
studieren, die den Grad ver-
leiht, und 

 
3.  die Bildungseinrichtung die Vor-

bereitung erst aufnimmt, wenn in 
dem Vorbereitungsvertrag mit der 
Bewerberin oder dem Bewerber 
die Inhalte nach Nummer 2 Buch-
stabe a bis c aufgenommen wor-
den sind. 

 
Die Bildungseinrichtung ist verpflichtet, 
vor Aufnahme des Vorbereitungsbe-
triebs ihr Bildungsangebot beim Ministe-
rium anzuzeigen. Das Ministerium kann 
sich jederzeit darüber informieren, ob 
die Voraussetzungen des Satzes 1 vor-
liegen oder vorlagen. § 80 Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend. Für das Ver-
fahren nach den Sätzen 2 und 3 können 
Gebühren oder Auslagen nach dem Ge-
bührengesetz NRW erhoben werden; § 
74 Absatz 7 Satz 4 und 5 gilt entspre-
chend. 

 
(2) Das Ministerium kann die Durchfüh-
rung der Vorbereitung nach Absatz 1 
ganz oder teilweise untersagen oder mit 
Auflagen versehen, wenn 

 
1. die Gefahr besteht, dass die die 

Bildungseinrichtung oder die Ko-
operationshochschule maßgeb-
lich prägenden natürlichen Perso-
nen sich nicht zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung 
bekennen oder die für den Betrieb 
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oder die Durchführung dieser Vor-
bereitung erforderliche Sach-
kunde oder Zuverlässigkeit nicht 
aufweisen, 

2.  gegen die Voraussetzungen oder 
Verpflichtungen nach Absatz 1 
Satz 1 oder Satz 2 verstoßen wor-
den ist, 

3. die Bildungseinrichtung geschäft-
lich unlauter handelt oder 

4.  die Zusammenarbeit der Bil-
dungseinrichtung mit der Koope-
rationshochschule eine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung darstellt, insbesondere 
den auswärtigen Interessen des 
Landes widerspricht. 

 
(3) Zur Sicherung der Lauterkeit des 
Hochschulwesens im Land, der Interes-
sen der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher sowie der auswärtigen Interessen 
des Landes kann das Ministerium das 
Nähere zu den Absätzen 1 und 2 durch 
Rechtsverordnung regeln.“ 

 
 
76. Der bisherige § 75a wird § 83 und Ab-

satz 1 wie folgt gefasst: 
 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes 
 
1.  eine Einrichtung als nichtstaatli-

che Hochschule oder eine Ausbil-
dung als Studiengang ohne die 
nach diesem Gesetz erforderliche 
staatliche Anerkennung gemäß § 
74 Absatz 1 oder § 76 Absatz 1 
oder ohne Anerkennungserstre-
ckung nach § 75 Absatz 2 errich-
tet, betreibt, entgegen einer Un-
tersagung nach § 79 Absatz 2 
weiter betreibt oder eine Ausbil-
dung weiter als Studiengang an-
bietet, 

2.  entgegen § 80 Absatz 1 eine Nie-
derlassung einer ausländischen 
Hochschule errichtet oder be-
treibt, 

3.  entgegen § 81 Absatz 1 ohne 
Feststellung eine Vorbereitung 
anbietet oder betreibt, 

 77.   - b i s h e r  7 6 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19909 

 
 

97 

4. unbefugt die Bezeichnung Univer-
sität, Hochschule, Fachhoch-
schule, Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften, Kunst-
hochschule oder Kunstakademie 
allein, in einer Wortverbindung, 
eine entsprechende fremdsprach-
liche Bezeichnung oder einen Na-
men verwendet, der die Gefahr ei-
ner Verwechslung mit einer der 
vorgenannten Bezeichnungen be-
gründet, 

5.  einer auf Grund dieses Gesetzes 
erteilten vollziehbaren Auflage 
nach § 74 Absatz 1 Satz 3, § 75 
Absatz 3 Satz 2, Absatz 7 Satz 4 
oder einer Aufsichtsmaßnahme 
nach § 77 Absatz 5 nicht nach-
kommt, 

6.  entgegen § 82 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2, auch in Verbindung 
mit einer Rechtsverordnung nach 
§ 82 Absatz 3, die Personen, die 
an ihrem Bildungsangebot teil-
nehmen wollen, nicht ordnungs-
gemäß informiert, 

7. über das Vorliegen einer Voraus-
setzung nach § 82 Absatz 1 Satz 
1, jeweils auch in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 
82 Absatz 3, täuscht, 

8.  entgegen § 82 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 die Vorbereitung auf-
nimmt oder der Verpflichtung 
nach § 82 Absatz 1 Satz 2 oder 
einer Anordnung auf der Grund-
lage des § 82 Absatz 1 Satz 3, je-
weils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 82 Ab-
satz 3, zuwiderhandelt, 

9.  entgegen einer Untersagung nach 
§ 80 Absatz 3, § 81 Absatz 5 oder 
§ 82 Absatz 2, jeweils auch in Ver-
bindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 82 Absatz 3, weiter-
hin auf einen Abschluss oder auf 
die Verleihung einer Hochschul-
qualifikation vorbereitet oder 

10.  entgegen der Informationspflicht 
nach § 79 Absatz 3 und 4 nicht, 
nicht vollständig oder in der Dar-
stellung verzerrend informiert.“ 
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77.  Dem Teil 10 wird folgender Teil 10 vo-
rangestellt:  

 
„Teil 10 

Sicherheit und Redlichkeit  
in der Hochschule 

 
Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 84 
Sicherer und redlicher Hochschul-

raum 
 
(1) Die Hochschule gewährleistet nach 
Maßgabe der Sätze 2 und 3 einen si-
cheren Hochschulraum. Zu einem si-
cheren Hochschulraum gehört, dass die 
Hochschule die Vielfalt ihrer Mitglieder 
und Angehörigen berücksichtigt. Zudem 
werden diese, insbesondere durch 
Maßnahmen auf der Grundlage der 
nachfolgenden Vorschriften dieses 
Teils, 
 
1.  vor unzulässiger Ungleichbe-

handlung aus einem der in § 1 des 
Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes vom 14. August 2006 
(BGBl. I S. 1897), das zuletzt 
durch Artikel 15 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 414) geändert worden 
ist, genannten Gründe, sowie 

 
2.  vor unmittelbaren Beeinträchti-

gungen ihrer körperlichen Unver-
sehrtheit, ihrer sexuellen Integrität 
und Selbstbestimmung, ihres all-
gemeinen Persönlichkeitsrechts 
und ihrer sonstigen personalen 
Rechte 

 
durch andere Mitglieder und Angehö-
rige der Hochschule unbeschadet der 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen und 
vorbehaltlich der Befugnisse der Or-
gane, Funktionsträgerinnen und Funkti-
onsträger und Gremien nach diesem 
Gesetz und den auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Ordnungen, insbe-
sondere des Hausrechts, geschützt. 
 

 78.  Dem Teil 10 wird folgender Teil 10 vo-
rangestellt:  

 
„Teil 10 

Sicherheit und Redlichkeit  
in der Hochschule 

 
Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 84 
Sicherer und redlicher Hochschul-

raum 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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(2) Die Hochschule gewährleistet nach 
Maßgabe des § 3 Absatz 1 Satz 4 und 
Absatz 2 Satz 3 sowie des § 4 Absatz 4 
einen redlichen Hochschulraum. In ei-
nem redlichen Hochschulraum schützt 
sie durch geeignete Maßnahmen, ins-
besondere durch Maßnahmen auf der 
Grundlage der nachfolgenden Vor-
schriften, und unbeschadet der arbeits- 
und prüfungsrechtlichen Bestimmungen 
sowie vorbehaltlich der Befugnisse der 
Organe, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger und Gremien nach die-
sem Gesetz und den auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Ordnungen die 
Redlichkeit des wissenschaftlichen Dis-
kurses. 

 
§ 85 

Sicherheit in der Hochschule; 
Ansprechpersonen 

 
(1) Die Hochschule entwickelt ein Kon-
zept zur Berücksichtigung der Vielfalt 
und zum Schutz ihrer Mitglieder und An-
gehörigen im Sinne des § 84 Absatz 1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Grundordnung kann vorsehen 
und sieht nach Maßgabe des Konzepts 
nach Absatz 1 vor, dass die Hochschule 
eine oder mehrere der nachfolgend ge-
nannten Ansprechpersonen bestellt: 
 
1.  eine Ansprechperson zum Schutz 

der Vielfalt ihrer Mitglieder und 
Angehörigen, 

 
2.  eine Ansprechperson betreffend 

den Schutz nach § 84 Absatz 1 
Satz 3, insbesondere zum Schutz 
der sexuellen Integrität. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 85 
Sicherheit in der Hochschule; 

Ansprechpersonen 
 
(1) Die Hochschule entwickelt ein Kon-
zept zur Berücksichtigung der Vielfalt 
und zum Schutz ihrer Mitglieder und An-
gehörigen im Sinne des § 84 Absatz 1. 
Hierbei stellt das Rektorat das Beneh-
men mit den Gruppen nach § 11 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 im Senat, der 
oder dem Beauftragten für Studierende 
mit Behinderungen oder chronischer Er-
krankung und, nach Maßgabe einer Re-
gelung in der Grundordnung, weiteren 
dort bestimmten Beteiligten her. In 
Rechtsvorschriften geregelte Beteili-
gungsrechte, insbesondere Anhörungs-
, Mitbestimmungs- und Mitwirkungs-
rechte, bleiben unberührt. 
 
(2) Die Grundordnung kann vorsehen 
und sieht nach Maßgabe des Konzepts 
nach Absatz 1 vor, dass die Hochschule 
eine oder mehrere der nachfolgend ge-
nannten Ansprechpersonen bestellt: 
 
1.  eine Ansprechperson zum Schutz 

der Vielfalt ihrer Mitglieder und 
Angehörigen, 

 
2.  eine Ansprechperson betreffend 

den Schutz nach § 84 Absatz 1 
Satz 3, insbesondere zum Schutz 
der sexuellen Integrität. 
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§ 62b Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. Die Grundordnung kann vorse-
hen, dass die Funktionen der Ansprech-
personen miteinander und mit der Funk-
tion anderer Beauftragter, mit Aus-
nahme der Gleichstellungsbeauftragten 
und ihrer Vertretung, verbunden oder 
durch die Einrichtung hochschulüber-
greifender Stellen ersetzt werden kön-
nen. Die fachliche Qualifikation der An-
sprechperson soll den Anforderungen 
ihrer Aufgaben gerecht werden. Die 
Hochschulen informieren ihre Mitglieder 
und Angehörigen in angemessener 
Weise über bestellte Ansprechperso-
nen, deren Aufgaben und Befugnisse 
nach diesem Gesetz sowie die einzel-
nen Verfahrensschritte infolge einer Be-
schwerde nach Absatz 3. 

 
(3) Sieht die Grundordnung Ansprech-
personen nach Absatz 2 vor, haben die 
Mitglieder und Angehörigen das Recht, 
sich bei dieser oder diesen zu beschwe-
ren, wenn sie sich im Zusammenhang 
mit ihrer Mitgliedschaft oder ihrer Ange-
hörigenstellung von der Hochschule 
oder anderen Mitgliedern oder Angehö-
rigen 

 
1.  aus einem der in § 1 des Allgemei-

nen Gleichbehandlungsgesetzes 
genannten Gründe benachteiligt 
oder 

 
2.  in ihrer körperlichen Unversehrt-

heit, ihrer sexuellen Integrität und 
Selbstbestimmung, ihrem allge-
meinen Persönlichkeitsrecht oder 
ihren sonstigen personalen Rech-
ten unmittelbar beeinträchtigt 

 
fühlen. Die Ansprechperson prüft die 
Beschwerde und teilt das Ergebnis der 
beschwerdeführenden Person mit. Die 
Ansprechperson kann das Ergebnis ih-
rer Prüfung zudem an die für die Einlei-
tung eines Integritätsverfahrens zustän-
dige Stelle sowie an eine sonstige zu-
ständige Stelle, auch der Strafverfol-
gungsbehörden, weiterleiten. Erklärt die 
beschwerdeführende Person, dass 

 
§ 62b Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. Die Grundordnung kann vorse-
hen, dass die Funktionen der Ansprech-
personen miteinander und mit der Funk-
tion anderer Beauftragter, mit Aus-
nahme der Gleichstellungsbeauftragten 
und ihrer Vertretung, verbunden oder 
durch die Einrichtung hochschulüber-
greifender Stellen ersetzt werden kön-
nen. Die fachliche Qualifikation der An-
sprechperson soll den Anforderungen 
ihrer Aufgaben gerecht werden. Die 
Hochschulen informieren ihre Mitglieder 
und Angehörigen in angemessener 
Weise über bestellte Ansprechperso-
nen, deren Aufgaben und Befugnisse 
nach diesem Gesetz sowie die einzel-
nen Verfahrensschritte infolge einer Be-
schwerde nach Absatz 3. 

 
(3) Sieht die Grundordnung Ansprech-
personen nach Absatz 2 vor, haben die 
Mitglieder und Angehörigen das Recht, 
sich bei dieser oder diesen zu beschwe-
ren, wenn sie sich im Zusammenhang 
mit ihrer Mitgliedschaft oder ihrer Ange-
hörigenstellung von der Hochschule 
oder anderen Mitgliedern oder Angehö-
rigen 

 
1.  aus einem der in § 1 des Allgemei-

nen Gleichbehandlungsgesetzes 
genannten Gründe benachteiligt 
oder 

 
2.  in ihrer körperlichen Unversehrt-

heit, ihrer sexuellen Integrität und 
Selbstbestimmung, ihrem allge-
meinen Persönlichkeitsrecht oder 
ihren sonstigen personalen Rech-
ten unmittelbar beeinträchtigt 

 
fühlen. Die Ansprechperson prüft die 
Beschwerde und teilt das Ergebnis der 
beschwerdeführenden Person mit. Die 
Ansprechperson kann das Ergebnis ih-
rer Prüfung zudem an die für die Einlei-
tung eines Integritätsverfahrens zustän-
dige Stelle sowie an eine sonstige zu-
ständige Stelle, auch der Strafverfol-
gungsbehörden, weiterleiten. Erklärt die 
beschwerdeführende Person, dass 
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keine Weiterleitung erfolgen solle, darf 
diese nicht erfolgen, es sei denn, aus 
Rechtsvorschriften folgt eine Verpflich-
tung zur Weiterleitung oder das Ergeb-
nis der Prüfung hat ergeben, dass zu-
reichende tatsächliche Anhaltspunkte 
für die Begehung einer Straftat vorlie-
gen. Die Ansprechperson unterstützt 
die beschwerdeführende Person auf ih-
ren Wunsch hin auf angemessene 
Weise bis zu dem Zeitpunkt, in dem ein 
anwaltlicher Beistand beauftragt wor-
den ist. Sieht die Grundordnung keine 
Ansprechpersonen nach Absatz 2 vor, 
stellt die Hochschule eine angemes-
sene Unterstützung ihrer Mitglieder und 
Angehörigen im Sinne des Satzes 5 
durch andere geeignete Maßnahmen si-
cher. 
 
(4) Die Ansprechperson ist als solche 
von fachlichen Weisungen frei und ent-
scheidet insbesondere über den Vor-
rang ihrer Aufgabenwahrnehmung. Ein 
Interessenwiderstreit mit ihren sonsti-
gen dienstlichen Aufgaben soll vermie-
den werden. Die Ansprechperson und 
ihre Stellvertretungen dürfen wegen ih-
rer Tätigkeit nicht benachteiligt oder be-
günstigt werden. 
 
(5) Im Übrigen hat die Ansprechperson, 
auch über die Zeit ihrer Bestellung hin-
aus, Verschwiegenheit über die persön-
lichen Verhältnisse der sich beschwe-
renden Mitglieder und Angehörigen und 
über andere vertrauliche Angelegenhei-
ten zu wahren. 

 
 

keine Weiterleitung erfolgen solle, darf 
diese nicht erfolgen, es sei denn, aus 
Rechtsvorschriften folgt eine Verpflich-
tung zur Weiterleitung. Die Ansprech-
person unterstützt die beschwerdefüh-
rende Person auf ihren Wunsch hin auf 
angemessene Weise bis zu dem Zeit-
punkt, in dem ein anwaltlicher Beistand 
beauftragt worden ist. Sieht die Grund-
ordnung keine Ansprechpersonen nach 
Absatz 2 vor, stellt die Hochschule eine 
angemessene Unterstützung ihrer Mit-
glieder und Angehörigen im Sinne des 
Satzes 5 durch andere geeignete Maß-
nahmen sicher. 
 
 
 
 
 
(4) Die Ansprechperson ist als solche 
von fachlichen Weisungen frei und ent-
scheidet insbesondere über den Vor-
rang ihrer Aufgabenwahrnehmung. Ein 
Interessenwiderstreit mit ihren sonsti-
gen dienstlichen Aufgaben soll vermie-
den werden. Die Ansprechperson und 
ihre Stellvertretungen dürfen wegen ih-
rer Tätigkeit nicht benachteiligt oder be-
günstigt werden. 
 
(5) Im Übrigen hat die Ansprechperson, 
auch über die Zeit ihrer Bestellung hin-
aus, Verschwiegenheit über die persön-
lichen Verhältnisse der sich beschwe-
renden Mitglieder und Angehörigen und 
über andere vertrauliche Angelegenhei-
ten zu wahren. 

 

Kapitel 2 
Redlichkeits- und  

Integritätsrechtliche  
Bestimmungen 

 
§ 86 

Redlichkeitsverstöße  
und Redlichkeitsmaßnahmen 

 
(1) Ein Mitglied der Hochschule begeht 
einen Redlichkeitsverstoß, wenn es ge-
gen 

 

 Kapitel 2 
Redlichkeits- und  

Integritätsrechtliche  
Bestimmungen 

 
§ 86 

Redlichkeitsverstöße  
und Redlichkeitsmaßnahmen 

 
(1) Ein Mitglied der Hochschule begeht 
einen Redlichkeitsverstoß, wenn es ge-
gen 
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1.  seine Verpflichtung nach § 4 Ab-
satz 4 Satz 1 oder 

 
2.  die Gebote und Verbote des § 38 

Absatz 6 
 

verstößt. 
 
(2) Gegen ein Mitglied, welches vorsätz-
lich oder grob fahrlässig einen Redlich-
keitsverstoß nach Absatz 1 Nummer 1 
oder vorsätzlich oder fahrlässig einen 
Redlichkeitsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 2 begangen hat, kann eine 
Maßnahme zur Sicherung wissen-
schaftlicher Redlichkeit (Redlichkeits-
maßnahme) verhängt werden. Redlich-
keitsmaßnahmen sind: 

 
1.  die Feststellung eines Redlich-

keitsverstoßes, 
 
2.  der Ausspruch einer Redlichkeits-

rüge im Sinne des Satzes 3, 
 
3.  der Ausspruch der Verpflichtung, 

die von dem Redlichkeitsverstoß 
betroffene Publikation zurückzu-
ziehen, 

 
4.  der Ausspruch der Verpflichtung, 

Mittel für Forschungsvorhaben, 
die das Mitglied durch einen Red-
lichkeitsverstoß zweckentfremdet 
verwendet hat, zurückzuzahlen, 

 
 
 
 
 
 
5.  der Entzug der Weisungsbefugnis 

gegenüber Beschäftigten, 
 
6.  die Androhung des Entzugs des 

Hochschulgrades oder der Lehr-
befähigung, der oder die auf der 
Grundlage einer Leistung, die 
nicht den Regeln einer guten wis-
senschaftlichen Praxis entspre-
chend erbracht worden ist, verlie-
hen oder zuerkannt worden ist, 

 

1.  seine Verpflichtung nach § 4 Ab-
satz 4 Satz 1 oder 

 
2.  die Gebote und Verbote des § 38 

Absatz 6 
 

verstößt. 
 
(2) Gegen ein Mitglied, welches vorsätz-
lich oder grob fahrlässig einen Redlich-
keitsverstoß nach Absatz 1 Nummer 1 
oder vorsätzlich oder fahrlässig einen 
Redlichkeitsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 2 begangen hat, kann eine 
Maßnahme zur Sicherung wissen-
schaftlicher Redlichkeit (Redlichkeits-
maßnahme) verhängt werden. Redlich-
keitsmaßnahmen sind: 

 
1. die Feststellung eines Redlich-

keitsverstoßes, 
 
2. der Ausspruch einer Redlichkeits-

rüge im Sinne des Satzes 3, 
 
3. der Ausspruch der Verpflichtung, 

die von dem Redlichkeitsverstoß 
betroffene Publikation zu korrigie-
ren, 

 
4. der Ausspruch der Verpflichtung, 

die von dem Redlichkeitsverstoß 
betroffene Publikation zurückzu-
ziehen, 

 
5. der Ausspruch der Verpflichtung, 

Mittel für Forschungsvorhaben, 
die das Mitglied durch einen Red-
lichkeitsverstoß zweckentfremdet 
verwendet hat, zurückzuzahlen, 

 
6. der Entzug der Weisungsbefugnis 

gegenüber Beschäftigten, 
 
7. die Androhung des Entzugs des 

Hochschulgrades oder der Lehr-
befähigung, der oder die auf der 
Grundlage einer Leistung, die 
nicht den Regeln einer guten wis-
senschaftlichen Praxis entspre-
chend erbracht worden ist, verlie-
hen oder zuerkannt worden ist, 
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7.  der Ausschluss von der Mitwir-
kung in dem Verfahren zur Vorbe-
reitung der Berufungsvorschläge 
für einen in der Maßnahme fest-
gesetzten Zeitraum, 

 
8.  der gänzliche oder teilweise Wi-

derruf der Zusagen über die nach 
§ 37 Absatz 3 oder in sonstiger 
Weise gewährte Ausstattung; ist 
die Ausstattung von der Empfän-
gerin oder dem Empfänger der 
Zusage für die Erbringung einer 
Leistung verwendet worden, die 
nicht den Regeln einer guten wis-
senschaftlichen Praxis entspre-
chend erbracht worden ist, kann 
insoweit die Zusage auch rückwir-
kend widerrufen werden, 

 
9.  der Entzug des Hochschulgrades 

oder der Lehrbefähigung im Sinne 
der Nummer 6. 

 
Die Redlichkeitsrüge ist der schriftliche 
Tadel eines bestimmten wissenschaftli-
chen Fehlverhaltens. Missbilligende Äu-
ßerungen wie Zurechtweisungen oder 
Ermahnungen, die nicht ausdrücklich 
als Redlichkeitsrüge bezeichnet wer-
den, sind keine Redlichkeitsmaß-
nahme. 
 
(3) Redlichkeitsmaßnahmen können 
nebeneinander verhängt werden. Für 
einen Redlichkeitsverstoß nach Ab-
satz 1 Nummer 2 dürfen nur Redlich-
keitsmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1, 2 oder 7 verhängt werden. 
Eine Redlichkeitsmaßnahme nach Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 9 kann auch 
ohne vorherige Verhängung einer Red-
lichkeitsmaßnahme nach Absatz 2 Satz 
2 Nummer 6 verhängt werden. Soweit 
Studierende einen wissenschaftsbezo-
genen Redlichkeitsverstoß im Rahmen 
einer Hochschulprüfung im Sinne des 
§ 63 Absatz 1 Satz 1 begehen, gilt § 64 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 9; die Vor-
schriften dieses Teils finden insoweit 
keine Anwendung. 
 
 

8. der Ausschluss von der Mitwir-
kung in dem Verfahren zur Vorbe-
reitung der Berufungsvorschläge 
für einen in der Maßnahme festge-
setzten Zeitraum, 

 
9. der gänzliche oder teilweise Wi-

derruf der Zusagen über die nach 
§ 37 Absatz 3 oder in sonstiger 
Weise gewährte Ausstattung; ist 
die Ausstattung von der Empfän-
gerin oder dem Empfänger der Zu-
sage für die Erbringung einer Leis-
tung verwendet worden, die nicht 
den Regeln einer guten wissen-
schaftlichen Praxis entsprechend 
erbracht worden ist, kann insoweit 
die Zusage auch rückwirkend wi-
derrufen werden, 

 
10. der Entzug des Hochschulgrades 

oder der Lehrbefähigung im Sinne 
der Nummer 7. 

 
Die Redlichkeitsrüge ist der schriftliche 
Tadel eines bestimmten wissenschaftli-
chen Fehlverhaltens. Missbilligende Äu-
ßerungen wie Zurechtweisungen oder 
Ermahnungen, die nicht ausdrücklich als 
Redlichkeitsrüge bezeichnet werden, 
sind keine Redlichkeitsmaßnahme. 

 
 

(3) Redlichkeitsmaßnahmen können ne-
beneinander verhängt werden. Für ei-
nen Redlichkeitsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 2 dürfen nur Redlichkeitsmaß-
nahmen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 
1, 2 oder 8 verhängt werden. Eine Red-
lichkeitsmaßnahme nach Absatz 2 Satz 
2 Nummer 10 kann auch ohne vorherige 
Verhängung einer Redlichkeitsmaß-
nahme nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 7 
verhängt werden. Soweit Studierende 
einen wissenschaftsbezogenen Red-
lichkeitsverstoß im Rahmen einer Hoch-
schulprüfung im Sinne des § 63 Absatz 
1 Satz 1 begehen, gilt § 64 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 9; die Vorschrif-
ten dieses Teils finden insoweit keine 
Anwendung. 
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(4) Ein Verbot der Verhängung einer 
Redlichkeitsmaßnahme wegen Zeitab-
laufs besteht nicht. Durch Ordnung, 
auch durch Promotions- oder Habilitati-
onsordnung, kann vorgesehen werden, 
dass nach einem dort geregelten Zeit-
ablauf die Verhängung einer Redlich-
keitsmaßnahme nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 6 oder 9 unzulässig ist. § 66 
Absatz 4 Satz 2 und 3 bleibt unberührt. 
 
(5) Die Entscheidung über die Verhän-
gung einer Redlichkeitsmaßnahme, 
auch hinsichtlich ihrer Dauer, ergeht 
nach pflichtgemäßem Ermessen durch 
Redlichkeitsverfügung. Die Maßnahme 
ist insbesondere nach der Schwere des 
Redlichkeitsverstoßes und dem Aus-
maß der Gefährdung des wissenschaft-
lichen Diskurses zu bemessen. Im Übri-
gen gilt § 13 Absatz 2 Satz 2 bis 4 des 
Landesdisziplinargesetzes entspre-
chend. 

 
(6) Die Hochschule informiert durch 
Veröffentlichung an geeigneter Stelle 
über eine aufgrund eines Redlichkeits-
verstoßes nach Absatz 1 Nummer 1 
verhängte Redlichkeitsmaßnahme, so-
fern die hierauf bezogene Redlichkeits-
verfügung unanfechtbar ist oder ein 
Rechtsmittel hiergegen keine aufschie-
bende Wirkung entfaltet. Die Veröffent-
lichung umfasst die Bezeichnung des 
Mitglieds, des betroffenen wissen-
schaftlichen Vorhabens sowie der Art 
der verhängten Redlichkeitsmaßnahme 
nach Absatz 2 Satz 2; die Angabe der 
vollständigen Anschrift des Mitglieds 
unterbleibt. Überwiegt das Schutzbe-
dürfnis der unredlich handelnden Per-
son das Offenbarungsinteresse der 
Wissenschaft erheblich, so kann die 
Hochschule von einer Veröffentlichung 
nach Satz 1 absehen. Die Hochschule 
erstattet unter den in Satz 1 genannten 
Voraussetzungen gegenüber den nach-
folgend aufgeführten Stellen, sofern ein-
schlägig, eine Mitteilung des in Satz 2 
bezeichneten Inhalts: 
 
1.  der Stelle, welche die von dem 

Redlichkeitsverstoß betroffene 

(4) Ein Verbot der Verhängung einer 
Redlichkeitsmaßnahme wegen Zeitab-
laufs besteht nicht. Durch Ordnung, 
auch durch Promotions- oder Habilitati-
onsordnung, kann vorgesehen werden, 
dass nach einem dort geregelten Zeitab-
lauf die Verhängung einer Redlichkeits-
maßnahme nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 7 oder 10 unzulässig ist. § 66 Ab-
satz 4 Satz 2 und 3 bleibt unberührt. 
 
(5) Die Entscheidung über die Verhän-
gung einer Redlichkeitsmaßnahme, 
auch hinsichtlich ihrer Dauer, ergeht 
nach pflichtgemäßem Ermessen durch 
Redlichkeitsverfügung. Die Maßnahme 
ist insbesondere nach der Schwere des 
Redlichkeitsverstoßes und dem Aus-
maß der Gefährdung des wissenschaft-
lichen Diskurses zu bemessen. Im Übri-
gen gilt § 13 Absatz 2 Satz 2 bis 4 des 
Landesdisziplinargesetzes entspre-
chend. 

 
(6) Die Hochschule informiert durch 
Veröffentlichung an geeigneter Stelle 
über eine aufgrund eines Redlichkeits-
verstoßes nach Absatz 1 Nummer 1 
verhängte Redlichkeitsmaßnahme, so-
fern die hierauf bezogene Redlichkeits-
verfügung unanfechtbar ist oder ein 
Rechtsmittel hiergegen keine aufschie-
bende Wirkung entfaltet. Die Veröffent-
lichung umfasst die Bezeichnung des 
Mitglieds, des betroffenen wissen-
schaftlichen Vorhabens sowie der Art 
der verhängten Redlichkeitsmaßnahme 
nach Absatz 2 Satz 2; die Angabe der 
vollständigen Anschrift des Mitglieds 
unterbleibt. Überwiegt das Schutzbe-
dürfnis der unredlich handelnden Per-
son das Offenbarungsinteresse der 
Wissenschaft erheblich, so kann die 
Hochschule von einer Veröffentlichung 
nach Satz 1 absehen. Die Hochschule 
erstattet unter den in Satz 1 genannten 
Voraussetzungen gegenüber den nach-
folgend aufgeführten Stellen, sofern ein-
schlägig, eine Mitteilung des in Satz 2 
bezeichneten Inhalts: 
 
1.  der Stelle, welche die von dem 

Redlichkeitsverstoß betroffene 
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Literatur oder die betroffenen For-
schungsergebnisse veröffentlicht 
hat, 

 
2. der einschlägigen wissenschaftli-

chen Fachgesellschaft, 
 
3.  der Organisation der Forschungs-

förderung, die Mittel für ein For-
schungsvorhaben, die das Mit-
glied durch einen Redlichkeitsver-
stoß zweckentfremdet verwendet 
hat, bereitgestellt hat, und 

 
4.  dem Dienstherrn oder dem Arbeit-

geber der Person nach Absatz 7, 
sofern der Redlichkeitsverstoß 
geeignet erscheint, Auswirkungen 
auf die Reputation der Einrichtung 
des Dienstherrn oder des Arbeit-
gebers oder auf die Integrität der 
dortigen wissenschaftlichen For-
schung zu haben. 

 
In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1, 
3 und 4 verbindet die Hochschule die 
Mitteilung nach Satz 4 mit der Übermitt-
lung der Redlichkeitsverfügung mit Aus-
nahme der vollständigen Anschrift des 
Mitglieds. Sofern das Schutzbedürfnis 
der unredlich handelnden Person das 
Offenbarungsinteresse der jeweiligen 
Stelle erheblich überwiegt sowie in dem 
Fall des Satzes 4 Nummer 2 gilt Satz 5 
mit der Maßgabe, dass die Übermittlung 
nur Rubrum und Tenor der Redlichkeits-
verfügung umfasst. Wird die Redlich-
keitsmaßnahme aufgehoben, informiert 
die Hochschule auf dieselbe Art und 
Weise über ihre Aufhebung, wie sie zu-
vor über ihre Verhängung informiert hat. 
 
(7) Die Absätze 1 bis 6 finden auch An-
wendung 

 
1.  auf die Angehörigen der Hoch-

schule, 
 
2.  auf das Promotionskolleg für an-

gewandte Forschung der Hoch-
schulen für angewandte Wissen-
schaften in Nordrhein-Westfalen, 
auf welches auch die 

Literatur oder die betroffenen For-
schungsergebnisse veröffentlicht 
hat, 

 
2. der einschlägigen wissenschaftli-

chen Fachgesellschaft, 
 
3.  der Organisation der Forschungs-

förderung, die Mittel für ein For-
schungsvorhaben, die das Mit-
glied durch einen Redlichkeitsver-
stoß zweckentfremdet verwendet 
hat, bereitgestellt hat, und 

 
4.  dem Dienstherrn oder dem Arbeit-

geber der Person nach Absatz 7, 
sofern der Redlichkeitsverstoß 
geeignet erscheint, Auswirkungen 
auf die Reputation der Einrichtung 
des Dienstherrn oder des Arbeit-
gebers oder auf die Integrität der 
dortigen wissenschaftlichen For-
schung zu haben. 

 
In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1, 
3 und 4 verbindet die Hochschule die 
Mitteilung nach Satz 4 mit der Übermitt-
lung der Redlichkeitsverfügung mit Aus-
nahme der vollständigen Anschrift des 
Mitglieds. Sofern das Schutzbedürfnis 
der unredlich handelnden Person das 
Offenbarungsinteresse der jeweiligen 
Stelle erheblich überwiegt sowie in dem 
Fall des Satzes 4 Nummer 2 gilt Satz 5 
mit der Maßgabe, dass die Übermittlung 
nur Rubrum und Tenor der Redlichkeits-
verfügung umfasst. Wird die Redlich-
keitsmaßnahme aufgehoben, informiert 
die Hochschule auf dieselbe Art und 
Weise über ihre Aufhebung, wie sie zu-
vor über ihre Verhängung informiert hat. 
 
(7) Die Absätze 1 bis 6 finden auch An-
wendung 

 
1.  auf die Angehörigen der Hoch-

schule, 
 
2.  auf das Promotionskolleg für an-

gewandte Forschung der Hoch-
schulen für angewandte Wissen-
schaften in Nordrhein-Westfalen, 
auf welches auch die 
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nachfolgenden Nummern 3 bis 5 
angewendet werden, und seine 
Mitglieder und Angehörigen,  

 
3.  auf Personen, die nicht Mitglied 

oder Angehörige der Hochschule 
mehr sind, aber während ihrer Mit-
gliedschaft oder ihrer Angehöri-
genstellung einen Redlichkeits-
verstoß begangen haben, 

 
4.  auf Personen, die, ohne Mitglied 

oder Angehörige zu sein, im Rah-
men der Hochschulaufgaben in 
Forschung und Lehre tätig sind 
oder gewesen sind und dabei ei-
nen Redlichkeitsverstoß began-
gen haben, 

 
5.  auf Personen, die, ohne Mitglied 

oder Angehörige zu sein, einen 
Redlichkeitsverstoß bezüglich ei-
nes wissenschaftlichen Werks be-
gangen haben, welches Grund-
lage für die Verleihung des Dok-
torgrades der Universität oder des 
Promotionskollegs, welche oder 
welches das Redlichkeitsverfah-
ren durchführen will, gewesen ist, 
sowie 

 
6.  auf Mitglieder, deren mitglied-

schaftsrechtliche Pflichten nach 
Maßgabe des § 10 Absatz 1 Satz 
6 oder 7 ruhen. 

 

nachfolgenden Nummern 3 bis 5 
angewendet werden, und seine 
Mitglieder und Angehörigen,  

 
3.  auf Personen, die nicht Mitglied 

oder Angehörige der Hochschule 
mehr sind, aber während ihrer Mit-
gliedschaft oder ihrer Angehöri-
genstellung einen Redlichkeits-
verstoß begangen haben, 

 
4.  auf Personen, die, ohne Mitglied 

oder Angehörige zu sein, im Rah-
men der Hochschulaufgaben in 
Forschung und Lehre tätig sind 
oder gewesen sind und dabei ei-
nen Redlichkeitsverstoß began-
gen haben, 

 
5.  auf Personen, die, ohne Mitglied 

oder Angehörige zu sein, einen 
Redlichkeitsverstoß bezüglich ei-
nes wissenschaftlichen Werks be-
gangen haben, welches Grund-
lage für die Verleihung des Dok-
torgrades der Universität oder des 
Promotionskollegs, welche oder 
welches das Redlichkeitsverfah-
ren durchführen will, gewesen ist, 
sowie 

 
6.  auf Mitglieder, deren mitglied-

schaftsrechtliche Pflichten nach 
Maßgabe des § 10 Absatz 1 Satz 
6 oder 7 ruhen. 

 
§ 87 

Anwendungsbereich, 
Integritätsverstöße und Integritäts-

maßnahmen 
 

(1) Verletzt ein Mitglied der Hochschule 
eine dienstrechtliche Pflicht und stellt 
diese Pflichtverletzung nicht aus-
schließlich einen Redlichkeitsverstoß 
nach § 86 Absatz 1 dar, so finden hie-
rauf Anwendung, 
 
1.  wenn das Mitglied in einem privat-

rechtlichen Dienstverhältnis zur 
Hochschule steht, vorbehaltlich 
der Nummer 3 die allgemeinen ar-
beitsrechtlichen Bestimmungen 

 § 87 
Anwendungsbereich, 

Integritätsverstöße und Integritäts-
maßnahmen 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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und nicht die Bestimmungen der 
Absätze 2 bis 7, 

 
2.  wenn das Mitglied in einem Be-

amtenverhältnis zur Hochschule 
steht, vorbehaltlich der Nummer 3 
die allgemeinen beamtenrechtli-
chen Bestimmungen und nicht die 
Bestimmungen der Absätze 2 bis 
7, 

 
3.  wenn das Mitglied eine Hoch-

schullehrerin oder ein Hochschul-
lehrer der Hochschule ist, unbe-
schadet der allgemeinen arbeits- 
oder beamtenrechtlichen Bestim-
mungen die Bestimmungen der 
Absätze 2 bis 7. 

 
Die §§ 98 bis 100 bleiben unberührt. Für 
Studierende gilt vorbehaltlich der Sätze 
1 und 2 der § 51a. 
 
(2) Eine Hochschullehrerin oder ein 
Hochschullehrer begeht einen Integri-
tätsverstoß, wenn sie oder er schuldhaft 
eine ihr oder ihm obliegende dienst-
rechtliche Pflicht verletzt und diese 
Pflichtverletzung nicht ausschließlich ei-
nen Redlichkeitsverstoß nach § 86 Ab-
satz 1 darstellt. 
 
(3) Gegen die Person, welche einen In-
tegritätsverstoß begangen hat (Maß-
nahmenadressat), soll eine Integritäts-
maßnahme verhängt werden. Integri-
tätsmaßnahmen sind: 

 
1. unbeschadet der §§ 98 und 100 

und des Hausrechts Weisungen 
betreffend 

 
a)  das vollständige oder teil-

weise Verbot des Betretens 
einzelner oder sämtlicher Lie-
genschaften der Hochschule 
zur Wahrnehmung einzelner 
oder sämtlicher Dienstaufga-
ben oder 

 
b) das Gebot, die dem Maßnah-

menadressaten obliegende 
Lehre ganz oder teilweise 
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mittels Videokonferenztech-
nik oder eines anderen tech-
nischen Instruments aus-
schließlich online zu erbrin-
gen, 

 
2.  Gebote oder Verbote betreffend 

den Kontakt zu anderen Hoch-
schulmitgliedern oder -angehöri-
gen, 

 
3.  der Entzug der Weisungsbefugnis 

gegenüber Beschäftigten, 
 
4.  der vollständige oder teilweise 

Entzug der Lehr- und Prüfungsbe-
fugnis, 

 
5.  der vollständige oder teilweise Wi-

derruf der Zusagen über die nach 
§ 37 Absatz 3 oder in sonstiger 
Weise gewährte Ausstattung, 

 
6.  der Ausspruch, für die Dauer von 

zwei bis fünf Jahren 
 

a) die Fähigkeit zu verlieren, 
Funktionen in der Selbstver-
waltung der Hochschule zu 
bekleiden und solche Funk-
tionen durch Wahlen zu er-
langen, sowie 

 
b)  das Recht zu verlieren, in 

der Hochschule zu wählen 
oder zu stimmen. 

 
Mit dem Verlust der Fähigkeit nach Satz 
2 Nummer 6 Buchstabe a verliert der 
Maßnahmenadressat zugleich sämtli-
che Funktionen, die er in der Selbstver-
waltung innehat. Satz 3 findet auf haupt-
berufliche Rektoratsmitglieder sowie 
auf die Dekanin oder den Dekan, die 
oder der hauptberuflich tätig ist, keine 
Anwendung. 
(4) Die Entscheidung über die Verhän-
gung der einzelnen Integritätsmaß-
nahme, auch hinsichtlich ihrer Dauer, 
ergeht nach pflichtgemäßem Ermessen 
durch Integritätsverfügung. Für die Aus-
übung des Ermessens gilt § 13 Absatz 
2 Satz 2 bis 4 des 
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Landesdisziplinargesetzes entspre-
chend. 
 
(5) Ist eine Hochschullehrerin oder ein 
Hochschullehrer nach den dienstrechtli-
chen Bestimmungen beurlaubt oder an 
eine andere Stelle abgeordnet, bleiben 
ihre oder seine Pflichten, die einen In-
tegritätsverstoß nach Absatz 2 begrün-
den können, in der Hochschule beste-
hen. 
 
(6) Wird ein Integritätsverstoß durch 
eine Hochschullehrerin oder einen 
Hochschullehrer in der Funktion als Mit-
glied oder Angehöriger des Promotions-
kollegs für angewandte Forschung der 
Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften in Nordrhein-Westfalen began-
gen, so gilt dieser als in ihrer oder seiner 
Funktion als Hochschullehrerin oder 
Hochschullehrer der jeweiligen Hoch-
schule begangen. 

 
(7) Sind seit der Vollendung des Integri-
tätsverstoßes mehr als drei Jahre ver-
gangen, darf eine Integritätsmaßnahme 
nicht mehr verhängt werden. § 88 Ab-
satz 1 Satz 4 bleibt unberührt. 

 
(8) Für den Fall, dass die verletzte Per-
son eine Doktorandin oder ein Dokto-
rand ist, trifft die Universität oder das 
Promotionskolleg für angewandte For-
schung der Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften in Nordrhein-
Westfalen angemessene Vorkehrun-
gen, dass das Promotionsvorhaben 
durch die Einleitung des Integritäts- und 
des Disziplinarverfahrens nicht gefähr-
det wird. 

 
§ 88 

Redlichkeits- und Integritätsverfah-
ren 

 
(1) Liegen zureichende tatsächliche An-
haltspunkte für die Begehung eines 
Redlichkeitsverstoßes vor, hat die 
dienstvorgesetzte Stelle ein Redlich-
keitsverfahren einzuleiten; liegen zu-
reichende tatsächliche Anhaltspunkte 
für die Begehung eines 

 § 88 
Redlichkeits- und Integritätsverfah-

ren 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Integritätsverstoßes vor, hat die dienst-
vorgesetzte Stelle ein Integritätsverfah-
ren einzuleiten. § 17 Absatz 1 Satz 1 
des Landesdisziplinargesetzes bleibt 
unberührt. Redlichkeits- und Integritäts-
verfahren werden jeweils gegenüber 
der Person geführt, der die Begehung 
eines Redlichkeits- oder eines Integri-
tätsverstoßes vorgeworfen wird (be-
schuldigte Person). Für die Durchfüh-
rung beider Verfahren gelten unbescha-
det der Bestimmungen dieses Teils die 
Regelungen des Landesdisziplinarge-
setzes entsprechend. Redlichkeits- und 
Integritätsverfahren können zu einem 
gemeinsamen Verfahren verbunden 
werden. 
 
(2) Die Anzeige eines Redlichkeits- oder 
eines Integritätsverstoßes (Redlich-
keits- oder Integritätsanzeige) kann bei 
der zuständigen Stelle nach Absatz 1 
Satz 1 mündlich oder schriftlich ange-
bracht werden. Die mündliche Redlich-
keits- oder Integritätsanzeige ist zu be-
urkunden. Der verletzten Person ist auf 
Antrag der Eingang ihrer Integritätsan-
zeige schriftlich zu bestätigen. Die Be-
stätigung soll eine kurze Zusammenfas-
sung der Angaben der verletzten Per-
son zu Zeit, Ort und Art der Begehung 
des Integritätsverstoßes enthalten. Die 
Bestätigung kann versagt werden, so-
weit der Untersuchungszweck gefähr-
det erscheint. 
 

 
 

§ 89 
Zusammenarbeit im Redlichkeits- 

und Integritätsverfahren; Täter-Op-
fer-Ausgleich 

 
(1) Hinsichtlich der Zusammenarbeit im 
Redlichkeits- und Integritätsverfahren 
gilt § 99 Absatz 3. Hat die zuständige 
Stelle nach § 88 Absatz 1 Satz 1 ihre 
Befugnis zur Durchführung eines Red-
lichkeits- oder eines Integritätsverfah-
rens sowie zur Verhängung einer Red-
lichkeits- oder einer Integritätsmaß-
nahme auf der Grundlage des § 99 Ab-
satz 3 übertragen, sind die bis zur 

 § 89 
Zusammenarbeit im Redlichkeits- 

und Integritätsverfahren; Täter-Op-
fer-Ausgleich 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Übertragung getroffenen tatsächlichen 
Feststellungen nicht bindend, können 
aber ohne nochmalige Prüfung dem 
weiteren Verfahren zugrunde gelegt 
werden. Das Gleiche gilt für die nach 
der Übernahme getroffenen tatsächli-
chen Feststellungen der Stelle, an die 
übertragen wurde, wenn die zuständige 
Stelle die Übertragung widerruft. 
 
(2) Die nach § 88 Absatz 1 Satz 1 zu-
ständige Stelle kann sich zur Durchfüh-
rung des Redlichkeits- oder des Integri-
tätsverfahrens ergänzender Hilfe geeig-
neter Stellen innerhalb und außerhalb 
des öffentlichen Dienstes bedienen und 
diesen die zur ergänzenden Hilfe erfor-
derlichen Daten übermitteln. Die beauf-
tragte Stelle darf die Daten, die ihr im 
Rahmen der ergänzenden Hilfe bekannt 
werden, nur für diesen Zweck verarbei-
ten. § 91a Absatz 1 Nummer 2, Absatz 
3, Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und Ab-
satz 5 bis 7 des Landesbeamtengeset-
zes gilt entsprechend. 
 
(3) Die für die Durchführung des Integri-
tätsverfahrens zuständige Stelle ist be-
rechtigt, in jedem Stadium des Verfah-
rens Möglichkeiten zu prüfen, einen 
Ausgleich zwischen der beschuldigten 
Person und der verletzten Person zu er-
reichen. Hinsichtlich der Durchführung 
dieses Ausgleichs gilt § 155b der Straf-
prozeßordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. 
I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Arti-
kel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 17. 
Juli 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 163) geän-
dert worden ist, entsprechend. 

 
§ 90 

Rechte der verletzten Person 
 
(1) Verletzte Person im Sinne dieses 
Gesetzes ist diejenige Person, die 
durch den Integritätsverstoß, seine Be-
gehung unterstellt oder rechtskräftig 
festgestellt, im Sinne des § 84 Absatz 1 
Satz 3 beeinträchtigt worden ist. Sie hat 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 im 
Integritätsverfahren die nachfolgenden 
Informations-, Schutz-, Beistands- und 

 § 90 
Rechte der verletzten Person 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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verfahrensbegleitenden Rechte. 
 
(2) Die verletzte Person hat folgende In-
formationsrechte: 
 
1.  das Recht, dass ihr gegenüber 

auf Antrag der Gang des weiteren 
Verfahrens, insbesondere dessen 
sie unmittelbar betreffenden 
Schritte, erläutert wird, 

 
2.  das Recht, dass ihr gegenüber 

der Eingang der Integritätsan-
zeige nach Maßgabe des § 88 Ab-
satz 2 Satz 3 bis 5 bestätigt wird, 

 
3.  das Recht auf Mitteilung, dass 

eine das Integritätsverfahren ein-
leitende Verfügung erlassen wor-
den ist, 

 
4.  das Recht auf Auskunft über den 

Verfahrensstand des Integritäts-
verfahrens, 

 
5.  das Recht zur möglichst frühzeiti-

gen Unterrichtung 
 

a)  über ihre Befugnisse im In-
tegritätsverfahren nach die-
sem Absatz sowie den Ab-
sätzen 3 bis 5, insbeson-
dere die Beistandsrechte 
nach Absatz 4, sowie 

 
b)  über die Erstattung ihrer 

Kosten und Auslagen nach 
§ 91, 

 
6.  das Recht, Kenntnis von Rubrum 

und Tenor der das Integritätsver-
fahren abschließenden Verfügung 
zu erhalten. 

 
(3) Die verletzte Person hat folgende 
Schutzrechte: 
 
1.  das Recht, dass Vernehmungen 

und sonstige Untersuchungs-
handlungen im Integritätsverfah-
ren stets unter Berücksichtigung 
ihrer besonderen Schutzbedürf-
tigkeit durchzuführen sind, 
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2. das Recht auf Aussageverweige-

rung entsprechend § 25 Absatz 1 
Satz 2 und 3 des Landesdiszipli-
nargesetzes einschließlich des 
Auskunftsverweigerungsrechts 
bezüglich Fragen, die den Inhalt 
der mit ihrem Beistand nach Ab-
satz 4 geführten Beratungsge-
spräche betreffen, 

 
3.  das Recht auf Beschränkung von 

Angaben; für dieses Recht gilt § 
68 Absatz 2 Satz 1 der Strafpro-
zeßordnung mit der Maßgabe, 
dass eine andere ladungsfähige 
Anschrift im Sinne dieser Vor-
schrift auch die Anschrift der 
Hochschule ist, sowie § 68 Absatz 
3 Satz 1 und Absatz 5 der Straf-
prozeßordnung entsprechend, so-
wie 

 
4.  das Recht auf Beschränkung des 

Fragerechts aus Gründen des 
Persönlichkeitsschutzes; für die-
ses Recht gilt § 68a der Strafpro-
zeßordnung entsprechend. 

 
Die zuständige Stelle kann die verletzte 
Person getrennt von der beschuldigten 
Person vernehmen, wenn im Falle der 
Vernehmung in Gegenwart der beschul-
digten Person die dringende Gefahr ei-
nes schwerwiegenden Nachteils für das 
Wohl der verletzten Person besteht und 
diese Gefahr nicht in anderer Weise ab-
gewendet werden kann. 
(4) Die verletzte Person hat folgende 
Beistandsrechte: 
 
1.  das Recht, sich eines anwaltli-

chen Beistands zu bedienen, 
auch soweit sie als Zeuge ver-
nommen wird, oder sich durch ei-
nen solchen vertreten zu lassen 
sowie 

 
2.  das Recht auf den Beistand einer 

Person ihres Vertrauens, es sei 
denn, dass dies den Untersu-
chungszweck gefährden könnte. 
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Der verletzten Person wird auf ihren An-
trag ein zur Vertretung bereiter anwaltli-
cher Beistand ihrer Wahl beigeordnet, 
wenn die beschuldigte Person durch ei-
nen Rechtsanwalt vertreten ist. Findet 
die verletzte Person keinen zur Vertre-
tung bereiten anwaltlichen Beistand, 
ordnet die zuständige Stelle ihr auf An-
trag einen anwaltlichen Beistand bei. 
Die Anwesenheit des anwaltlichen Bei-
stands nach Satz 1 Nummer 1 bei der 
Vernehmung der verletzten Person ist 
zu gestatten, es sei denn, bestimmte 
Tatsachen rechtfertigen die Annahme, 
dass seine Anwesenheit die geordnete 
Beweiserhebung nicht nur unwesentlich 
beeinträchtigen würde. 

 
(5) Die verletzte Person hat folgende 
verfahrensbegleitenden Rechte: 
 
1.  das Recht, eine Beweiserhebung 

anzuregen, 
 
2.  das Recht, dass der von ihr beauf-

tragte anwaltliche Beistand für sie 
die Akten des Integritätsverfah-
rens einsehen sowie Beweisstü-
cke besichtigen darf, 

 
3.  das Recht, an die beschuldigte 

Person bei deren Vernehmung 
Fragen zu stellen, 

4.  das Recht, nach jeder Beweiser-
hebung die Gelegenheit zu erhal-
ten, sich dazu zu erklären. 

 
Die Rechte nach Satz 1 Nummer 2 bis 
4 bestehen nicht, wenn der Zweck der 
Ermittlungen gefährdet würde. 

 
§ 91 

Kosten und Auslagen 
der verletzten Person 

 
(1) Der Beiordnungsaufwand wird aufer-
legt 
 
1.  dem Maßnahmenadressaten, ge-

gen den eine Integritätsmaß-
nahme aufgrund eines Integritäts-
verstoßes verhängt wird, der die 
verletzte Person betrifft, oder 

 § 91 
Kosten und Auslagen 
der verletzten Person 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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2.  der Person, gegenüber welcher 

das Vorliegen eines solchen In-
tegritätsverstoßes festgestellt 
wird. 

 
Beiordnungsaufwand sind die Aufwen-
dungen der Beiordnung nach § 90 Ab-
satz 4 Satz 2 und 3, die zur zweckent-
sprechenden Rechtsverfolgung not-
wendig waren; § 37 Absatz 4 Satz 1 und 
2 des Landesdisziplinargesetzes gilt in-
soweit entsprechend. Zur Bezeichnung 
der verletzten Person kann in der Verfü-
gung nach Satz 1 die Angabe der voll-
ständigen Anschrift unterbleiben. 
 
(2) Die Höhe des nach Absatz 1 aufzu-
erlegenden Beiordnungsaufwands wird 
auf Antrag der verletzten Person gegen-
über dem Maßnahmenadressaten oder 
der Person nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 durch die nach § 88 Absatz 1 
Satz 1 zuständige Stelle festgesetzt; die 
verletzte Person legt hierzu die Aufstel-
lung des durch die beigeordnete Stelle 
ihr gegenüber in Rechnung gestellten 
Beiordnungsaufwands vor. Absatz 1 
Satz 3 gilt für die Festsetzungsverfü-
gung entsprechend. Auf die Festset-
zung findet § 14 Absatz 1 Satz 3 des 
Gebührengesetzes NRW vom 23. Au-
gust 1999 (GV. NRW. 1999 S. 524) in 
der jeweils geltenden Fassung entspre-
chende Anwendung. 

 
(3) Die Beiordnung bewirkt, dass die 
beigeordnete Stelle ihren Beiordnungs-
aufwand gegen die verletzte Person 
während des Integritätsverfahrens nicht 
geltend machen kann. Soll auf Verlan-
gen der beigeordneten Stelle ein Vor-
schuss geleistet werden, trägt diesen 
vorbehaltlich Absatz 5 Satz 2 die Hoch-
schule. 
 
(4) Die beigeordnete Stelle ist berech-
tigt, ihre Kosten und Auslagen von dem 
Maßnahmenadressaten oder der Per-
son nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 
dem oder der diese Kosten und Ausla-
gen auferlegt worden sind, im eigenen 
Namen beizutreiben. 
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(5) Wird das Integritätsverfahren ohne 
Feststellung eines Integritätsverstoßes 
eingestellt oder können die dem Maß-
nahmenadressaten oder der Person 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 aufer-
legten Kosten und Auslagen nicht bei-
getrieben werden, trägt die Hochschule 
den Beiordnungsaufwand. Im Falle des 
Satzes 1 geht der Anspruch der beige-
ordneten Stelle gegen den Maßnahme-
nadressaten nach Absatz 4 auf die 
Hochschule über. 

 
§ 92 

Hinweisgeberschutz; 
Auskünfte 

 
(1) Gibt eine Person einen Hinweis auf 
das Vorliegen eines Redlichkeits- oder 
Integritätsverstoßes (hinweisgebende 
Person), wahrt die Hochschule deren 
Identität. § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 3 sowie die §§ 9 und 10 des Hin-
weisgeberschutzgesetzes vom 31. Mai 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 140), das durch 
Artikel 16 des Gesetzes vom 27. De-
zember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 438) ge-
ändert worden ist, gelten entsprechend. 
Die Hochschule prüft auf der Grundlage 
dieses Hinweises, ob sie ein Redlich-
keits- oder Integritätsverfahren einleitet. 
§ 85 Absatz 3 bis 5 bleibt unberührt. 
 
(2) Auskünfte an nicht betroffene Perso-
nen dürfen von der Hochschule nur mit 
Einwilligung der beschuldigten Person 
oder des Maßnahmenadressaten sowie 
der verletzten Person erteilt werden, es 
sei denn, dass ein dringendes öffentli-
ches Interesse dahingehend gegeben 
ist, die Auskunft zu erteilen, welches 
das Schutzbedürfnis der beschuldigten 
Person oder des Maßnahmenadressa-
ten erheblich überwiegt. Inhalt und 
Empfänger der Auskunft sind der be-
schuldigten Person oder dem Maßnah-
menadressaten sowie der verletzten 
Person schriftlich oder elektronisch mit-
zuteilen. Übermittlung und Auskunft 
sind auf den jeweils erforderlichen Um-
fang zu beschränken. 

 

 § 92 
Hinweisgeberschutz; 

Auskünfte 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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§ 93 
Sicherheit im Universitätsklinikum 

 
(1) Das Universitätsklinikum gewähr-
leistet nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 
ein sicheres Universitätsklinikum. Zu ei-
nem sicheren Universitätsklinikum ge-
hört, dass das Universitätsklinikum die 
Vielfalt seiner Beschäftigten berück-
sichtigt. Zudem werden diese 
 
1.  vor unzulässiger Diskriminierung 

aus einem der in § 1 des Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetzes 
genannten Gründe, sowie 

 
2.  vor unmittelbaren Beeinträchti-

gungen ihrer körperlichen Unver-
sehrtheit, ihrer sexuellen Integrität 
und Selbstbestimmung, ihres all-
gemeinen Persönlichkeitsrechts 
und ihrer sonstigen personalen 
Rechte 

 
durch andere Beschäftigte des Univer-
sitätsklinikums unbeschadet der ar-
beitsrechtlichen Bestimmungen und 
vorbehaltlich des Hausrechts durch ge-
eignete Maßnahmen geschützt. 

 
(2) Verletzt eine Beschäftige oder ein 
Beschäftigter des Universitätsklinikums 
als solche oder solcher eine dienst-
rechtliche Pflicht, so finden hierauf An-
wendung, 
 
1.  wenn sie oder er in einem privat-

rechtlichen Dienstverhältnis zum 
Universitätsklinikum steht, die all-
gemeinen arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen, und 

2.  wenn sie oder er in einem Beam-
tenverhältnis zum Universitätskli-
nikum steht, die allgemeinen be-
amtenrechtlichen Bestimmungen. 

 
Verletzt eine Beschäftigte oder ein Be-
schäftigter des Universitätsklinikums, 
die oder der zugleich Hochschullehrerin 
oder Hochschullehrer der jeweiligen 
Universität ist, eine dienstrechtliche 
Pflicht nicht als Beschäftigte oder Be-
schäftigter des Universitätsklinikums, 

 § 93 
Sicherheit im Universitätsklinikum 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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sondern als Hochschullehrerin oder 
Hochschullehrer, so finden auf diese 
Pflichtverletzung neben den allgemei-
nen arbeits- oder beamtenrechtlichen 
Bestimmungen zugleich die Bestim-
mungen dieses Teils Anwendung. 

 
Kapitel 3 

Disziplinarrechtliche  
Sonderregelungen 

 
§ 94  

Verhältnis zum Disziplinarrecht 
 
(1) Wird ein Disziplinarverfahren wegen 
desselben Sachverhalts, der einem 
Redlichkeits- oder Integritätsverfahren 
zugrunde liegt, durchgeführt, so bleiben 
in Bezug auf dieses Disziplinarverfah-
ren die Vorschriften des Landesdiszipli-
nargesetzes vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 4 sowie der übrigen Bestimmungen 
dieses Kapitels unberührt. 
 
(2) Die Fristen des § 15 Absatz 1 bis 3 
des Landesdisziplinargesetzes werden 
durch die Einleitung und jede Ausdeh-
nung eines Redlichkeits- oder Integri-
tätsverfahrens hinsichtlich desselben 
Sachverhalts unterbrochen. 
 
(3) Die dienstvorgesetzte Stelle verbin-
det das Redlichkeits- und das Integri-
tätsverfahren mit dem Disziplinar-ver-
fahren, welches wegen desselben 
Sachverhalts durchgeführt wird. 
 
(4) In einem nach Absatz 3 verbunde-
nen Disziplinarverfahren im Sinne des 
Absatzes 1 finden die §§ 89 bis 91 so-
wie § 92 Absatz 1 entsprechend Anwen-
dung. Dies gilt auch für die Dauer eines 
Disziplinarklageverfahrens. 

 
§ 95 

Bürokratieabbau durch Zusammen-
arbeit im Disziplinarverfahren 

 
(1) Hinsichtlich der Zusammenarbeit der 
dienstvorgesetzten Stelle im Diszipli-
narverfahren mit anderen Hochschulen, 
Behörden des Landes oder sonstigen 
Stellen, die Aufgaben öffentlicher 

 Kapitel 3 
Disziplinarrechtliche  
Sonderregelungen 

 
§ 94  

Verhältnis zum Disziplinarrecht 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 95 
Bürokratieabbau durch Zusammen-

arbeit im Disziplinarverfahren 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Verwaltung wahrnehmen, gilt § 89 Ab-
satz 1 entsprechend. 
 
(2) Hinsichtlich der ergänzenden Hilfe 
geeigneter Stellen innerhalb und außer-
halb des öffentlichen Dienstes gilt § 89 
Absatz 2 entsprechend. 
 

§ 96 
Sonderregelung betreffend  

die Kürzung der Dienstbezüge 
 
(1) Abweichend von § 8 Absatz 1 Satz 1 
des Landesdisziplinargesetzes ist bei 
Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrern die Kürzung der Dienstbezüge 
die bruchteilsmäßige Verminderung der 
monatlichen Dienstbezüge um höchs-
tens ein Drittel auf die Dauer von längs-
tens fünf Jahren. 
 
(2) Auf die Kürzung der Dienstbezüge 
nach Absatz 1 finden ansonsten die 
Vorschriften betreffend die Kürzung von 
Dienstbezügen nach dem Landesdis-
ziplinargesetz Anwendung. 
 

§ 97 
Sonderregelung  

betreffend die Zurückstufung 
 
(1) Abweichend von § 9 Absatz 1 Satz 1 
des Landesdisziplinargesetzes ist bei 
Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern 
eines Amtes der Besoldungsgruppe 
W 3 die Zurückstufung die Versetzung 
in ein Amt der Besoldungsgruppe W 2. 
Die im Amt der Besoldungsgruppe W 3 
erworbenen Leistungsbezüge werden 
dabei entsprechend bis zu dem Pro-
zentsatz anteilig gekürzt, der dem Ver-
hältnis zwischen dem Grundgehalt des 
Amtes der Besoldungsgruppe W 3 und 
jenem des Amtes der Besoldungs-
gruppe W 2 entspricht. Die erneute Ge-
währung von Leistungsbezügen der 
verlustig gegangenen Art ist frühestens 
fünf Jahre nach Unanfechtbarkeit der 
Entscheidung betreffend die Zurückstu-
fung zulässig. 
 
(2) Abweichend von § 9 Absatz 1 Satz 1 
des Landesdisziplinargesetzes ist bei 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 96 
Sonderregelung betreffend  

die Kürzung der Dienstbezüge 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 97 
Sonderregelung  

betreffend die Zurückstufung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Amtsinhaberinnen und Amtsinhabern 
eines Amtes der Besoldungsgruppe W 
2 die Zurückstufung  
 
1. der dauerhafte Verlust einzelner 

oder sämtlicher Leistungsbezüge, 
die in diesem Amt erworben wor-
den sind, sowie 

 
2.  daneben oder anstelle des Ver-

lusts nach Nummer 1 die Rück-
führung der Besoldung auf die Be-
soldung des Amtes der Besol-
dungsgruppe W 1. 

 
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
 
(3) In den Fällen des Absatzes 1 und 2 
darf frühestens fünf Jahre nach Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung betref-
fend die Zurückstufung ein Amt der Be-
soldungsgruppe W 3 verliehen werden. 
 
(4) Verbunden mit oder anstelle einer 
Zurückstufung kann bei Amtsinhaberin-
nen und Amtsinhabern eines Amtes der 
Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 für ei-
nen festgesetzten Zeitraum von bis zu 
fünf Jahren der Entzug der Berechti-
gung, die Amtsbezeichnung zu führen, 
verhängt werden. Die Entscheidung 
nach Satz 1 kann auf das Verbot be-
schränkt werden, die Amtsbezeichnung 
außerhalb des Dienstes zu führen. Im 
Falle des Entzugs nach Satz 1 darf die 
Beamtin oder der Beamte bei seinen 
dienstlichen Tätigkeiten einen Hinweis 
führen, dass sie oder er eine Professur 
an der jeweiligen Hochschule innehat. 

 
(5) Auf die Zurückstufung nach den Ab-
sätzen 1 bis 4 finden ansonsten die Vor-
schriften betreffend die Zurückstufung 
nach dem Landesdisziplinargesetz An-
wendung. 
 
(6) Bei Amtsinhaberinnen und Amtsin-
habern eines Amtes der Besoldungs-
gruppe W 1 ist die Zurückstufung  
 
1.  der Widerruf der Zusage eines 

tenure tracks nach § 38a Absatz 1 
oder 9 oder 
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2. der Ausspruch, dass eine Beru-

fung auf eine Professur im Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit oder 
in einem unbefristeten Beschäfti-
gungsverhältnis erst zwei Jahre 
nach Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidung über den Integritäts-
verstoß, frühestens ein Jahr seit 
dem Ende der Amtszeit der Juni-
orprofessorin oder des Juniorpro-
fessors oder der Tandemprofes-
sorin oder des Tandemprofessors 
zulässig ist. 

 
Die Maßnahmen nach Satz 1 können 
zusammen verhängt werden. Absatz 5 
gilt entsprechend. 

 
Kapitel 4 

Gefahrenabwehr im Hochschulraum 
 

§ 98 
Hochschulische Gefahrenabwehr 

bei dem Verdacht des Verstoßes ge-
gen eine dienstrechtliche Pflicht 

nach § 87 Absatz 2 
 
(1) Besteht aufgrund zureichender tat-
sächlicher Anhaltspunkte für die Bege-
hung eines Integritätsverstoßes die kon-
krete Gefahr, dass ein Mitglied oder An-
gehöriger der Hochschule in Studium 
oder hochschulischer Tätigkeit erheb-
lich behindert wird, so können Maßnah-
men nach § 87 Absatz 3 Satz 2 Nummer 
1 bis 4 unabhängig von der Durchfüh-
rung eines Integritätsverfahrens und 
dem Nachweis der Begehung eines In-
tegritätsverstoßes angeordnet werden. 
(2) Maßnahmen nach Absatz 1 sind ge-
gen die Person zu richten, welche die 
Gefahr verursacht. 
 
(3) Zuständig für die Anordnung nach 
Absatz 1 ist die dienstvorgesetzte 
Stelle. Diese kann ihre Anordnungsbe-
fugnis auf die Dekanin oder den Dekan, 
auch im Falle des Bestehens eines De-
kanats, übertragen. 

 
 
 

 Kapitel 4 
Gefahrenabwehr im Hochschulraum 

 
§ 98 

Hochschulische Gefahrenabwehr 
bei dem Verdacht des Verstoßes ge-

gen eine dienstrechtliche Pflicht 
nach § 87 Absatz 2 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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§ 99 
Hochschulische Gefahrenabwehr 
bei dem Verdacht eines studenti-

schen Ordnungsverstoßes 
nach § 51a Absatz 1 

 
(1) Besteht aufgrund zureichender tat-
sächlicher Anhaltspunkte für die Bege-
hung eines Ordnungsverstoßes nach § 
51a Absatz 1 die konkrete Gefahr, dass 
ein Mitglied oder Angehöriger der Hoch-
schule in Studium oder hochschulischer 
Tätigkeit erheblich behindert wird, so 
können Maßnahmen nach § 51a Absatz 
2 Satz 2 Nummer 3 bis 7 unabhängig 
von der Durchführung eines Verfahrens 
zur Verhängung einer Ordnungsmaß-
nahme und dem Nachweis der Bege-
hung eines Ordnungsverstoßes ange-
ordnet werden. 
 
(2) Maßnahmen nach Absatz 1 sind ge-
gen die Studierende oder den Studie-
renden zu richten, welche oder welcher 
die Gefahr verursacht. 
 
(3) Zuständig für die Anordnung nach 
Absatz 1 ist die nach § 51a Absatz 4 zu-
ständige Stelle. Diese kann ihre Anord-
nungsbefugnis auf die Dekanin oder 
den Dekan, auch im Falle des Beste-
hens eines Dekanats, übertragen. 
 

§ 100 
Verhältnismäßigkeit bei der Gefah-

renabwehr; Aufhebung 
 

(1) Die Anordnung nach § 98 Absatz 1 
und § 99 Absatz 1 ergeht jeweils nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Von mehre-
ren möglichen und zur Gefahrenabwehr 
gleich geeigneten Maßnahmen ist dieje-
nige zu treffen, die den Einzelnen vo-
raussichtlich am wenigsten beeinträch-
tigt. 
 
(2) Eine Maßnahme nach § 98 Absatz 1 
und § 99 Absatz 1 darf nicht zu einem 
Nachteil führen, der zu dem erstrebten 
Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht. 
 
(3) Eine Maßnahme ist aufzuheben, 
wenn ihr Zweck erreicht ist oder sich 

§ 99 
Hochschulische Gefahrenabwehr 
bei dem Verdacht eines studenti-

schen Ordnungsverstoßes 
nach § 51a Absatz 1 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 100 
Verhältnismäßigkeit bei der Gefah-

renabwehr; Aufhebung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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zeigt, dass er nicht erreicht werden 
kann. § 98 Absatz 3 und § 99 Absatz 3 
gelten für die Aufhebungsanordnung je-
weils entsprechend.“ 

 
78.  Der bisherige Teil 10 wird Teil 11. 

 
 79.   - b i s h e r  7 8 .  – 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 

79.  Der bisherige § 76 wird § 101. 
 

 80.   - b i s h e r  7 9 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
80.  Der bisherige § 77 wird § 102 und wie 

folgt geändert: 
 

a)  Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

„§ 102 
Zusammenwirken von Hoch-

schulen und von Hochschulen 
mit Forschungseinrichtungen; 

Zusammenarbeit von Hoch-
schulen im Bereich der Verwal-

tung“. 
 
b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Zur gegenseitigen Abstim-

mung und besseren Nutzung ihrer 
Lehrangebote insbesondere 
durch gemeinsame Studiengänge 
und zur Verbesserung der Stu-
dienbedingungen wirken die 
Hochschulen, auch Universitäten 
und Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften, und Kunsthoch-
schulen zusammen. Das Nähere 
über das Zusammenwirken regeln 
die beteiligten Hochschulen durch 
Vereinbarung; Absatz 7 Satz 2 gilt 
entsprechend. Wird zwischen 
Hochschulen ein gemeinsamer 
Studiengang, auch in einer ge-
meinsamen Einrichtung nach Ab-
satz 2, vereinbart, so regeln die 
beteiligten Hochschulen insbe-
sondere die mitgliedschaftliche 
Zuordnung der Studierenden des 
Studiengangs zu einer der Hoch-
schulen oder zu den beteiligten 
Hochschulen; im Falle der Ein-
schreibung an mehreren Hoch-
schulen muss eine der beteiligten 
Hochschulen als Hochschule der 

 81.  Der bisherige § 77 wird § 102 und wie 
folgt geändert: 

 
a)  Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst: 
„§ 102 

Zusammenwirken von Hoch-
schulen und von Hochschulen 
mit Forschungseinrichtungen; 

Zusammenarbeit von Hoch-
schulen im Bereich der Verwal-

tung“. 
 
b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Zur gegenseitigen Abstim-

mung und besseren Nutzung ihrer 
Lehrangebote insbesondere 
durch gemeinsame Studiengänge 
und zur Verbesserung der Stu-
dienbedingungen wirken die 
Hochschulen, auch Universitäten 
und Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften, und Kunsthoch-
schulen zusammen. Das Nähere 
über das Zusammenwirken regeln 
die beteiligten Hochschulen durch 
Vereinbarung; Absatz 7 Satz 2 gilt 
entsprechend. Wird zwischen 
Hochschulen ein gemeinsamer 
Studiengang, auch in einer ge-
meinsamen Einrichtung nach Ab-
satz 2, vereinbart, so regeln die 
beteiligten Hochschulen insbe-
sondere die mitgliedschaftliche 
Zuordnung der Studierenden des 
Studiengangs zu einer der Hoch-
schulen oder zu den beteiligten 
Hochschulen; im Falle der Ein-
schreibung an mehreren Hoch-
schulen muss eine der beteiligten 
Hochschulen als Hochschule der 
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Ersteinschreibung gekennzeich-
net sein. Führen Hochschulen ei-
nen Studiengang, mehrere Studi-
engänge oder sonstige Studien-
angebote gemeinsam durch, kann 
in der Vereinbarung festgelegt 
werden, welche der beteiligten 
Hochschulen die erforderliche 
Prüfungsordnung mit Wirkung für 
und gegen alle beteiligten Hoch-
schulen erlässt; im Falle eines ge-
meinsamen Fachbereiches oder 
einer gemeinsamen Organisati-
onseinheit nach Absatz 2 erlässt 
der Fachbereichsrat dieses Fach-
bereichs oder das ihm entspre-
chende Gremium der Organisati-
onseinheit die Prüfungsordnung. 
Staatliche Mitwirkungsrechte blei-
ben unberührt.“ 

 
c)  Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 

 „Die Hochschulen arbeiten hin-
sichtlich der Erfüllung der ihnen 
obliegenden Verwaltungsaufga-
ben in der Regel zusammen, in-
dem sie 

 
1. im Sinne des Satzes 1 ge-

meinsame Verwaltungsein-
heiten oder Verwaltungs-
verbünde bilden oder 

 
2. im Sinne des Absatzes 3 

andere Hochschulen mit der 
Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben im Bereich der Verwal-
tung beauftragen oder mit 
ihnen zur Erfüllung derarti-
ger Aufgaben zusammenar-
beiten.“ 

 
d)  Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

 „Absatz 2 Satz 4 gilt entspre-
chend.“ 

 
 
 
 

Ersteinschreibung gekennzeich-
net sein. Führen Hochschulen ei-
nen Studiengang, mehrere Studi-
engänge oder sonstige Studien-
angebote gemeinsam durch, kann 
in der Vereinbarung festgelegt 
werden, welche der beteiligten 
Hochschulen die erforderliche 
Prüfungsordnung mit Wirkung für 
und gegen alle beteiligten Hoch-
schulen erlässt; im Falle eines ge-
meinsamen Fachbereiches oder 
einer gemeinsamen Organisati-
onseinheit nach Absatz 2 erlässt 
der Fachbereichsrat dieses Fach-
bereichs oder das ihm entspre-
chende Gremium der Organisati-
onseinheit die Prüfungsordnung. 
Staatliche Mitwirkungsrechte blei-
ben unberührt.“ 

 
c)  Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 

 „Die Hochschulen arbeiten hin-
sichtlich der Erfüllung der ihnen 
obliegenden Verwaltungsaufga-
ben in der Regel zusammen, in-
dem sie 

 
1. im Sinne des Satzes 1 ge-

meinsame Verwaltungsein-
heiten oder Verwaltungs-
verbünde bilden oder 

 
2. im Sinne des Absatzes 3 

andere Hochschulen mit der 
Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben im Bereich der Verwal-
tung beauftragen oder mit 
ihnen zur Erfüllung derarti-
ger Aufgaben zusammenar-
beiten.“ 

 
d)  Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

 „Absatz 2 Satz 4 gilt entspre-
chend.“ 

 
e)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:  
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e)  In Absatz 4 Satz 1 wird die An-
gabe „wirken“ durch die Angabe 
„arbeiten“ ersetzt. 

 

aa) In Satz 1 wird die Angabe 
„wirken“ durch die Angabe 
„arbeiten“ ersetzt. 
 

bb) Satz 5 wird wie folgt ge-
fasst:  
 
„Hinsichtlich der Zuwei-
sung von Leistungen zur 
ausschließlichen Wahr-
nehmung gilt § 115.“ 

 
f) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„Hinsichtlich der Zuweisung von 
Leistungen zur ausschließlichen 
Wahrnehmung gilt § 115.“ 

 
g) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:  

 
„(7) Die Hochschulen können mit 
anderen Hochschulen gemein-
sam Forschungsvorhaben im 
Sinne der §§ 70 und 71 durch-
führen. Hinsichtlich der Zuwei-
sung von Leistungen zur aus-
schließlichen Wahrnehmung gilt 
§ 115.“ 

 
81. Der bisherige § 77a wird § 103 und wie 

folgt geändert: 
 

a)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(5) Die Stiftung, die Anstalt und 

der Hochschulverbund unterste-
hen der Rechtsaufsicht des Minis-
teriums; § 101 Absatz 2 bis 6 gilt 
entsprechend. Soweit die juristi-
sche Person ausschließlich durch 
Hochschulen im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 oder durch solche Hoch-
schulen und das Promotionskol-
leg für angewandte Forschung 
der Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften in Nordrhein-
Westfalen errichtet wird und sie 
inhaltsgleichen Regelungen für 
die Haushalts- und Wirtschafts-
führung wie die Hochschulen im 
Sinne des § 1 Absatz 2 unterliegt, 
werden etwaige Mittel des Landes 

 82. Der bisherige § 77a wird § 103 und wie 
folgt geändert: 

 
a)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(5) Die Stiftung, die Anstalt und 

der Hochschulverbund unterste-
hen der Rechtsaufsicht des Minis-
teriums; § 101 Absatz 2 bis 6 gilt 
entsprechend. Soweit die juristi-
sche Person ausschließlich durch 
Hochschulen im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 oder durch solche Hoch-
schulen und das Promotionskol-
leg für angewandte Forschung 
der Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften in Nordrhein-
Westfalen errichtet wird und sie 
inhaltsgleichen Regelungen für 
die Haushalts- und Wirtschafts-
führung wie die Hochschulen im 
Sinne des § 1 Absatz 2 unterliegt, 
werden etwaige Mittel des Landes 
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der juristischen Person in Form 
von Zuschüssen bereitgestellt. 
Die haushaltsrechtliche Behand-
lung der Zuschüsse erfolgt ent-
sprechend den für Hochschulen 
geltenden Regelungen. § 5 Ab-
satz 7 Satz 4 gilt für die Stiftung, 
die Anstalt oder den Hochschul-
verbund entsprechend. Das Mi-
nisterium kann Verwaltungsvor-
schriften zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der Stiftung, der 
Anstalt oder des Hochschulver-
bunds erlassen.“ 

 
b)  In Absatz 8 Satz 1 wird die An-

gabe „77“ durch die Angabe „102“ 
ersetzt. 

 

der juristischen Person in Form 
von Zuschüssen bereitgestellt. 
Die haushaltsrechtliche Behand-
lung der Zuschüsse erfolgt ent-
sprechend den für Hochschulen 
geltenden Regelungen. § 5 Ab-
satz 7 Satz 4 gilt für die Stiftung, 
die Anstalt oder den Hochschul-
verbund entsprechend. Das Mi-
nisterium kann Verwaltungsvor-
schriften zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der Stiftung, der 
Anstalt oder des Hochschulver-
bunds erlassen.“ 

 
b)  Absatz 8 wird wie folgt gefasst:  

 
„(8) Hinsichtlich der Wahrneh-
mung von Aufgaben im Bereich 
der Verwaltung oder des Zusam-
menwirkens zur Erfüllung derarti-
ger Aufgaben gilt für die Stiftung, 
die Anstalt oder den Hochschul-
verbund § 102 Absatz 3 entspre-
chend. Hinsichtlich der Zuweisung 
von Leistungen zur ausschließli-
chen Wahrnehmung gilt § 115.“ 

 
 

82. Der bisherige § 77b wird § 104 und dem 
Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

 
 „Zudem kann das Ministerium zur Ver-

besserung des Studienerfolgs und der 
Entwicklung und Verwendung von On-
line-Lehrangeboten sowie zu ihrer Wei-
terentwicklung das Nähere zu den Ab-
sätzen 1 bis 3 durch Rechtsverordnung 
regeln und dabei von den Bestimmun-
gen der §§ 48 bis 52, 60 bis 62a sowie 
66 abweichende Regelungen treffen.“ 

 

 83.   - b i s h e r  8 2 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
 
 
 

83.  Der bisherige § 77c wird § 105. 
 

 84.   - b i s h e r  8 3 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
84.  Der bisherige § 77d wird § 106 und in 

Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „Satz 
2“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt. 

 

 85.   - b i s h e r  8 4 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

85.  Der bisherige § 78 wird § 107 und in Ab-
satz 1 Satz 3 und 4 wird jeweils die An-
gabe „Fachhochschulen“ durch die An-
gabe „Hochschulen für angewandte 

 86.   - b i s h e r  8 5 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Wissenschaften“ ersetzt. 
 
86.  Der bisherige § 79 wird § 108 und in Ab-

satz 4 Satz 1 bis 3 wird jeweils die An-
gabe „78“ durch die Angabe „107“ er-
setzt. 

 

 87.   - b i s h e r  8 6 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

87. Der bisherige § 80 wird § 109. 
 

 88.   - b i s h e r  8 7 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
88.  Der bisherige § 81 wird § 110 und wie 

folgt geändert: 
 

a)  Die Absätze 1 und 2 werden wie 
folgt gefasst: 

 
 „(1) Staatlich anerkannte Fach-

hochschulen oder Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften, 
denen nach § 47 des Gesetzes 
über die Fachhochschulen im 
Lande Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. März 1975 (GV. NRW. S. 
312) Zuschüsse gewährt wurden, 
erhalten zur Durchführung ihrer 
Aufgaben und zur Erfüllung ihrer 
Pflichten in Bildungsbereichen, 
die bisher nach dieser Vorschrift 
bezuschusst wurden, weiterhin 
Zuschüsse des Landes. 

 
 (2) Die Zuschüsse sind zur Wahr-

nehmung der Aufgaben der staat-
lich anerkannten Fachhochschule 
oder Hochschule für angewandte 
Wissenschaften nach § 3 sowie 
zur Sicherung der Gehälter und 
der Altersversorgung des Perso-
nals zu verwenden.“ 

 
b)  Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „In dem Vertrag ist zu vereinba-

ren, dass in dem Haushaltsplan 
der staatlich anerkannten Fach-
hochschule oder Hochschule für 
angewandte Wissenschaften fort-
dauernde Ausgaben nur in Höhe 
der entsprechenden Aufwendun-
gen der Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften in der 

 89.   - b i s h e r  8 8 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Trägerschaft des Landes nach 
dem Verhältnis der Studierenden-
zahl veranschlagt werden dürfen.“ 

 
89. Der bisherige § 81a wird § 111. 
 

 90.   - b i s h e r  8 9 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
90.  Der bisherige § 82 wird § 112 und Ab-

satz 2 Satz 1 wie folgt gefasst: 
 

„An den Universitäten, Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften und Uni-
versitätskliniken tritt an die Stelle des 
verfassungsmäßig zuständigen obers-
ten Organs nach §§ 68 und 69 Absatz 6 
des Landespersonalvertretungsgeset-
zes das Ministerium.“ 

 

 91.   - b i s h e r  9 0 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

91.  Die bisherigen §§ 82a und 83 werden 
die §§ 113 und 114. 

 

 92.   - b i s h e r  9 1 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
  93. Nach § 114 wird der folgende § 115 

eingefügt:  
 

„§ 115 
Regelung betreffend Zuweisung von 

Leistungen zur ausschließlichen 
Wahrnehmung 

 
(1) Das Ministerium kann im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium jeder Hochschule, jeder 
nach § 103, auch in Verbindung mit § 
31a Absatz 7 Satz 2, errichteten juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts, 
jeder gemeinsamen Einheit oder jedem 
Verwaltungsverbund nach § 102 Absatz 
2, jeder sonstigen Stelle nach § 102 Ab-
satz 3, jedem Universitätsklinikum und 
dem Fachbereich Medizin am jeweiligen 
Standort nach § 31a (Zuweisungsein-
richtungen) durch Rechtsverordnung 
Leistungen zur ausschließlichen Wahr-
nehmung zuweisen.  
 
Im Sinne des Satzes 1 sind 
 

1. Hochschulen: nur Hochschulen 
nach § 1 Absatz 2 und Kunsthoch-
schulen nach § 1 Absatz 2 des 
Kunsthochschulgesetzes,  
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2. gemeinsame Einheiten oder Ver-
waltungsverbünde: nur solche von 
Hochschulen nach § 1 Absatz 2 
und von Kunsthochschulen nach § 
1 Absatz 2 des Kunsthochschulge-
setzes und  

 
3. sonstige Stellen: nur solche von 

Hochschulen nach § 1 Absatz 2, 
Kunsthochschulen nach § 1 Ab-
satz 2 des Kunsthochschulgeset-
zes, Behörden des Landes oder 
sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts.  

 
Hinsichtlich der Zuweisung an das Uni-
versitätsklinikum bedarf die Rechtsver-
ordnung zudem des Einvernehmens mit 
dem für Gesundheit zuständigen Minis-
terium; das Krankenhausgestaltungsge-
setz des Landes Nordrhein-Westfalen 
bleibt unberührt. 

 
(2) Die nach Absatz 1 zugewiesenen 
Leistungen erbringen die Zuweisungs-
einrichtungen als hoheitliche Aufgaben. 
Die Zuweisungseinrichtungen, staatlich 
anerkannten Hochschulen sowie Kunst-
hochschulen und nichtstaatlichen Hoch-
schulen sowie Kunsthochschulen dürfen 
die nach der Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 zur Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben der Hochschule insbesondere 
in Forschung, Lehre, Wissenstransfer, 
Krankenversorgung oder Verwaltung 
durch die Zuweisungseinrichtungen zu 
erbringenden Leistungen ausschließlich 
bei diesen nachfragen. Dies gilt nur, so-
weit die Zuweisungseinrichtungen, 
staatlich anerkannten Hochschulen so-
wie Kunsthochschulen und nicht-staatli-
chen Hochschulen sowie Kunsthoch-
schulen nicht selbst tätig werden. Die 
Nachfrage der in der Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 zugewiesenen Leistun-
gen bei Dritten ist ausgeschlossen. Das 
Nähere regeln die jeweiligen Zuwei-
sungseinrichtungen, staatlich anerkann-
ten Hochschulen sowie Kunsthochschu-
len und nicht-staatlichen Hochschulen 
sowie Kunsthochschulen in einer öffent-
lich-rechtlichen Kooperationsvereinba-
rung. Die Zuweisungseinrichtungen 
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können sich bei der Erfüllung der nach 
der Rechtsverordnung nach Absatz 1 je-
weils zugewiesenen Leistungen geeig-
neter Dritter, auch länderübergreifend, 
bedienen.“ 

 
92.  Der bisherige § 84 wird § 115 und wie 

folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt 
gefasst:  

 
„1.  Die Hochschulordnungen 

sind unverzüglich den Best-
immungen dieses Gesetzes 
anzupassen; soweit eine 
Regelung in der Prüfungs-
ordnung § 64 Absatz 1 Satz 
4 widerspricht, tritt sie am 
[einsetzen: Datum des In-
krafttretens dieses Geset-
zes nach Artikel 27 Satz 1] 
außer Kraft. Regelungen in 
Grundordnungen treten am 
31. Dezember 2026 außer 
Kraft, soweit sie dem Hoch-
schulgesetz widersprechen. 
Danach gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes in 
der Fassung ab dem [ein-
setzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes 
nach Artikel 27 Satz 1] un-
mittelbar, solange die Hoch-
schule keine Regelung nach 
Satz 1 getroffen hat. Soweit 
nach diesem Gesetz ausfül-
lende Regelungen der 
Hochschule notwendig sind, 
aber nicht getroffen werden, 
kann das Ministerium nach 
Anhörung der Hochschule 
entsprechende Regelungen 
erlassen.“ 

 
b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(5) § 17a ist erst ab dem 1. Okto-

ber 2020 anzuwenden. § 21 Ab-
satz 3 Satz 5 und 6 ist erst ab dem 
1. Januar 2031 anzuwenden. § 81 
Absatz 2 Satz 1 ist erst ab dem 1. 
April 2023 anzuwenden. § 106 ist 

 94.  Der bisherige § 84 wird § 116 und wie 
folgt geändert: 

 
a)  Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt 

gefasst:  
 

„1.  Die Hochschulordnungen 
sind unverzüglich den Best-
immungen dieses Gesetzes 
anzupassen; soweit eine 
Regelung in der Prüfungs-
ordnung § 64 Absatz 1 Satz 
4 widerspricht, tritt sie am 
[einsetzen: Datum des In-
krafttretens dieses Geset-
zes nach Artikel 27 Satz 1] 
außer Kraft. Regelungen in 
Grundordnungen treten am 
31. Dezember 2026 außer 
Kraft, soweit sie dem Hoch-
schulgesetz widersprechen. 
Danach gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes in 
der Fassung ab dem [ein-
setzen: Datum des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes 
nach Artikel 27 Satz 1] un-
mittelbar, solange die Hoch-
schule keine Regelung nach 
Satz 1 getroffen hat. Soweit 
nach diesem Gesetz ausfül-
lende Regelungen der 
Hochschule notwendig sind, 
aber nicht getroffen werden, 
kann das Ministerium nach 
Anhörung der Hochschule 
entsprechende Regelungen 
erlassen.“ 

 
b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(5) § 17a ist erst ab dem 1. Okto-

ber 2020 anzuwenden. § 21 Ab-
satz 3 Satz 5 bis 7 ist erst ab dem 
1. Januar 2031 anzuwenden. § 81 
Absatz 2 Satz 1 ist erst ab dem 1. 
April 2023 anzuwenden. § 106 ist 
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erst ab dem 1. Oktober 2021 an-
zuwenden.“ 

 
c)  Absatz 7 wird durch die folgenden 

Absätze 7 bis 9 ersetzt: 
 

„(7) Bis zum 31. Dezember 2029 
wird die Einführung des Bachelors 
im Sinne des § 66 Absatz 1a und 
bis zum 31. Dezember 2030 die 
durch Artikel 1 Nummer 58 Buch-
stabe a des Hochschulstärkungs-
gesetzes vom [einsetzen: Datum 
und Fundstelle dieses Gesetzes] 
vorgenommene Änderung der an-
erkennungsrechtlichen Vorschrif-
ten evaluiert. Der Landtag soll 
über das Ergebnis in Kenntnis ge-
setzt werden. 
 
(8) Die durch Artikel 1 Nummer 58 
Buchstabe a des Hochschulstär-
kungsgesetzes vom [einsetzen: 
Datum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] vorgenommene Änderung 
der anerkennungsrechtlichen Vor-
schriften führt als solche zu kei-
nem Wiederaufgreifen des Ver-
fahrens nach § 51 Absatz 1 Num-
mer 1 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes NRW. 
 
(9) Redlichkeits- und Integritäts-
maßnahmen können auf der 
Grundlage der Regelungen des 
Teils 10 nur für Redlichkeits- und 
Integritätsverstöße verhängt wer-
den, die nach dem Inkrafttreten 
des Artikels 1 des Hochschulstär-
kungsgesetzes vom [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens sowie 
Fundstelle dieses Gesetzes] be-
gangen oder versucht worden 
sind. Das Gleiche gilt für die Ver-
hängung einer Ordnungsmaß-
nahme auf der Grundlage eines 
Ordnungsverstoßes nach § 51a 
Absatz 1 Nummer 5 und 6 sowie 
für die Verhängung der Ord-
nungsmaßnahmen nach § 51a 
Absatz 2 Satz 2 Nummern 5 bis 7. 
Die §§ 98 bis 100 bleiben unbe-
rührt. Innerhalb von drei Jahren 

erst ab dem 1. Oktober 2021 an-
zuwenden.“ 

 
c)  Absatz 7 wird durch die folgenden 

Absätze 7 bis 9 ersetzt: 
 

„(7) Bis zum 31. Dezember 2029 
wird die Einführung des Bachelors 
im Sinne des § 66 Absatz 1a und 
bis zum 31. Dezember 2030 die 
durch Artikel 1 Nummer 59 Buch-
stabe a des Hochschulstärkungs-
gesetzes vom [einsetzen: Datum 
und Fundstelle dieses Gesetzes] 
vorgenommene Änderung der an-
erkennungsrechtlichen Vorschrif-
ten evaluiert. Der Landtag soll 
über das Ergebnis in Kenntnis ge-
setzt werden. 
 
(8) Die durch Artikel 1 Nummer 59 
Buchstabe a des Hochschulstär-
kungsgesetzes vom [einsetzen: 
Datum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] vorgenommene Änderung 
der anerkennungsrechtlichen Vor-
schriften führt als solche zu kei-
nem Wiederaufgreifen des Ver-
fahrens nach § 51 Absatz 1 Num-
mer 1 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes NRW. 
 
(9) Redlichkeits- und Integritäts-
maßnahmen können auf der 
Grundlage der Regelungen des 
Teils 10 nur für Redlichkeits- und 
Integritätsverstöße verhängt wer-
den, die nach dem Inkrafttreten 
des Artikels 1 des Hochschulstär-
kungsgesetzes vom [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens sowie 
Fundstelle dieses Gesetzes] be-
gangen oder versucht worden 
sind. Das Gleiche gilt für die Ver-
hängung einer Ordnungsmaß-
nahme auf der Grundlage eines 
Ordnungsverstoßes nach § 51a 
Absatz 1 Nummer 5 und 6 sowie 
für die Verhängung der Ord-
nungsmaßnahmen nach § 51a 
Absatz 2 Satz 2 Nummern 5 bis 7. 
Die §§ 98 bis 100 bleiben unbe-
rührt. Innerhalb von drei Jahren 
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nach Inkrafttreten von Teil 10 wird 
dessen Einführung evaluiert. Der 
für Wissenschaft zuständige Aus-
schuss des Landtags soll über 
das Ergebnis in Kenntnis gesetzt 
werden.“ 

 

nach Inkrafttreten von Teil 10 wird 
dessen Einführung evaluiert. Der 
für Wissenschaft zuständige Aus-
schuss des Landtags soll über 
das Ergebnis in Kenntnis gesetzt 
werden.“ 

 
   

Artikel 2 
Änderung des Kunsthochschulgesetzes 

 
Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2024 (GV. NRW. S. 1222) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 2 
Änderung des Kunsthochschulgesetzes 

 
Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2024 (GV. NRW. S. 1222) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a)  Nach der Angabe zu § 9 werden 

die folgenden Angaben eingefügt: 
 

„§ 9a  Digitalisierung in der 
Kunsthochschule 

 
§ 9b  Informations- und Cybersi-

cherheit“. 
 
b)  Nach der Angabe zu § 52 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 52a Studienangebote außer-
halb eines Studienganges; 
Microcredentials“. 

 
c)  Die Angabe zu § 54b wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 54b Vertretung der Belange 
von Studierenden mit Be-
hinderungen oder chroni-
scher Erkrankung“. 

 
d)  Nach der Angabe zu § 67 werden 

die folgenden Angaben eingefügt: 
 

„Zehnter Abschnitt 
Sicherheit und Redlichkeit in 

der Kunsthochschule 
 

§ 67a Sicherer und redlicher 
Hochschulraum“. 

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a)  Nach der Angabe zu § 9 werden 

die folgenden Angaben eingefügt: 
 

„§ 9a  Digitalisierung in der 
Kunsthochschule 

 
§ 9b  Informations- und Cybersi-

cherheit“. 
 
b)  Nach der Angabe zu § 52 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 52a Studienangebote außer-
halb eines Studienganges; 
Microcredentials“. 

 
c)  Die Angabe zu § 54b wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 54b Vertretung der Belange 
von Studierenden mit Be-
hinderungen oder chroni-
scher Erkrankung“. 

 
d)  Nach der Angabe zu § 67 werden 

die folgenden Angaben eingefügt: 
 

„Zehnter Abschnitt 
Sicherheit und Redlichkeit in 

der Kunsthochschule 
 

§ 67a Sicherer und redlicher 
Hochschulraum“. 
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e)  In der Angabe zum bisherigen 

Zehnten Abschnitt wird die An-
gabe „Zehnter“ durch die Angabe 
„Elfter“ ersetzt. 

 
f)  In der Angabe zum bisherigen Elf-

ten Abschnitt wird die Angabe 
„Elfter“ durch die Angabe „Zwölf-
ter“ ersetzt. 

 
 

 
e)  In der Angabe zum bisherigen 

Zehnten Abschnitt wird die An-
gabe „Zehnter“ durch die Angabe 
„Elfter“ ersetzt. 

 
f)  In der Angabe zum bisherigen Elf-

ten Abschnitt wird die Angabe 
„Elfter“ durch die Angabe „Zwölf-
ter“ ersetzt. 

 
g) Nach der Angabe zu § 73a wird 

folgende Angabe eingefügt: 
 
„§ 73b Regelung betreffend Zu-
weisung von Leistungen zur aus-
schließlichen Wahrnehmung“ 

 
 

 
 
2.  § 1 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„3. die Robert Schumann Hoch-
schule Düsseldorf,“. 

 

 2. § 1 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt 
gefasst:  
 
„3. die Robert Schumann 

Hochschule Düsseldorf,“. 
 

b) Nach Absatz 3 Satz 1 wird fol-
gender Satz eingefügt: 
 
„Standorte sind Orte der Wahr-
nehmung zumindest von For-
schungs- und künstlerischen 
Entwicklungsaufgaben sowie an-
wendungsbezogener Lehre und 
des Studiums.“ 

 
3. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Kunsthochschulen berück-

sichtigen darüber hinaus die Viel-
falt ihrer Mitglieder (Diversity Ma-
nagement) und tragen den be-
rechtigten Interessen ihres Perso-
nals auf gute Beschäftigungsbe-
dingungen angemessen Rech-
nung.“ 

 
b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 

 3. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Kunsthochschulen berück-

sichtigen darüber hinaus die Viel-
falt ihrer Mitglieder (Diversity Ma-
nagement) und tragen den be-
rechtigten Interessen ihres Perso-
nals auf gute Beschäftigungsbe-
dingungen angemessen Rech-
nung.“ 

 
b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
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 „Sie berücksichtigen mit ange-

messenen Vorkehrungen die be-
sonderen Bedürfnisse Studieren-
der und Beschäftigter mit Behin-
derungen oder chronischer Er-
krankung oder mit Verantwortung 
für nahe Angehörige mit Pflege- 
oder Unterstützungsbedarf sowie 
mit Kindern; das Behinderten-
gleichstellungsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 16. Dezember 
2003 (GV. NRW. S. 766) in der je-
weils geltenden Fassung und das 
Inklusionsgrundsätzegesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 442) in der je-
weils geltenden Fassung bleiben 
unberührt.“ 

 
c)  Nach Absatz 5 wird folgender Ab-

satz 6 eingefügt: 
 

„(6) Die Kunsthochschulen kön-
nen in ihren Grundordnungen re-
geln, dass ihr Wirken den Staats-
strukturprinzipien und den Staats-
zielen der Verfassung für das 
Land Nordrhein-Westfalen und 
des Grundgesetzes für die Bun-
desrepublik Deutschland ent-
spricht.“ 

 
d)  Die bisherigen Absätze 6 und 7 

werden die Absätze 7 und 8. 
 

 
 „Sie berücksichtigen mit ange-

messenen Vorkehrungen die be-
sonderen Bedürfnisse Studieren-
der und Beschäftigter mit Behin-
derungen oder chronischer Er-
krankung oder mit Verantwortung 
für nahe Angehörige mit Pflege- 
oder Unterstützungsbedarf sowie 
mit Kindern; das Behinderten-
gleichstellungsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 16. Dezember 
2003 (GV. NRW. S. 766) in der je-
weils geltenden Fassung und das 
Inklusionsgrundsätzegesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 442) in der je-
weils geltenden Fassung bleiben 
unberührt.“ 

 
c)  Nach Absatz 5 wird folgender Ab-

satz 6 eingefügt: 
 
„(6) Die Kunsthochschulen kön-
nen in ihren Grundordnungen re-
geln, dass sie in ihrem Wirken das 
Ziel einer friedlichen, demokrati-
schen, nach innen und außen si-
cheren und nachhaltigen Gesell-
schaft verfolgen.“ 

 
 
 

d)  Die bisherigen Absätze 6 und 7 
werden die Absätze 7 und 8. 

 
4.  § 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Darüber hinaus sind sie zulässig, 
soweit sie sich auf die Förderung 
und Abstimmung von Entwick-
lungs- und Forschungsvorhaben, 
die Bildung von Schwerpunkten 
der Entwicklungsvorhaben und 
der Forschung sowie auf deren 
Bewertung gemäß § 7 Absatz 2, 
auf die Aufstellung und Einhaltung 
von Studien- und Prüfungsord-
nungen, die Erfüllung des Weiter-
bildungsauftrages und auf die 

 4. -  u n v e r ä n d e r t  -  
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Bewertung der Lehre gemäß § 7 
Absatz 2 sowie auf die Gewähr-
leistung eines ordnungsgemäßen 
Studiums einschließlich des Klas-
senprinzips und der Zuweisung zu 
einer Klasse nach § 50 Absatz 2 
Satz 4 beziehen.“ 

 
b)  Absatz 3 Satz 4 und 5 wird durch 

die folgenden Sätze ersetzt: 
 
 „Bei der Veröffentlichung von For-

schungsergebnissen werden Per-
sonen, die einen eigenen wissen-
schaftlich relevanten Beitrag ge-
leistet haben, als Mitautorinnen 
oder Mitautoren genannt. Soweit 
möglich, wird ihr Beitrag gekenn-
zeichnet. Die disziplinar-, arbeits- 
und prüfungsrechtlichen Bestim-
mungen bleiben vorbehaltlich des 
§ 67a unberührt.“ 

 
5. § 6 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird nach der 
Angabe „Land“ die Angabe „ver-
bindliche“ eingefügt. 

 
b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Das Ministerium schließt mit je-

der Kunsthochschule Vereinba-
rungen für mehrere Jahre über 
strategische Entwicklungsziele 
sowie konkrete Leistungsziele in 
Schriftform oder einer gleichwerti-
gen Form mit Eindeutigkeitsge-
währ.“ 

 

 5. -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

6.  Nach § 7 Absatz 1 Satz 4 werden die 
folgenden Sätze eingefügt: 

 
 „Im Falle einer Ausnahme nach Satz 4 

ist die Qualitätssicherung auf angemes-
sene Weise sicherzustellen. Das Minis-
terium kann Vorgaben hinsichtlich die-
ser Qualitätssicherung erlassen und zu-
dem veranlassen, dass der Kunsthoch-
schulbeirat die Qualitätssicherung be-
wertet. Die Sätze 5 und 6 gelten auch 
für bereits zugelassene Ausnahmen.“ 

 6. -  u n v e r ä n d e r t  -  
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7.  Nach § 9 werden die folgenden §§ 9a 

und 9b eingefügt: 
 

„§ 9a 
Digitalisierung in der Kunsthoch-

schule 
 
(1) Die Kunsthochschulen berücksichti-
gen die fortschreitende Entwicklung der 
Digitalisierung einschließlich ihrer 
Chancen und Risiken und ihre Folgen 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten der Kunst. Sie nutzen hierbei Sy-
nergie- und Skaleneffekte, insbeson-
dere durch Zusammenarbeit nach Maß-
gabe von Absatz 3. Sie tragen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben der Ent-
wicklung Künstlicher Intelligenz und an-
derer transformativer digitaler Techno-
logien angemessen Rechnung. Sie 
schützen ihre Informationen, ihre Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien (IT) sowie ihre diesbezügliche Inf-
rastruktur nach Maßgabe des § 9b. 
 
(2) Die Kunsthochschulen können er-
gänzend Lehrangebote in Form elektro-
nischer Information und Kommunikation 
(Online-Lehrangebote) sowie Maßnah-
men zur Unterstützung der Lehrange-
bote durch elektronisch basierte Metho-
den und Instrumente entwickeln. Zur Si-
cherung der Qualität in Studium und 
Lehre, zur eigenverantwortlichen Steu-
erung des Hochschulwesens mit dem 
Ziel der Stärkung der hochschulischen 
Leistungsfähigkeit sowie zur Sicherung 
des informationellen Selbstbestim-
mungsrechts der an Online-Lehrange-
boten und den Maßnahmen nach Satz 1 
Teilnehmenden kann das Ministerium 
durch Rechtsverordnung im Benehmen 
mit dem Landtag das Nähere zur Erpro-
bung, zur Einführung und zum Umfang 
der Online-Lehrangebote einschließlich 
von Online-Prüfungen sowie der Maß-
nahmen zur Unterstützung der Lehran-
gebote durch elektronisch basierte Me-
thoden und Instrumente regeln. 
 

 7.  Nach § 9 werden die folgenden §§ 9a 
und 9b eingefügt: 

 
„§ 9a 

Digitalisierung in der Kunsthoch-
schule 

 
(1) Die Kunsthochschulen berücksichti-
gen die fortschreitende Entwicklung der 
Digitalisierung einschließlich ihrer 
Chancen und Risiken und ihre Folgen 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten der Kunst. Sie nutzen hierbei Sy-
nergie- und Skaleneffekte, insbeson-
dere durch Zusammenarbeit nach Maß-
gabe von Absatz 3. Sie tragen bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben der Ent-
wicklung Künstlicher Intelligenz und an-
derer transformativer digitaler Techno-
logien angemessen Rechnung. Sie 
schützen ihre Informationen, ihre Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gien (IT) sowie ihre diesbezügliche Inf-
rastruktur nach Maßgabe des § 9b. 
 
(2) Die Kunsthochschulen können er-
gänzend Lehrangebote in Form elektro-
nischer Information und Kommunikation 
(Online-Lehrangebote) sowie Maßnah-
men zur Unterstützung der Lehrange-
bote durch elektronisch basierte Metho-
den und Instrumente entwickeln. Zur Si-
cherung der Qualität in Studium und 
Lehre, zur eigenverantwortlichen Steu-
erung des Hochschulwesens mit dem 
Ziel der Stärkung der hochschulischen 
Leistungsfähigkeit sowie zur Sicherung 
des informationellen Selbstbestim-
mungsrechts der an Online-Lehrange-
boten und den Maßnahmen nach Satz 1 
Teilnehmenden kann das Ministerium 
durch Rechtsverordnung im Benehmen 
mit dem Landtag das Nähere zur Erpro-
bung, zur Einführung und zum Umfang 
der Online-Lehrangebote einschließlich 
von Online-Prüfungen sowie der Maß-
nahmen zur Unterstützung der Lehran-
gebote durch elektronisch basierte Me-
thoden und Instrumente regeln. 
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(3) Die Kunsthochschulen arbeiten hin-
sichtlich der Digitalisierung ihrer Pro-
zesse untereinander zusammen, indem 
sie gemeinsame hochschulübergrei-
fende IT-Dienste betreiben oder im 
Sinne des § 71 Absatz 2 eine gemein-
same Einheit der Digitalisierung errich-
ten. Das Ministerium kann das Nähere 
zu der Zusammenarbeit nach Satz 1 re-
geln. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Die Kunsthochschulen arbeiten hin-
sichtlich der Digitalisierung ihrer Pro-
zesse untereinander zusammen, indem 
sie gemeinsame hochschulübergrei-
fende IT-Dienste betreiben oder im 
Sinne des § 71 Absatz 2 eine gemein-
same Einheit der Digitalisierung errich-
ten. Das Ministerium kann das Nähere 
zu der Zusammenarbeit nach Satz 1 re-
geln. 

 
(4) Das Ministerium kann einen Stan-
dardisierungsbeschluss des IT-Pla-
nungsrats im Sinne des § 20 des E-
Government-Gesetzes Nordrhein-
Westfalen für die Kunsthochschulen für 
verbindlich erklären. 

 
(5) Das Ministerium kann Leistungen 
beim Betrieb von Hochleistungsrech-
nern in Gestalt des High-Perfomance-
Computing, bei der Speicherung, der 
Zurverfügungstellung, der Veröffentli-
chung und der Bearbeitung von For-
schungsdaten, der Datensicherung so-
wie der Zurverfügungstellung von Re-
chenkapazitäten und Plattformen für KI-
Inferenz und beim Betrieb von Large 
Language Modellen jeder Kunsthoch-
schule, jeder nach § 71a errichteten ju-
ristischen Person des öffentlichen 
Rechts, jeder gemeinsamen Einheit 
oder jedem Verwaltungsverbund nach 
§ 71 Absatz 2 oder jeder sonstigen 
Stelle nach § 71 Absatz 3 (Digital-Zu-
weisungseinrichtungen) durch Rechts-
verordnung zur ausschließlichen Wahr-
nehmung zuweisen.  

 
Im Sinne des Satzes 1 sind 

 
1. Kunsthochschulen: nur Hoch-

schulen nach § 1 Absatz 2 des 
Hochschulgesetzes und Kunst-
hochschulen nach § 1 Absatz 2,  

 
2. gemeinsame Einheiten oder Ver-

waltungsverbünde: nur solche 
von Hochschulen nach § 1 Absatz 
2 des Hochschulgesetzes und 
von Kunsthochschulen nach § 1 
Absatz 2 und  
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§ 9b 
Informations- und Cybersicherheit 

 
(1) Die Kunsthochschulen schützen ihre 
Informationen, ihre IT und ihre diesbe-
züglichen Strukturen gegen Angriffe auf 

3. sonstige Stellen: nur solche von 
Hochschulen nach § 1 Absatz 2 
des Hochschulgesetzes, Kunst-
hochschulen nach § 1 Absatz 2, 
Behörden des Landes oder sons-
tigen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts. 
 

Die nach Satz 1 zugewiesenen Leistun-
gen erbringen die Digital-Zuweisungs-
einrichtungen als hoheitliche Aufgaben. 
Die Digital-Zuweisungseinrichtungen, 
staatlich anerkannten Hochschulen so-
wie Kunsthochschulen und nichtstaatli-
chen Hochschulen sowie Kunsthoch-
schulen dürfen die nach der Rechtsver-
ordnung nach Satz 1 zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben der Kunsthoch-
schule insbesondere der Pflege der 
Künste durch Lehre und Studium, 
Kunstausübung und künstlerische Ent-
wicklungsvorhaben sowie Weiterbil-
dung oder Verwaltung durch die Digital-
Zuweisungseinrichtungen zu erbringen-
den Leistungen ausschließlich bei die-
sen nachfragen. Dies gilt nur, soweit die 
Digital-Zuweisungseinrichtungen, staat-
lich anerkannten Hochschulen sowie 
Kunsthochschulen und nichtstaatlichen 
Hochschulen sowie Kunsthochschulen 
nicht selbst tätig werden. Die Nachfrage 
der in der Rechtsverordnung nach Satz 
1 zugewiesenen Leistungen bei Dritten 
ist ausgeschlossen. Das Nähere regeln 
die jeweiligen Digital-Zuweisungsein-
richtungen, staatlich anerkannten Hoch-
schulen sowie Kunsthochschulen und 
nichtstaatlichen Hochschulen sowie 
Kunsthochschulen am jeweiligen 
Standort in einer öffentlich-rechtlichen 
Kooperationsvereinbarung. Die Digital-
Zuweisungseinrichtungen können sich 
bei der Erfüllung der nach der Rechts-
verordnung nach Satz 1 jeweils zuge-
wiesenen Leistungen geeigneter Dritter, 
auch länderübergreifend, bedienen.“ 

 
§ 9b 

Informations- und Cybersicherheit 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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die Informations- und Cybersicherheit 
mit dem Ziel der Sicherstellung ihrer 
Handlungsfähigkeit. Dabei gehen sie 
nach Maßgabe der nachfolgenden Vor-
schriften vor. 
 
(2) Die Kunsthochschulen bestellen ge-
meinsam eine zentrale Beauftragte oder 
einen zentralen Beauftragten für Infor-
mationstechnik (Chief Information 
Officer). Sie oder er hat ein direktes Vor-
tragsrecht bei den Rektoraten der 
Kunsthochschulen und ist insbesondere 
zuständig für 
 
1.  die Fortentwicklung einer an ein-

heitlichen Grundsätzen und Pro-
zessen ausgerichteten Informati-
onstechnik der Kunsthochschu-
len, 

2.  die Koordinierung der kooperati-
ven Umsetzung der Verpflichtun-
gen, die sich aus dem Onlinezu-
gangsgesetz vom 14. August 
2017 (BGBl. I S. 3122, 3138), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 19. Juli 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 245) geändert worden 
ist, und dem E-Government-Ge-
setz Nordrhein-Westfalen erge-
ben, 

3.  die Bereitstellung von hochschul-
übergreifender Informationstech-
nik und anderen Infrastrukturen 
durch ihr oder ihn oder einem 
Dienstleister, den sie oder er ge-
genüber weisungsbefugt ist, unter 
Beteiligung der oder des Beauf-
tragten für Informationssicherheit 
(Chief Information Security 
Officer), 

4.  die Koordination von informati-
onstechnischen Vorhaben unter 
den Kunsthochschulen, 

5.  die Zusammenarbeit mit der Digi-
talen Hochschule NRW und den 
Hochschulen in Bezug auf die In-
formationstechnik. 

 
Dezentrale informationstechnische Vor-
haben ihrer jeweiligen Kunsthochschule 
stimmen die Kanzlerin oder der Kanzler 
vor der Umsetzung mit der oder dem 
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Chief Information Officer ab. Sollte die 
oder der Chief Information Officer der 
Auffassung sein, dass sich durch eine 
Zusammenarbeit der Kunsthochschu-
len Synergie- und Skaleneffekte erge-
ben könnten, kann sie oder er dem ge-
planten Vorhaben der einzelnen Kunst-
hochschule widersprechen; in diesem 
Falle legt sie oder er in angemessener 
Frist ein hochschulübergreifendes Kon-
zept zur Erreichung von Synergie- und 
Skaleneffekten vor. Erfolgt keine Eini-
gung zwischen der Kanzlerin oder dem 
Kanzler und der oder dem Chief Infor-
mation Officer, entscheidet das Rekto-
rat. Die Entscheidung über den Wider-
spruch ergeht schriftlich oder elektro-
nisch. Wird dem Widerspruch nicht ab-
geholfen, kann die oder der Chief Infor-
mation Officer innerhalb einer Woche 
nach der Entscheidung nach Unterrich-
tung des Rektorates die Maßnahme 
dem Ministerium zur endgültigen Ent-
scheidung vorlegen. Bis zur endgültigen 
Entscheidung ist der Vollzug der Maß-
nahme auszusetzen. 

 
(3) Die Kunsthochschulen bestellen ge-
meinsam eine oder einen Chief Informa-
tion Security Officer, die oder der ein di-
rektes Vortragsrecht bei den Rektoraten 
der Kunsthochschulen hat und den In-
formationssicherheitsprozess der 
Kunsthochschulen gemäß einer vom 
Ministerium bestimmten Methodik steu-
ert, koordiniert und die Rektorate dabei 
unterstützt, gemeinsame Richtlinien 
und Regelungen zur Informationssi-
cherheit zu erlassen. Darüber hinaus 
berichtet sie oder er über den aktuellen 
Stand zur Informationssicherheit an die 
Rektorate, koordiniert Maßnahmen zur 
Sensibilisierung der Hochschulangehö-
rigen und berät und unterstützt die Or-
gane, Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger in allen Belangen 
der Informationssicherheit. Sie oder er 
ist hauptberuflich tätig und muss eine 
abgeschlossene Hochschulausbildung 
und eine der Aufgabenstellung ange-
messene Berufserfahrung besitzen. Die 
Funktion der oder des Chief Information 
Security Officer kann nicht mit der 
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Funktion der oder des Chief Information 
Officer verbunden werden; die oder der 
Chief Information Officer ist der oder 
dem Chief Information Security Officer 
nicht fachlich oder dienstlich vorgesetzt. 
 
(4) Die oder der Chief Information 
Officer ist hauptberuflich tätig und muss 
eine abgeschlossene Hochschulausbil-
dung und eine der Aufgabenstellung an-
gemessene Berufserfahrung besitzen. 
 
(5) Die Kanzlerinnen und Kanzler der 
Kunsthochschulen unterstützen die 
oder den Chief Information Officer bei 
der Wahrnehmung ihrer oder seiner 
Aufgaben. Die oder der Chief Informa-
tion Officer ist ihnen gegenüber be-
richts- und rechenschaftspflichtig. 
(6) Die Kunsthochschulen gewährleis-
ten ein angemessen hohes Niveau ihrer 
Informations- und Cybersicherheit so-
wie der Resilienz ihrer Informationsinf-
rastrukturen nach dem Stand der Tech-
nik. 

 
(7) Die Kunsthochschulen richten ein In-
formationssicherheitsmanagementsys-
tem auf der Basis einer gemeinsamen 
Leitlinie zur Informationssicherheit ein 
und arbeiten bei der Erfüllung dieser 
Aufgabe sowie ihrer Aufgabe nach Ab-
satz 3 gemäß § 71 Absatz 4 untereinan-
der sowie mit den Hochschulen zusam-
men. 
 
(8) Die Kunsthochschulen melden Si-
cherheitsvorfälle, die die Vertraulichkeit, 
Verfügbarkeit oder Integrität ihrer Infor-
mationen, IT-Anwendungen, IT-Sys-
teme oder IT-Dienste gefährden, dem 
Ministerium. Näheres zu Sicherheits-
vorfällen und den Meldewegen regelt 
das Ministerium.“ 

 
8.  § 10 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Ohne Mitglieder zu sein, gehören der 

Kunsthochschule die entpflichteten 
oder in den Ruhestand versetzten Pro-
fessorinnen und Professoren, die au-
ßerplanmäßigen Professorinnen und 

 8. -  u n v e r ä n d e r t  -  
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Professoren, die Honorarprofessorin-
nen und Honorarprofessoren, die Pri-
vatdozentinnen und Privatdozenten, die 
Lehrbeauftragten, die nebenberuflich 
mit Ausnahme der nebenberuflichen 
Professorinnen und Professoren, vo-
rübergehend oder gastweise an der 
Kunsthochschule Tätigen, die künstleri-
schen und wissenschaftlichen Hilfs-
kräfte, sofern sie nicht Mitglieder nach 
den Absätzen 1 oder 2 sind, die Ehren-
bürgerinnen und Ehrenbürger, Eh-
rensenatorinnen und Ehrensenatoren 
sowie die Zweithörerinnen und Zweithö-
rer, Gasthörerinnen und Gasthörer und 
eingeschriebenen Frühstudierenden 
an.“ 

 
 
9.  Dem § 11 Absatz 1 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „§ 67a dieses Gesetzes in Verbindung 

mit § 87 Absatz 3 Satz 2 Nummer 6 des 
Hochschulgesetzes bleibt unberührt.“ 

 

 9. -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

  10. § 12 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„In Angelegenheiten der Lehre, For-
schung und Kunst insbesondere bei 
den wissenschaftsrelevanten Ent-
scheidungen nach § 20 Absatz 4, ha-
ben die einem Gremium angehören-
den Mitglieder der Gruppe nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 Stimmrecht, 
soweit sie entsprechende Funktionen 
in der Kunsthochschule wahrnehmen 
und über besondere Erfahrungen im 
jeweiligen Bereich verfügen.“ 

 
10.  Dem § 12a wird folgender Absatz 4 an-

gefügt: 
 
 „(4) Ergibt sich durch die Arbeit in Gre-

mien, insbesondere durch eine mehrfa-
che Mitgliedschaft in Gremien, in der 
Person eines Mitglieds eine übermä-
ßige Belastung, die auf das Gebot der 
geschlechtsparitätischen Besetzung 
von Gremien gemäß Absatz 1 zurück-
zuführen ist, so wird dieses Mitglied an-
gemessen entlastet. Eine übermäßige 

 11.  Dem § 12a wird folgender Absatz 4 an-
gefügt: 

 
 „(4) Ergibt sich durch die Arbeit in Gre-

mien, insbesondere durch eine mehrfa-
che Mitgliedschaft in Gremien, in der 
Person eines Mitglieds eine übermä-
ßige Belastung, die auf das Gebot der 
geschlechtsparitätischen Besetzung 
von Gremien gemäß Absatz 1 zurück-
zuführen ist, so wird dieses Mitglied an-
gemessen entlastet. Eine übermäßige 
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Belastung im Sinne des Satzes 1 liegt 
dann vor, wenn eine Person im Ver-
gleich zum durchschnittlichen Gremien-
mitglied der Kunsthochschule mehr als 
das Eineinhalbfache an Gremienmit-
gliedschaften innehat. Das Nähere re-
gelt die Kunsthochschule durch Ord-
nung.“ 

 

Belastung im Sinne des Satzes 1 liegt 
dann vor, wenn eine Person im Ver-
gleich zum durchschnittlichen Gremien-
mitglied der jeweiligen Organisations-
einheit der Kunsthochschule mehr als 
das Eineinhalbfache an Gremienmit-
gliedschaften innehat. Das Nähere re-
gelt die Kunsthochschule durch Ord-
nung.“ 

 
11.  § 14 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Treffen bei einem Mitglied eines 

Gremiums oder dessen Stellver-
tretung Wahlmandat und Amts-
mandat zusammen, so ruht für die 
Amtszeit das Wahlmandat.“ 

 
b)  Dem Absatz 3 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 

 „Scheidet vor Ablauf der Wahlzeit 
eines Gremiums eines seiner Mit-
glieder aus, ohne dass ein Mit-
glied aufgrund einer Stellvertre-
tungsregelung nachrückt, so kön-
nen die verbleibenden Vertreterin-
nen und Vertreter derjenigen 
Gruppe, welcher das ausgeschie-
dene Mitglied angehörte, aus den 
Mitgliedern der Kunsthochschule, 
welche dieser Gruppe angehören, 
ein Mitglied wählen, welches an 
die Stelle des ausgeschiedenen 
Mitglieds tritt (Kooptation). Die 
Kooptation bedarf der Bestäti-
gung durch das Rektorat. Es ist 
zulässig, die Kooptation bereits im 
Vorfeld mit Wirkung zum Zeit-
punkt des Ausscheidens durchzu-
führen; in diesem Fall ist das künf-
tig ausscheidende Mitglied wahl-
berechtigt. Die Amtszeit des ko-
optierten Mitglieds bestimmt sich 
so, als ob es nachgerückt wäre.“ 

 

 12.   - b i s h e r  1 1 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
 
 

12.  § 19 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 13.   - b i s h e r  1 2 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „(2) Die Kanzlerin oder der Kanz-
ler wird vom Senat mit der Mehr-
heit der Stimmen der Mitglieder 
des Gremiums gewählt. Die Wahl 
setzt voraus, dass die zu beset-
zende Stelle zuvor öffentlich aus-
geschrieben worden ist. Die oder 
der Gewählte wird dem Ministe-
rium zur Ernennung oder Bestel-
lung durch das Ministerium vorge-
schlagen. Die Amtszeit beträgt 
sechs Jahre. Wiederwahl ist zu-
lässig. Zum oder nach Ablauf der 
zweiten Amtszeit entscheidet das 
Ministerium im Benehmen mit der 
Kunsthochschule über eine wei-
tere Amtszeit der Amtsinhaberin 
oder des Amtsinhabers, in diesem 
Fall kann auf eine Ausschreibung 
nach Satz 2 verzichtet werden. 
Die Kanzlerin oder der Kanzler 
muss eine abgeschlossene Hoch-
schulausbildung und eine der Auf-
gabenstellung angemessene Be-
rufserfahrung besitzen. Sie oder 
er ist, soweit andere Gesetze oder 
Verordnungen nicht etwas ande-
res bestimmen, im Falle ihres 
oder seines Rücktritts oder nach 
Ablauf oder nach einer sonstigen 
Beendigung der Amtszeit ver-
pflichtet, das Amt bis zur Ernen-
nung einer Nachfolgerin oder ei-
nes Nachfolgers, längstens je-
doch für drei Jahre, weiterzufüh-
ren. Dies gilt nicht, wenn das Mi-
nisterium im Benehmen mit der 
Kunsthochschule entscheidet, 
von der Weiterführung abzuse-
hen. Sie oder er ist aus dem Be-
amtenverhältnis auf Zeit zu ent-
lassen, wenn sie oder er der Ver-
pflichtung zur Weiterführung des 
Amtes nicht nachkommt. § 4 
Satz 5 des Landesbeamtengeset-
zes bleibt unberührt; die §§ 31 
und 32 des Landesbeamtenge-
setzes finden in den Fällen des 
Satzes 8 bis zur Ernennung einer 
Nachfolgerin oder eines Nachfol-
gers, längstens jedoch drei Jahre 
nach Erreichen der Regelalters-
grenze, keine Anwendung. Die 
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Kunsthochschule ergreift in den 
Fällen des Satzes 8 unverzüglich 
die erforderlichen Maßnahmen 
mit Blick auf die Ernennung einer 
Nachfolgerin oder eines Nachfol-
gers.“ 

 
b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Dem Satz 1 wird folgender 

Satz vorangestellt: 
 
 „Die Kanzlerin oder der 

Kanzler wird in ein Beam-
tenverhältnis auf Zeit beru-
fen oder in einem befriste-
ten privatrechtlichen Dienst-
verhältnis beschäftigt; die 
Vorschriften über die Lauf-
bahnen sind nicht anzuwen-
den.“ 

 
bb)  In dem neuen Satz 5 wird 

die Angabe „Satz 2“ durch 
die Angabe „Satz 3“ ersetzt. 

 
 
 
 
13.  § 20 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-

ändert: 
 

a)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 

„2.  Erlass und Änderung von 
Rahmenordnungen, auch 
Rahmenprüfungsordnun-
gen, und Ordnungen der 
Kunsthochschule, soweit 
dieses Gesetz nichts ande-
res bestimmt;“. 

 
 
 

b)  Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„3.  Vorschlag zur Ernennung 
der Kanzlerin oder des 
Kanzlers oder Herstellung 
des Benehmens nach Maß-
gabe des § 19 Absatz 2 
Satz 6 und 9;“. 

 14. § 20 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt 

geändert:  
 

aa) Nummer 2 wird wie folgt 
gefasst:  

 
„2. Erlass und Änderung 

von Rahmenordnun-
gen, auch Rahmen-
prüfungsordnungen, 
und Ordnungen der 
Kunsthochschule, so-
weit dieses Gesetz 
nichts anderes be-
stimmt;“. 

 
bb) Nummer 3 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„3. Vorschlag zur Ernen-
nung der Kanzlerin 
oder des Kanzlers 
oder Herstellung des 
Benehmens nach 
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 Maßgabe des 
§ 19 Absatz 2 Satz 6 
und 9;“. 

 
b) Nach Absatz 4 Satz 2 wird fol-

gender Satz eingefügt:  
 

„§ 12 Absatz 3 bleibt unberührt.“ 
 

14.  § 22 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Dies gilt insbesondere für die im Ver-

hältnis zur Anzahl der Beschäftigten 
und der Studierenden stehende Aus-
stattung und Entlastung der Gleichstel-
lungsbeauftragten und ihrer Stellvertre-
terinnen.“ 

 

 15.   - b i s h e r  1 4 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
 
 

15.  § 27 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Das Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu regeln, in 
welchem Umfang hauptberufliches Per-
sonal im Rahmen seiner Dienstaufga-
ben 
 
1. zur Lehrtätigkeit verpflichtet ist 

(individuelle Lehrverpflichtung), 
und 

2.  während der Vorlesungszeit an 
der Hochschule anwesend sein 
muss. 

 
In der Rechtsverordnung kann auch die 
Möglichkeit vorgesehen werden, die 
Regellehrverpflichtung einer Gruppe 
von Professorinnen und Professoren 
zusammenzufassen und nach Ent-
scheidung der Fachbereichsleitung ab-
weichend von der Regellehrverpflich-
tung des einzelnen zu verteilen (institu-
tionelle Lehrverpflichtung). In der 
Rechtsverordnung können zudem Re-
gelungen betreffend die Anrechnung 
von Lehrtätigkeiten in Reformmodellen 
des Studiums nach § 50 Absatz 2a ge-
troffen werden. Ferner kann das Minis-
terium anordnen, dass einzelne oder 
sämtliche Mitglieder des Rektorats 
 
1. in dem angeordneten Umfang an 

der Hochschule anwesend sein 

 16.   - b i s h e r  1 5 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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müssen und 
2.  ihre Wohnung so zu nehmen ha-

ben, dass sie in der ordnungsge-
mäßen Wahrnehmung ihrer 
Dienstgeschäfte nicht beeinträch-
tigt werden, insbesondere dass 
sie ihre Wohnung innerhalb einer 
bestimmten Entfernung von der 
Hochschule zu nehmen haben.“ 

 
16. Nach § 28 Absatz 1 Satz 2 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 „Sie stellen die für die Aufgabenwahr-

nehmung erforderlichen sprachlichen 
Voraussetzungen sicher.“ 

 

 17.   - b i s h e r  1 6 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

17.  § 31 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Ausschreibung muss Art und 

Umfang der zu erfüllenden Aufga-
ben hinreichend konkret ange-
ben.“ 

 
b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(3) Der Berufungsvorschlag zur 

Besetzung einer Professur soll 
drei Einzelvorschläge in bestimm-
ter Reihenfolge enthalten und 
muss diese insbesondere im Hin-
blick auf die von der Stelleninha-
berin oder dem Stelleninhaber zu 
erfüllenden Lehr- und künstleri-
schen Aufgaben oder For-
schungsaufgaben ausreichend 
begründen; Absatz 5 bleibt unbe-
rührt. Ihm sollen für jeden Einzel-
vorschlag zwei Gutachten aus-
wärtiger Professorinnen und Pro-
fessoren oder in geeigneten Fä-
chern von künstlerisch ausgewie-
senen Persönlichkeiten außer-
halb des Kunsthochschulbereichs 
beigefügt werden, welche die Ein-
zelvorschläge auch vergleichend 
bewerten.“ 

 
c)  Absatz 4 Satz 2 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt:  

 18.   - b i s h e r  1 7 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19909 

 
 

148 

 
 „Die Berufungsordnung soll hier-

bei zur Qualitätssicherung nach 
Satz 1 insbesondere Regelungen 
über Verfahrensfristen, über die 
Art und Weise der Ausschreibung, 
über die Funktion der oder des 
Berufungsbeauftragten, über die 
Zusammensetzung der Beru-
fungskommissionen einschließ-
lich auswärtiger Gutachterinnen 
und Gutachter, über die Entschei-
dungskriterien einschließlich der 
Leistungsbewertung in den Berei-
chen Lehre und Forschung sowie 
über den vertraulichen Umgang 
mit Bewerbungsunterlagen tref-
fen; Absatz 5 bleibt unberührt. Die 
Berufungsordnung kann zudem 
regeln, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber erklären müssen, 
dass ihre der Bewerbung zu-
grunde gelegten Veröffentlichun-
gen und sonstigen Forschungser-
gebnisse wissenschaftlich redlich 
unter Einhaltung der allgemein 
anerkannten Grundsätze guter 
wissenschaftlicher Praxis zu-
stande gekommen sind.“ 

 
d)  Nach Absatz 4 wird folgender Ab-

satz 5 eingefügt: 
 

„(5) Die Berufungskommission 
stellt vor der Sichtung und Prü-
fung der eingegangenen Bewer-
bungen im Benehmen mit der 
oder dem Berufungsbeauftragten 
hinreichend konkret diejenigen 
Entscheidungskriterien ein-
schließlich der Kriterien der Leis-
tungsbewertung auf, die vorliegen 
müssen oder ansonsten von Re-
levanz sein können, damit eine 
Person Gegenstand des Vor-
schlags des Fachbereichs nach 
Absatz 3 sein kann; hierbei ist si-
cherzustellen, dass das Kriterium 
der pädagogischen Eignung in 
besonderer Weise abgebildet 
wird. Die Kriterien nach Satz 1 
sind aktenkundig zu machen. 
Eine Änderung dieser Kriterien 
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während der weiteren Tätigkeit 
der Berufungskommission ist un-
zulässig. Die Prüfung der Bewer-
bungen und die Begründung der 
Entscheidung, welche Person an 
welcher Stelle des Berufungsvor-
schlags gelistet wird, erfolgt aus-
schließlich anhand der Kriterien 
nach Satz 1.“ 

 
e)  Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 6. 
 
18. § 32 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Die Kunsthochschule kann über-
gangsweise bis zur Besetzung der 
Stelle oder, im Falle der vorübergehen-
den Verhinderung der Stelleninhaberin 
oder des Stelleninhabers an der Wahr-
nehmung der Aufgaben aus der Stelle, 
bis zum Wegfall der Verhinderung für 
eine Professorin oder einen Professor 
eine Vertreterin oder einen Vertreter, 
die oder der die Einstellungsvorausset-
zungen nach § 29 erfüllt, mit der Wahr-
nehmung der Aufgaben aus der Stelle 
beauftragen. Die Professurvertretung 
ist ein öffentlich-rechtliches Rechtsver-
hältnis eigener Art; sie begründet kein 
Dienstverhältnis. Die Kunsthochschule 
kann der Vertreterin oder dem Vertreter 
einer Professur, deren Aufgaben auf 
künstlerischem Gebiet liegen, für die 
Dauer der Professurvertretung die Be-
rechtigung verleihen, die Bezeichnung 
„Professorin“ oder „Professor“ zu füh-
ren.“ 

 

 19.   - b i s h e r  1 8 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

19. § 34 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Bezeichnungen werden von 

der Rektorin oder dem Rektor auf 
Vorschlag des Fachbereichsrates 
verliehen.“ 

 
b)  Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Die Rektorin oder der Rektor 

 20.   - b i s h e r  1 9 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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kann auf Vorschlag des Fachbe-
reichsrates für Aufgaben, die von 
Professorinnen oder Professoren 
wahrzunehmen sind, für einen im 
Voraus begrenzten Zeitraum Pro-
fessorinnen oder Professoren an-
derer Hochschulen oder Persön-
lichkeiten aus der künstlerischen 
oder wissenschaftlichen Praxis 
mit der Qualifikation zur Professur 
nach § 29 als Gastprofessorinnen 
oder Gastprofessoren bestellen.“ 

 
20.  § 37 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Bei der Ausgestaltung der Befris-

tung der Dienstverhältnisse sind 
im Rahmen der gesetzlichen Vor-
gaben die besonderen Bedürf-
nisse der sich qualifizierenden 
Personen mit Behinderungen 
oder chronischer Erkrankung an-
gemessen zu berücksichtigen.“ 

 
b)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „Absatz 3 Satz 3 gilt für die Be-

schäftigung in einem privatrechtli-
chen Dienstverhältnis entspre-
chend.“ 

 
c)  Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Darüber hinaus gelten unbescha-

det des Absatzes 9 § 121 Absatz 
2 sowie § 125 Absatz 2 und 3 des 
Landesbeamtengesetzes und die 
Vorschriften über den Sonderur-
laub entsprechend.“ 

 
d)  Nach Absatz 8 wird folgender Ab-

satz 9 eingefügt: 
 
 „(9) Abweichend von § 121 Ab-

satz 2 des Landesbeamtengeset-
zes können künstlerische Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die im 
Rahmen ihrer Dienstaufgaben zur 

 21.   - b i s h e r  2 0 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Lehrtätigkeit verpflichtet sind, 
nach Maßgabe kunsthochschuli-
scher Regelungen Erholungsur-
laub auch in der Vorlesungszeit 
nehmen.“ 

 
e)  Der bisherige Absatz 9 wird Ab-

satz 10 und Satz 1 wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Für wissenschaftliche Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter gelten die 
Absätze 1 bis 9 sinngemäß.“ 

 
21.  § 40 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Beurlaubte Studierende sind an 

der Kunsthochschule, an der sie 
eingeschrieben oder als Zweithö-
rerin oder Zweithörer im Sinne 
des § 44 Absatz 2 zugelassen 
sind, nicht berechtigt, Studien- 
und Prüfungsleistungen zu erbrin-
gen, Teilnahmevoraussetzungen 
im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 
2 Nummer 2, Zulassungsvoraus-
setzungen im Sinne des § 56 Ab-
satz 2 Satz 3 Nummer 4 oder 
Leistungspunkte zu erwerben 
oder Prüfungen abzulegen.“ 

 
b)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Die Kunsthochschule kann alter-
nativ durch Einschreibungsord-
nung regeln, dass diese Studie-
renden als Frühstudierende im 
Sinne des § 10 Absatz 4 Satz 1 
eingeschrieben werden.“ 

 

 22.   - b i s h e r  2 1 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

22. § 41 Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Prüfungsordnungen können zu-

dem bestimmen, dass neben den Zu-
gangsvoraussetzungen nach Satz 1 so-
wie den Absätzen 1 bis 6 eine studien-
gangbezogene besondere Vorbildung, 
insbesondere beruflicher Art, eine 

 23.   - b i s h e r  2 2 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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sonstige Eignung oder praktische Tätig-
keit nachzuweisen ist, wenn es zur Er-
reichung des Studienziels geeignet, er-
forderlich und angemessen ist, das Vor-
liegen dieser Vorbildung, Eignung oder 
Tätigkeit zu verlangen.“ 

 
23.  § 42 Absatz 2 Nummer 2 und 3 wird 

durch die folgenden Nummern 2 bis 4 
ersetzt: 

 
„2. die für die Einschreibung vorge-

schriebenen Formen und Fristen 
nicht beachtet hat, 

 
3.  den Nachweis über die Zahlung der 

zu entrichtenden Gebühren oder 
Beiträge nicht erbringt oder 

 
4.  die Studienbewerberin oder der 

Studienbewerber den gewählten 
künstlerischen Studiengang an ei-
ner Hochschule bereits erfolgreich 
abgeschlossen hat.“ 

 

 24.   - b i s h e r  2 3 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

24. Dem § 43 wird folgender Absatz 4 an-
gefügt: 

 
 „(4) Mit der Entscheidung über die Ex-

matrikulation nach Absatz 3 Nummer 5 
kann eine Frist bis zur Dauer von zwei 
Jahren festgesetzt werden, innerhalb 
derer eine erneute Einschreibung an 
der Kunsthochschule ausgeschlossen 
ist.“ 

 

 25.   - b i s h e r  2 4 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

25. § 43a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Nummer 4 Buchstabe b wird 
wie folgt gefasst: 

 
„b) Handlungen vornimmt, 

die geeignet sind, das 
Leben oder die körperli-
che Unversehrtheit ei-
nes Mitglieds der 
Kunsthochschule oder 
dritter Personen erheb-
lich zu gefährden,“. 

 
bb)  In Nummer 5 Buchstabe c 

 26. § 43a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Nummer 4 Buchstabe b wird 
wie folgt gefasst: 

 
„b) Handlungen vornimmt, 

die geeignet sind, das 
Leben oder die körperli-
che Unversehrtheit ei-
nes Mitglieds der 
Kunsthochschule oder 
dritter Personen erheb-
lich zu gefährden,“. 

 
bb)  In Nummer 5 Buchstabe c 
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wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

cc) Folgende Nummern 6 und 7 
werden angefügt: 

 
„6.  ein Integritätsverfahren 

durch eine vorsätzlich 
oder fahrlässig erstat-
tete unwahre Mittei-
lung, es bestünde der 
Verdacht eines Integri-
tätsverstoßes, veran-
lasst hat, oder 

7.  die Übermittlung nach 
Absatz 6 insbesondere 
durch technische Maß-
nahmen verhindert.“ 

 
b)  Die Absätze 2 bis 4 werden durch 

die folgenden Absätze 2 bis 8 er-
setzt: 

 
„(2) Gegen Studierende, die einen 
Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
begangen haben, können Ord-
nungsmaßnahmen verhängt wer-
den. Ordnungsmaßnahmen sind: 
 
1.  der Ausspruch einer Rüge, 
2.  die Androhung der Exmatri-

kulation, 
3. der Ausschluss von der Be-

nutzung von Einrichtungen 
der Kunsthochschule, 

4.  der Ausschluss von der Teil-
nahme an einzelnen Lehr-
veranstaltungen bis zu ei-
nem Semester, 

5.  das vollständige oder teil-
weise Verbot des Betretens 
einzelner oder sämtlicher 
Liegenschaften der Kunst-
hochschule, 

6.  Gebote oder Verbote betref-
fend den Kontakt zu ande-
ren Kunsthochschulmitglie-
dern, 

7.  der Ausschluss vom Stu-
dium für einen in der Verfü-
gung festgesetzten Zeit-
raum, 

8.  die Exmatrikulation. 
 

wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

cc) Folgende Nummern 6 und 7 
werden angefügt: 

 
„6.  ein Integritätsverfahren 

durch eine vorsätzlich 
oder fahrlässig erstat-
tete unwahre Mittei-
lung, es bestünde der 
Verdacht eines Integri-
tätsverstoßes, veran-
lasst hat, oder 

7.  die Übermittlung nach 
Absatz 6 insbesondere 
durch technische Maß-
nahmen verhindert.“ 

 
b)  Die Absätze 2 bis 4 werden durch 

die folgenden Absätze 2 bis 8 er-
setzt: 

 
„(2) Gegen Studierende, die einen 
Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
begangen haben, können Ord-
nungsmaßnahmen verhängt wer-
den. Ordnungsmaßnahmen sind: 
 
1.  der Ausspruch einer Rüge, 
2.  die Androhung der Exmatri-

kulation, 
3. der Ausschluss von der Be-

nutzung von Einrichtungen 
der Kunsthochschule, 

4.  der Ausschluss von der Teil-
nahme an einzelnen Lehr-
veranstaltungen bis zu ei-
nem Semester, 

5.  das vollständige oder teil-
weise Verbot des Betretens 
einzelner oder sämtlicher 
Liegenschaften der Kunst-
hochschule, 

6.  Gebote oder Verbote betref-
fend den Kontakt zu ande-
ren Kunsthochschulmitglie-
dern, 

7.  der Ausschluss vom Stu-
dium für einen in der Verfü-
gung festgesetzten Zeit-
raum, 

8.  die Exmatrikulation. 
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Dies gilt auch, wenn sich die oder 
der Studierende zur Rechtferti-
gung der Begehung des Ord-
nungsverstoßes auf die Kunstfrei-
heit beruft. Das Hausrecht nach § 
18 Absatz 1 Satz 4 dieses Geset-
zes sowie § 67a dieses Gesetzes 
in Verbindung mit den §§ 99 und 
100 des Hochschulgesetzes 
bleibt unberührt. 
 
(3) Die Entscheidung über die 
Verhängung der einzelnen Ord-
nungsmaßnahme, auch hinsicht-
lich ihrer Dauer, ergeht nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Die 
Maßnahme ist insbesondere nach 
der Schwere des Ordnungsver-
stoßes zu bemessen. Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 2 kann nur in Ver-
bindung mit Ordnungsmaßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1, 3 oder 4 ausgesprochen 
werden; die Ordnungsmaßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1, 3 und 4 können nebenei-
nander verhängt werden. Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 kann für einen 
Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 5 bis 7 nicht verhängt 
werden, es sei denn, es liegt zu-
gleich ein Ordnungsverstoß nach 
Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 vor. 

 
(4) Das Nähere zum Verfahren 
zur Verhängung einer Ordnungs-
maßnahme regelt der Senat 
durch Ordnung; diese bedarf der 
Genehmigung des Rektorats. In 
dem Verfahren hinsichtlich der 
Entscheidung über die Exmatriku-
lation nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 8 sind die Vorschriften über 
das förmliche Verwaltungsverfah-
ren der §§ 63 bis 71 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 
Behörde im Sinne dieser 

Dies gilt auch, wenn sich die oder 
der Studierende zur Rechtferti-
gung der Begehung des Ord-
nungsverstoßes auf die Kunstfrei-
heit beruft. Das Hausrecht nach § 
18 Absatz 1 Satz 4 dieses Geset-
zes sowie § 67a dieses Gesetzes 
in Verbindung mit den §§ 99 und 
100 des Hochschulgesetzes 
bleibt unberührt. 
 
(3) Die Entscheidung über die 
Verhängung der einzelnen Ord-
nungsmaßnahme, auch hinsicht-
lich ihrer Dauer, ergeht nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Die 
Maßnahme ist insbesondere nach 
der Schwere des Ordnungsver-
stoßes zu bemessen. Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 2 kann nur in Ver-
bindung mit Ordnungsmaßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1, 3 oder 4 ausgesprochen 
werden; die Ordnungsmaßnah-
men nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1, 3 und 4 können nebenei-
nander verhängt werden. Die Ord-
nungsmaßnahme nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 kann für einen 
Ordnungsverstoß nach Absatz 1 
Nummer 5 bis 7 nicht verhängt 
werden, es sei denn, es liegt zu-
gleich ein Ordnungsverstoß nach 
Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 vor. 

 
(4) Das Nähere zum Verfahren 
zur Verhängung einer Ordnungs-
maßnahme regelt der Senat 
durch Ordnung; diese bedarf der 
Genehmigung des Rektorats. In 
dem Verfahren hinsichtlich der 
Entscheidung über die Exmatriku-
lation nach Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 8 sind die Vorschriften über 
das förmliche Verwaltungsverfah-
ren der §§ 63 bis 71 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 
Behörde im Sinne dieser 
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Vorschriften ist der in der Ord-
nung nach Satz 1 geregelte Ord-
nungsrat. 
 
 
(5) In dem Verfahren zur Verhän-
gung einer Ordnungsmaßnahme 
aufgrund eines Ordnungsversto-
ßes im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 1 bis 5 hat das Mitglied, 
demgegenüber dieser Ordnungs-
verstoß begangen worden sein 
soll, die Informations-, Schutz-, 
Beistands- und verfahrensbeglei-
tenden Rechte nach § 67a dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 90 
Absatz 2 bis 5 des Hochschulge-
setzes. Hinsichtlich der Kosten 
und Auslagen dieses Mitglieds gilt 
§ 67a dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 91 des Hochschulge-
setzes entsprechend. Hinsichtlich 
der Einstellung und Aussetzung 
des Ordnungsverfahrens gelten 
die §§ 22 und 33 des Landesdis-
ziplinargesetzes vom 16. Novem-
ber 2004 (GV. NRW. S. 624), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 20. November 2018 (GV. 
NRW. S. 592) geändert worden 
ist, entsprechend. 

 
(6) Die Kunsthochschule kann 
Studierenden, denen vorgeworfen 
wird, einen Ordnungsverstoß be-
gangen zu haben, Dokumente, 
insbesondere Verfügungen, zu-
stellen, indem sie 
 
1.  das Dokument an einer vom 

Rektorat bestimmten und im 
Verkündungsblatt bekannt-
gemachten Stelle zur Abho-
lung durch die Studierende 
oder den Studierenden be-
reitstellt und 

2.  die Studierende oder den 
Studierenden auf demjeni-
gen elektronischen Kommu-
nikationsweg, den die 
Kunsthochschule zum Kon-
takt mit ihr oder ihm in An-
gelegenheiten des 

Vorschriften ist der in der Ord-
nung nach Satz 1 geregelte Ord-
nungsrat. § 12 Absatz 2 bleibt un-
berührt. 
 
(5) In dem Verfahren zur Verhän-
gung einer Ordnungsmaßnahme 
aufgrund eines Ordnungsversto-
ßes im Sinne des Absatzes 1 
Nummer 1 bis 5 hat das Mitglied, 
demgegenüber dieser Ordnungs-
verstoß begangen worden sein 
soll, die Informations-, Schutz-, 
Beistands- und verfahrensbeglei-
tenden Rechte nach § 67a dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 90 
Absatz 2 bis 5 des Hochschulge-
setzes. Hinsichtlich der Kosten 
und Auslagen dieses Mitglieds gilt 
§ 67a dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 91 des Hochschulge-
setzes entsprechend. Hinsichtlich 
der Einstellung und Aussetzung 
des Ordnungsverfahrens gelten 
die §§ 22 und 33 des Landesdis-
ziplinargesetzes vom 16. Novem-
ber 2004 (GV. NRW. S. 624), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 20. November 2018 (GV. 
NRW. S. 592) geändert worden 
ist, entsprechend. 

 
(6) Die Kunsthochschule kann 
Studierenden, denen vorgeworfen 
wird, einen Ordnungsverstoß be-
gangen zu haben, Dokumente, 
insbesondere Verfügungen, zu-
stellen, indem sie 
 
1.  das Dokument an einer vom 

Rektorat bestimmten und im 
Verkündungsblatt bekannt-
gemachten Stelle zur Abho-
lung durch die Studierende 
oder den Studierenden be-
reitstellt und 

2.  die Studierende oder den 
Studierenden auf demjeni-
gen elektronischen Kommu-
nikationsweg, den die 
Kunsthochschule zum Kon-
takt mit ihr oder ihm in An-
gelegenheiten des 
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Studiums nutzt, unter Nut-
zung einer fortgeschrittenen 
elektronischen Signatur 
über die Bereitstellung nach 
Nummer 1 informiert. 

 
§ 10 Absatz 2 Satz 3 bis 7 des 
Landeszustellungsgesetzes NRW 
vom 7. März 2006 (GV. NRW. S. 
94), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 10. Dezember 
2024 (GV. NRW. S. 1184) geän-
dert worden ist, gilt entsprechend. 
 
(7) Ist die Übermittlung nach Ab-
satz 6 technisch gehindert, soll 
die Verfügung durch Bekanntma-
chung einer Benachrichtigung an 
der Stelle öffentlich zugestellt 
werden, die von der jeweiligen 
Kunsthochschule hierfür allge-
mein bestimmt ist. 
 
(8) Mit der Entscheidung über die 
Exmatrikulation nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 kann eine Frist 
bis zur Dauer von zwei Jahren 
festgesetzt werden, innerhalb de-
rer eine erneute Einschreibung an 
der Kunsthochschule ausge-
schlossen ist.“ 

 

Studiums nutzt, unter Nut-
zung einer fortgeschrittenen 
elektronischen Signatur 
über die Bereitstellung nach 
Nummer 1 informiert. 

 
§ 10 Absatz 2 Satz 3 bis 7 des 
Landeszustellungsgesetzes NRW 
vom 7. März 2006 (GV. NRW. S. 
94), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 10. Dezember 
2024 (GV. NRW. S. 1184) geän-
dert worden ist, gilt entsprechend. 
 
(7) Ist die Übermittlung nach Ab-
satz 6 technisch gehindert, soll 
die Verfügung durch Bekanntma-
chung einer Benachrichtigung an 
der Stelle öffentlich zugestellt 
werden, die von der jeweiligen 
Kunsthochschule hierfür allge-
mein bestimmt ist. 
 
(8) Mit der Entscheidung über die 
Exmatrikulation nach Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 kann eine Frist 
bis zur Dauer von zwei Jahren 
festgesetzt werden, innerhalb de-
rer eine erneute Einschreibung an 
der Kunsthochschule ausge-
schlossen ist.“ 

 
26. § 44 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Zulassung zu einem gemein-

samen Studiengang mehrerer 
Kunsthochschulen ist im Rahmen 
des § 71 Absatz 1 oder 2 mög-
lich.“ 

 
b)  Absatz 3 Satz 4 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 
 „Gasthörerinnen und Gasthörer 

sind nicht berechtigt, Prüfungen 
abzulegen; sie dürfen nach Maß-
gabe von Regelungen der Kunst-
hochschule an Prüfungen teilneh-
men und können über ihre Leis-
tungen ein Zertifikat erhalten. § 54 

 27.   - b i s h e r  2 6 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Absatz 2 bleibt unberührt.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
27.  Dem § 45 Absatz 5 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 
 „Scheidet vor Ablauf der Wahlzeit eines 

Gremiums der Studierendenschaft ei-
nes seiner Mitglieder aus, ohne dass ein 
Mitglied aufgrund einer Stellvertre-
tungsregelung nachrückt, so können die 
verbleibenden Mitglieder des Gremiums 
aus der Mitte der Studierendenschaft 
ein Mitglied wählen, welches an die 
Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds 
tritt (Kooptation). Es ist zulässig, die Ko-
optation bereits im Vorfeld mit Wirkung 
zum Zeitpunkt des Ausscheidens durch-
zuführen; in diesem Fall ist das künftig 
ausscheidende Mitglied wahlberechtigt. 
Die Amtszeit des kooptierten Mitglieds 
bestimmt sich so, als ob es nachgerückt 
wäre.“ 

 

 28. § 45 wird wie folgt geändert:  
 
a) In Absatz 4 Satz 5 wird nach der 

Angabe „Studierendenparla-
ments“ die Angabe „betreffend 
Wahlen zum Allgemeinen Stu-
dierendenausschuss“ eingefügt.‘ 

 
b) Dem Absatz 5 werden die fol-

genden Sätze angefügt: 
 

„Scheidet vor Ablauf der Wahl-
zeit eines Gremiums der Studie-
rendenschaft eines seiner Mit-
glieder aus, ohne dass ein Mit-
glied aufgrund einer Stellvertre-
tungsregelung nachrückt, so 
können die verbleibenden Mit-
glieder des Gremiums aus der 
Mitte der Studierendenschaft ein 
Mitglied wählen, welches an die 
Stelle des ausgeschiedenen Mit-
glieds tritt (Kooptation). Es ist zu-
lässig, die Kooptation bereits im 
Vorfeld mit Wirkung zum Zeit-
punkt des Ausscheidens durch-
zuführen; in diesem Fall ist das 
künftig ausscheidende Mitglied 
wahlberechtigt. Die Amtszeit des 
kooptierten Mitglieds bestimmt 
sich so, als ob es nachgerückt 
wäre.“ 

 
28. § 50 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Studierenden sollen zur kriti-

schen Einordnung künstlerischer 
Einsichten und wissenschaftlicher 
Erkenntnis zu einem verantwortli-
chen Handeln in einem freiheitli-
chen, demokratischen und sozia-
len Rechtsstaat und zu einem 
dementsprechenden gesell-
schaftlichen Engagement befähigt 
werden.“ 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

 29.   - b i s h e r  2 8 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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„(2) In den künstlerischen Fä-
chern können die künstlerische 
Lehre und das künstlerische Stu-
dium in Künstlerklassen nach den 
Prinzipien von Gruppen- und Ein-
zelunterricht sowie des Projektbe-
zugs in der schöpferischen Be-
gegnung von Lehrenden und Stu-
dierenden (Klassenprinzip) kon-
zentriert werden. Der Besuch der 
Künstlerklasse setzt vorbehaltlich 
Satz 4 das Einverständnis der 
Professorin oder des Professors 
voraus; auf das Einverständnis 
der oder des Studierenden soll 
unbeschadet des § 51 Absatz 4 
Satz 2 hingewirkt werden. Das 
Einverständnis nach Satz 2 wird 
erteilt, wenn die oder der Studie-
rende für den Besuch künstlerisch 
geeignet ist. Das Einverständnis 
kann durch die Fachbereichslei-
tung auf Antrag der oder des Stu-
dierenden ersetzt werden, wenn 
sie oder er ansonsten kein Mit-
glied einer Künstlerklasse ist. Das 
Nähere kann die Kunsthoch-
schule in ihren Ordnungen regeln. 
Die Kunsthochschule gewährleis-
tet im Rahmen des Klassenprin-
zips die ordnungsgemäße Ausbil-
dung der für einen Studiengang 
eingeschriebenen oder zugelas-
senen Studierenden. Die Kunst-
hochschule wirkt durch geeignete 
Maßnahmen darauf hin, dass sich 
bei der Umsetzung des Klassen-
prinzips die schöpferische Begeg-
nung von Lehrenden und Studie-
renden entfalten kann und etwa-
ige Streitfälle zwischen Studieren-
den und Lehrenden der Künstler-
klasse sowie des musikalischen 
Einzelunterrichts gelöst werden. 
Die Kunsthochschule prüft fortlau-
fend, ob und inwieweit das Klas-
senprinzip den Zielen der künstle-
rischen Lehre und des künstleri-
schen Studiums nach Absatz 1 
entspricht und ob und inwieweit 
es fortentwickelt werden muss.“ 

 
c)  Absatz 2a Satz 3 wird 
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aufgehoben. 
 
d)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz 

angefügt: 
 
 „Das Ministerium wird zudem er-

mächtigt, einen zeitlichen Rah-
men festzulegen, innerhalb des-
sen die einzelnen Kunsthoch-
schulen jeweils Beginn und Ende 
der Vorlesungszeit unter Beach-
tung der vom Ministerium vorge-
gebenen Anzahl an Semesterwo-
chen bestimmen.“ 

 
29. § 51 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Das Recht zum Besuch von 

Lehrveranstaltungen einschließ-
lich des Ablegens von Prüfungen 
außerhalb des gewählten Studi-
enganges kann durch den Fach-
bereich oder die nach Maßgabe 
der Grundordnung zuständige Or-
ganisationseinheit beschränkt 
werden, wenn ohne die Beschrän-
kung eine ordnungsgemäße Aus-
bildung der für einen Studiengang 
eingeschriebenen Studierenden 
nicht gewährleistet werden kann.“ 

 
b)  Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst:  
 
 „Ist bei einer Lehrveranstaltung 

wegen deren Art oder Zweck oder 
aus sonstigen Gründen von 
künstlerischen Entwicklungsvor-
haben, Forschung, Lehre und 
Kunstausübung eine Begrenzung 
der Teilnehmerzahl erforderlich 
und übersteigt die Zahl der Be-
werberinnen und Bewerber die 
Aufnahmefähigkeit, so regelt die 
in der Ordnung nach Satz 2 Halb-
satz 2 genannte Funktionsträgerin 
oder der dort genannte Funktions-
träger die Teilnahme; die Kunst-
hochschule kann in einer Ord-
nung die Zahl der möglichen Teil-
nahmen derselben oder 

 30.   - b i s h e r  2 9 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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desselben Studierenden an der 
gleichen Lehrveranstaltung, an ih-
ren Prüfungen, an ihren Teilnah-
mevoraussetzungen im Sinne des 
§ 56 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 
sowie an ihren Zulassungsvo-
raussetzungen im Sinne des § 56 
Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 re-
geln.“ 

 
30. Nach § 52 wird folgender § 52a einge-

fügt: 
 

„§ 52a 
Studienangebote außerhalb  

eines Studienganges; 
Microcredentials 

 
(1) Die Kunsthochschulen können 
Lehre anbieten, mit der außerhalb eines 
Studienganges der Erwerb von Kompe-
tenzen in einem geringeren Umfang als 
in einem Studiengang vermittelt wird. 
Das Nähere, insbesondere die Zu-
gangsvoraussetzungen zur Teilnahme 
an der Lehre nach Satz 1, regelt die 
Kunsthochschule durch Ordnung. Das 
Ministerium kann regeln, dass die 
Kunsthochschulen die Einführung oder 
Änderung der Lehre nach Satz 1 oder 
ein Konzept dieser Lehre anzeigen 
müssen. Auf der Grundlage der Anzeige 
nach Satz 3 kann das Ministerium die 
Kunsthochschule mit der Durchführung 
der Lehre nach Satz 1 betrauen. Mit der 
Betrauung ist festgestellt, dass die 
Durchführung dieser Lehre im öffentli-
chen Interesse liegt. 
 
(2) Die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer an der Lehre nach Absatz 1 Satz 1 
sind vorbehaltlich des Satzes 2 Gasthö-
rerinnen und Gasthörer. Sie können 
nach Maßgabe der Einschreibungsord-
nung als Modul-Studierende einge-
schrieben werden; § 42 Absatz 2 und § 
54 Absatz 3 Satz 7 gelten entspre-
chend. Sie erhalten über die erbrachten 
Prüfungsleistungen Microcredentials. 
Diese sind Leistungszeugnisse, in de-
nen die jeweils erworbenen Kompeten-
zen ausgewiesen sind. Sind keine Prü-
fungsleistungen erbracht worden, 

 31.   - b i s h e r  3 0 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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erhalten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer eine Teilnahmebescheinigung. 
Einheitliche Formen der Lehre nach Ab-
satz 1 Satz 1 und der Leistungszeug-
nisse nach Satz 2 werden  
 
1. durch das Ministerium im Beneh-

men mit den Kunsthochschulen 
oder  

2.  von dem Ministerium und den 
Kunsthochschulen in einem 
Hochschulvertrag 

 
festgelegt. 

 
(3) Die Kunsthochschule sichert die 
Qualität der Lehre nach Absatz 1 Satz 1 
im Rahmen eines hochschulinternen 
Qualitätsmanagements. Sie regelt das 
Nähere durch Ordnung. 
 
(4) Erfolgt die Lehre nach Absatz 1 Satz 
1 in Form des weiterbildenden Studi-
ums, bleibt § 54 unberührt.“ 

 
31. § 54 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Wird die Weiterbildung in öffent-

lich-rechtlicher Weise angeboten, 
sind die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an der Weiterbildung 
Gasthörerinnen und Gasthörer; 
für diese gilt § 44 Absatz 3 Satz 4 
nicht; Absatz 3 Satz 2 bleibt unbe-
rührt.“ 

 
b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Wird der weiterbildende Stu-

diengang in öffentlich-rechtli-
cher Weise angeboten, wird 
die Bewerberin oder der Be-
werber in diesen Studien-
gang als Weiterbildungsstu-
dierende oder Weiterbil-
dungsstudierender nach 
Maßgabe der Einschrei-
bungsordnung 

 32.   - b i s h e r  3 1 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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eingeschrieben.“ 
 
bb)  Satz 6 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 40 Absatz 1 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend.“ 

 
c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„(4) Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer des weiterbildenden 
Studiums erhalten über die er-
brachten Prüfungsleistungen 
Microcredentials. Diese sind Leis-
tungszeugnisse, in denen die je-
weils erworbenen Kompetenzen 
ausgewiesen sind. Sind keine 
Prüfungsleistungen erbracht wor-
den, erhalten sie eine Teilnahme-
bescheinigung. Das Nähere regelt 
die Prüfungsordnung. Einheitliche 
Formen des weiterbildenden Stu-
diums und der Leistungszeug-
nisse werden 
 
1.  durch das Ministerium im 

Benehmen mit den Kunst-
hochschulen oder 

2.  von dem Ministerium und 
den Kunsthochschulen in ei-
nem Hochschulvertrag fest-
gelegt.“ 

 
32.  § 54a Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(4) Die Einschreibungsordnung kann 

vorsehen, dass Studierende in Teilzeit 
nach § 40 Absatz 7 innerhalb ihres ge-
wählten Studienganges nur entspre-
chend dem Verhältnis der generellen 
Regelstudienzeit zu ihrer individualisier-
ten Regelstudienzeit zum Besuch von 
Lehrveranstaltungen berechtigt sind, 
Studien- und Prüfungsleistungen erbrin-
gen können, Teilnahmevoraussetzun-
gen im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 oder Leistungspunkte erwer-
ben oder Prüfungen ablegen können; 
§ 51 bleibt ansonsten unberührt.“ 

 

 33.   - b i s h e r  3 2 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

33.  § 54b wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Überschrift wird die Angabe 

 34.   - b i s h e r  3 3 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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„Behinderung“ durch die Angabe 
„Behinderungen“ ersetzt. 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe 
„Behinderung“ durch die An-
gabe „Behinderungen“ er-
setzt. 

 
bb) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 
  
 „Wird keine Abhilfe geschaf-

fen, ist das Rektorat zu betei-
ligen, welches im Rahmen 
seiner Befugnisse nach § 17 
Absatz 2 und 3 das Entspre-
chende veranlasst.“ 

 
34.  § 55 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Zudem berücksichtigen die 

Kunsthochschulen bei der Fest-
setzung von Prüfungsterminen 
die Religionsfreiheit der Studie-
renden.“ 

 
b) Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 wird 

wie folgt gefasst: 
 

„1.  gegen eine die Täuschung 
über die Erbringung oder 
das Ergebnis von Prüfungs-
leistungen betreffende Re-
gelung einer Hochschulprü-
fungsordnung oder“. 

 

 35.   - b i s h e r  3 4 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

35. § 55a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Die Anerkennung von Prü-

fungsleistungen erfolgt in Anse-
hung der Kompetenzen, die er-
worben worden sind, und der 
Kompetenzen, deren Nachweis 
ersetzt werden soll. Prüfungsleis-
tungen, die in Studiengängen 
oder in der Lehre nach § 52a Ab-
satz 1 an anderen staatlichen 

 36. § 55a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Die Anerkennung von Prü-

fungsleistungen erfolgt in Anse-
hung der Kompetenzen, die er-
worben worden sind, und der 
Kompetenzen, deren Nachweis 
ersetzt werden soll. Prüfungsleis-
tungen, die in Studiengängen 
oder in der Lehre nach § 52a Ab-
satz 1 an anderen staatlichen 
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oder staatlich anerkannten Hoch-
schulen, an staatlichen oder 
staatlich anerkannten Berufsaka-
demien, in Studiengängen an 
ausländischen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschu-
len oder in einem anderen Studi-
engang oder in der Lehre nach 
§ 52a Absatz 1 derselben Hoch-
schule erbracht worden sind, wer-
den auf Antrag unter Übernahme 
der Benotung, erforderlichenfalls 
nach Umrechnung, anerkannt, so-
fern hinsichtlich der erworbenen 
Kompetenzen kein wesentlicher 
Unterschied zu den Leistungen 
besteht, die ersetzt werden; eine 
Prüfung der Gleichwertigkeit fin-
det nicht statt. Unterschiede in 
Bezug auf die Art und Dauer einer 
Prüfung sowie die Prüfungsmoda-
litäten sind dabei im Regelfall 
nicht geeignet, die Annahme ei-
nes wesentlichen Unterschiedes 
im Sinne des Satzes 2 zu tragen. 
Die Kunsthochschule kann im dip-
loma supplement die Hochschule 
ausweisen, an der die anerkannte 
Kompetenz erworben wurde. Die 
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
hinsichtlich Studienabschlüssen, 
mit denen Studiengänge im Sinne 
des Satzes 1 abgeschlossen wor-
den sind. Die Anerkennung im 
Sinne der Sätze 2 und 5 dient der 
Fortsetzung des Studiums, dem 
Ablegen von Prüfungen, der Auf-
nahme eines weiteren Studiums 
oder der Zulassung zur Promo-
tion.“ 

 
b)  Folgender Absatz 9 wird ange-

fügt: 
 

„(9) Zur Sicherung des Verfahrens 
der Anerkennung und zur Ge-
währleistung der Qualität des Prü-
fungsgeschehens kann das Minis-
terium durch Rechtsverordnung 
regeln, dass Absatz 1 Satz 3 für 
Hochschulen, deren Sitz sich in 
einem Staat befindet, welcher 
kein Mitgliedsstaat der 

oder staatlich anerkannten Hoch-
schulen, an staatlichen oder 
staatlich anerkannten Berufsaka-
demien, in Studiengängen an 
ausländischen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschu-
len oder in einem anderen Studi-
engang oder in der Lehre nach 
§ 52a Absatz 1 derselben Hoch-
schule erbracht worden sind, wer-
den auf Antrag unter Übernahme 
der Benotung, erforderlichenfalls 
nach Umrechnung, anerkannt, so-
fern hinsichtlich der erworbenen 
Kompetenzen kein wesentlicher 
Unterschied zu den Leistungen 
besteht, die ersetzt werden; eine 
Prüfung der Gleichwertigkeit fin-
det nicht statt. Unterschiede in 
Bezug auf die Art und Dauer einer 
Prüfung sowie die Prüfungsmoda-
litäten sind dabei im Regelfall 
nicht geeignet, die Annahme ei-
nes wesentlichen Unterschiedes 
im Sinne des Satzes 2 zu tragen. 
Die Kunsthochschule kann im dip-
loma supplement die Hochschule 
ausweisen, an der die anerkannte 
Kompetenz erworben wurde. Die 
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
hinsichtlich Studienabschlüssen, 
mit denen Studiengänge im Sinne 
des Satzes 2 abgeschlossen wor-
den sind. Die Anerkennung im 
Sinne der Sätze 2 und 5 dient der 
Fortsetzung des Studiums, dem 
Ablegen von Prüfungen, der Auf-
nahme eines weiteren Studiums 
oder der Zulassung zur Promo-
tion.“ 

 
b)  Folgender Absatz 9 wird ange-

fügt: 
 

„(9) Zur Sicherung des Verfahrens 
der Anerkennung und zur Ge-
währleistung der Qualität des Prü-
fungsgeschehens kann das Minis-
terium durch Rechtsverordnung 
regeln, dass Absatz 1 Satz 3 für 
Hochschulen, deren Sitz sich in 
einem Staat befindet, welcher 
kein Mitgliedsstaat der 
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Europäischen Union ist, nicht gilt.“ 
 

Europäischen Union ist, nicht gilt.“ 
 

36. § 56 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Die Anordnung einer ver-

pflichtenden Teilnahme von Stu-
dierenden an einer Lehrveranstal-
tung ist nur zulässig, wenn 

 
1.  diese Anordnung in der Prü-

fungsordnung selbst erfolgt, 
 
2.  die Teilnahme bezogen auf 

die jeweilige Lehrveranstal-
tung geeignet, erforderlich 
und angemessen ist, um de-
ren Qualifikationsziel zu errei-
chen; insbesondere kommt 
dies bei Exkursionen, Prak-
tika, praktischen Übungen 
oder vergleichbaren Lehrver-
anstaltungen in Betracht und 

 
3.  in der Prüfungsordnung die 

Kriterien für unschädliche 
Ausfallzeiten insbesondere 
bei Erkrankungen, bei der 
Wahrnehmung von Verant-
wortung für nahe Angehörige 
mit Pflege- oder Unterstüt-
zungsbedarf sowie bei der 
Betreuung von Kindern gere-
gelt sind.“ 

 
b)  Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 1a eingefügt: 
 
 „(1a) Die Grundordnung kann vor-

sehen, dass Rahmenprüfungs-
ordnungen nach Überprüfung 
durch das Rektorat vom Senat auf 
Vorschlag entweder 

 
1.  der Mehrheit der Vertreterin-

nen und Vertreter der Gruppe 
der Studierenden im Senat, 

 
2. des Gremiums nach den Sät-

zen 4 bis 6 oder 
 

 37.   - b i s h e r  3 6 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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3.  des Allgemeinen Studieren-
denausschusses 

 
erlassen werden. 
 
Ist nach Maßgabe der Grundord-
nung das Gremium nach Satz 1 
Nummer 2 gebildet oder liegt eine 
Regelung der Grundordnung 
nach Satz 1 Nummer 3 vor, entfal-
len die Befugnisse nach Satz 1 
Nummer 1. Absatz 1 Satz 2 bis 4 
gilt entsprechend. 
 
Die Kunsthochschule kann nach 
Maßgabe der Grundordnung ein 
Gremium als zentralen Studien-
beirat bilden, welches in seiner ei-
nen Hälfte aus Vertreterinnen und 
Vertretern der Gruppen im Sinne 
des § 12 Absatz 1 Satz 1 und 2, 
soweit sie Lehraufgaben wahr-
nehmen, sowie in seiner anderen 
Hälfte aus Vertreterinnen und 
Vertretern der Gruppe im Sinne 
des § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
4 besteht. Die Stimmen der bei-
den Hälften stehen im gleichen 
Verhältnis zueinander. Das Nä-
here zum zentralen Studienbeirat, 
insbesondere zum Vorsitz, wel-
cher der Hälfte der Lehrenden an-
gehören muss, und zur Stimmge-
wichtung wird durch Ordnung ge-
regelt.“ 

 
c) Dem Absatz 2 Satz 1 wird folgen-

der Satz vorangestellt: 
 
 „Regelungen betreffend Prüfun-

gen dürfen nur in der Hochschul-
prüfungsordnung getroffen wer-
den.“ 

 
d)  Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 3 wird die Angabe 

„Behinderung“ durch die An-
gabe „Behinderungen“ er-
setzt. 

 
bb)  Folgender Satz wird ange-

fügt: 
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 „Das Rektorat wirkt darauf 

hin, dass die zuständigen 
Gremien, Funktionsträge-
rinnen und Funktionsträger 
nachteilsausgleichende Re-
gelungen vollziehen.“ 

 
 
37.  § 58 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Für die Rücknahme der Gradverlei-

hung gilt § 48 Absatz 1 und 3 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes NRW; 
§ 67a dieses Gesetzes in Verbindung 
mit den §§ 86 und 88 des Hochschulge-
setzes bleibt unberührt.“ 

 

 38.   - b i s h e r  3 7 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

38.  § 59 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Durch die Promotion wird in 

den an der Kunsthochschule ver-
tretenen wissenschaftlichen Fä-
chern eine über das allgemeine 
Studienziel gemäß § 50 hinausge-
hende Befähigung zu selbständi-
ger wissenschaftlicher Arbeit 
nachgewiesen. Die Befähigung 
wird auf Grund einer wissen-
schaftlich beachtlichen schriftli-
chen Arbeit (Dissertation) und 
weiterer Prüfungsleistungen, 
auch künstlerischer Art, festge-
stellt. Auf Grund der Promotion 
wird der Doktorgrad verliehen. 
Der Grad „Doctor of Philosophy 
(Ph.D.)“ kann auch in der Form 
der Abkürzung „Dr.“ ohne fachli-
chen Zusatz geführt werden; eine 
gleichzeitige Führung der Abkür-
zungen „Ph.D.“ und „Dr.“ in Bezug 
auf denselben Grad ist nicht zu-
lässig. § 58 Absatz 4 und Absatz 
6 Satz 1 gelten entsprechend.“ 

 
b)  Dem Absatz 2 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 
 „Hierzu wird eine schriftliche Be-

treuungsvereinbarung zwischen 

 39.  § 59 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Durch die Promotion wird in 

den an der Kunsthochschule ver-
tretenen wissenschaftlichen Fä-
chern eine über das allgemeine 
Studienziel gemäß § 50 hinausge-
hende Befähigung zu selbständi-
ger wissenschaftlicher Arbeit 
nachgewiesen. Die Befähigung 
wird auf Grund einer wissen-
schaftlich beachtlichen schriftli-
chen Arbeit (Dissertation) und 
weiterer Prüfungsleistungen, 
auch künstlerischer Art, festge-
stellt. Auf Grund der Promotion 
wird der Doktorgrad verliehen. 
Der Grad „Doctor of Philosophy 
(Ph.D.)“ kann auch in der Form 
der Abkürzung „Dr.“ ohne fachli-
chen Zusatz geführt werden; eine 
gleichzeitige Führung der Abkür-
zungen „Ph.D.“ und „Dr.“ in Bezug 
auf denselben Grad ist nicht zu-
lässig. § 58 Absatz 4 und Absatz 
6 Satz 1 gelten entsprechend.“ 

 
b)  Dem Absatz 2 werden die folgen-

den Sätze angefügt: 
 
 „Hierzu wird eine schriftliche Be-

treuungsvereinbarung zwischen 
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der Doktorandin oder dem Dokto-
randen und der Betreuerin oder 
dem Betreuer abgeschlossen; die 
Kunsthochschule tritt dieser Ver-
einbarung bei. Das Rektorat kann 
verbindliche Vorgaben hinsicht-
lich der Ausgestaltung der Verein-
barung beschließen. Für die Be-
treuungsvereinbarung gelten die 
§§ 54 bis 62 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes NRW.“ 

 
c) Nach Absatz 3 Satz 4 werden die 

folgenden Sätze eingefügt: 
 
 „Dabei erfolgt die Zweitbegutach-

tung und jede nachfolgende Be-
gutachtung ohne Kenntnis der 
vorhergehenden Begutachtungen 
und ohne Bezugnahme hierauf. 
Die Bewertung der Promotions-
leistungen und die Betreuung der 
Doktorandin oder des Doktoran-
den sollen durch unterschiedliche 
Personen erfolgen. Von Satz 6 ist 
abzuweichen, sofern die Doktor-
andin oder der Doktorand spätes-
tens mit Einreichung der Promoti-
onsleistung schriftlich einen ent-
sprechenden Wunsch erklärt.“ 

 

der Doktorandin oder dem Dokto-
randen und der Betreuerin oder 
dem Betreuer abgeschlossen; die 
Kunsthochschule tritt dieser Ver-
einbarung bei. Das Rektorat kann 
verbindliche Vorgaben hinsicht-
lich der Ausgestaltung der Verein-
barung beschließen. Für die Be-
treuungsvereinbarung gelten die 
§§ 54 bis 62 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes NRW.“ 

 
c) Nach Absatz 3 Satz 4 werden die 

folgenden Sätze eingefügt: 
 

„Dabei erfolgt die Zweitbegutach-
tung und jede nachfolgende Be-
gutachtung in einer Weise, dass 
die Qualität des Promotionsge-
schehens gesichert bleibt; dies er-
folgt unter Berücksichtigung der 
Fachkultur in der Regel so, dass 
diese Begutachtungen ohne 
Kenntnis der vorhergehenden Be-
gutachtungen und ohne Bezug-
nahme hierauf vorgenommen 
werden. Die Bewertung der Pro-
motionsleistungen und die Be-
treuung der Doktorandin oder des 
Doktoranden sollen durch unter-
schiedliche Personen erfolgen. 
Von Satz 6 ist abzuweichen, so-
fern die Doktorandin oder der 
Doktorand spätestens mit Einrei-
chung der Promotionsleistung 
schriftlich einen entsprechenden 
Wunsch erklärt.“ 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
39.  § 62 Absatz 4 wird durch die folgenden 

Absätze 4 bis 6 ersetzt: 
 
 „(4) Die Kunsthochschulen können ins-

besondere für Zwecke der Berichtsle-
gung, des Controllings, der Planung, 

 40. § 62 wird wie folgt geändert:  
 

a) In Absatz 3 Satz 2 wird die An-
gabe „wissenschaftlichen oder 
wesentlichen sonstigen“ durch 
die Angabe „wissenschaftlich re-
levanten“ ersetzt. 

 
b) Absatz 4 wird durch die folgen-

den Absätze 4 bis 6 ersetzt:  
 
„(4) Die Kunsthochschulen kön-
nen insbesondere für Zwecke 
der Berichtslegung, des 
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der Evaluierung, der Qualitätssiche-
rung, der Statistik sowie zur Erfüllung 
von Dokumentations- und Informations-
pflichten und der Statistik für sich selbst 
oder übergreifend im Verbund mit wei-
teren Hochschulen und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen For-
schungsinformationssysteme aufbauen 
und betreiben und zu diesem Zweck 
auch personenbezogene Daten verar-
beiten, soweit dies für die genannten 
Zwecke erforderlich ist. In den For-
schungsinformationssystemen werden 
Informationen über die Forschungsakti-
vitäten unter anderem in Bezug auf For-
schungsprojekte, Dissertationen, Habili-
tationen, Publikationen, Patente, 
Preise, Ausgründungen und For-
schungsinfrastrukturen gesammelt. Das 
Nähere regelt das Ministerium durch 
Rechtsverordnung. 

 
 
 
 
 
 
 (5) Die Kunsthochschulen unterstützen 

die freie und ungehinderte Verbreitung 
und Zugänglichmachung wissenschaft-
licher Arbeiten in digitaler Form (Open 
Access). 

 
 
 (6) Die Kunsthochschule informiert wie-

derkehrend über ihre Forschungsvorha-
ben und Forschungsschwerpunkte. Die 
Mitglieder und Angehörigen der Kunst-
hochschule wirken hieran mit. Die in 
den Forschungsinformationssystemen 
gesammelten Informationen zu For-
schungsaktivitäten und beteiligten Per-
sonen mit ihrer Funktion und den dienst-
lichen Kontaktdaten können durch die 
Kunsthochschulen zur Darstellung ihrer 
Forschungsaktivitäten veröffentlicht 
werden. Das Ministerium kann For-
schungsberichte nach vorgegebenen 
Standards anfordern, wenn dies insbe-
sondere für Zwecke des Controllings, 
der Finanzierung, der Planung, der Eva-
luierung und der Statistik erforderlich ist. 
Bestandteil der Berichtslegung kann ein 

Controllings, der Planung, der 
Evaluierung, der Qualitätssiche-
rung, der Statistik sowie zur Er-
füllung von Dokumentations- und 
Informationspflichten und der 
Statistik für sich selbst oder über-
greifend im Verbund mit weiteren 
Hochschulen und außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen 
Forschungsinformationssysteme 
aufbauen und betreiben und zu 
diesem Zweck auch personen-
bezogene Daten verarbeiten, so-
weit dies für die genannten Zwe-
cke erforderlich ist. In den For-
schungsinformationssystemen 
werden Informationen über die 
Forschungsaktivitäten unter an-
derem in Bezug auf Forschungs-
projekte, Dissertationen, Habili-
tationen, Publikationen, Patente, 
Preise, Ausgründungen und For-
schungsinfrastrukturen gesam-
melt. Das Nähere regelt das Mi-
nisterium durch Rechtsverord-
nung.  

 
(5) Die Kunsthochschulen unter-
stützen die freie und ungehin-
derte Verbreitung und Zugäng-
lichmachung wissenschaftlicher 
Arbeiten in digitaler Form (Open 
Access). 
 
(6) Die Kunsthochschule infor-
miert wiederkehrend über ihre 
Forschungsvorhaben und For-
schungsschwerpunkte. Die Mit-
glieder und Angehörigen der 
Kunsthochschule wirken hieran 
mit. Die in den Forschungsinfor-
mationssystemen gesammelten 
Informationen zu Forschungsak-
tivitäten und beteiligten Perso-
nen mit ihrer Funktion und den 
dienstlichen Kontaktdaten kön-
nen durch die Kunsthochschulen 
zur Darstellung ihrer For-
schungsaktivitäten veröffentlicht 
werden. Das Ministerium kann 
Forschungsberichte nach vorge-
gebenen Standards anfordern, 
wenn dies insbesondere für 
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im Verbund mit weiteren Hochschulen 
und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen erstellter Bericht (Landesfor-
schungsbericht) sein. Der Landesfor-
schungsbericht ist zu veröffentlichen.“ 

 

Zwecke des Controllings, der Fi-
nanzierung, der Planung, der 
Evaluierung und der Statistik er-
forderlich ist. Bestandteil der Be-
richtslegung kann ein im Ver-
bund mit weiteren Hochschulen 
und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen erstellter 
Bericht (Landesforschungsbe-
richt) sein. Der Landesfor-
schungsbericht ist zu veröffentli-
chen.“ 

 
40.  Dem Zehnten Abschnitt wird folgender 

Zehnter Abschnitt vorangestellt: 
 

„Zehnter Abschnitt 
Sicherheit und Redlichkeit  

in der Kunsthochschule 
 

§ 67a 
Sicherer und redlicher Hochschul-

raum 
 

Teil 10 des Hochschulgesetzes gilt für 
die Kunsthochschule entsprechend. 
Das Ministerium kann das Redlichkeits- 
und das Integritätsverfahren in jeder 
Lage des Verfahrens im Einzelfall an 
sich ziehen oder sich dies allgemein 
vorbehalten. Das Ministerium kann zu-
dem die Durchführung eines Redlich-
keits- oder eines Integritätsverfahrens 
sowie eines Disziplinarverfahrens, wel-
ches gegen eine Hochschullehrerin 
oder einen Hochschullehrer geführt wird 
oder werden soll, einer anderen Hoch-
schule im Einzelfall oder allgemein 
übertragen.“ 

 

 41.   - b i s h e r  4 0 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
 
 

41.  Die bisherigen Zehnten und Elften Ab-
schnitte werden die Elften und Zwölften 
Abschnitte. 

 

 42.   - b i s h e r  4 1 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

42. In § 70 Absatz 1 wird die Angabe „77a“ 
durch die Angabe „103“ ersetzt. 

 

 43.   - b i s h e r  4 2 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
43.  § 71 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 3 und 4 wird wie 
folgt gefasst: 

 
 

 44.  § 71 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 2 bis 4 wird wie folgt 
gefasst: 
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„Wird zwischen Hochschulen ein ge-
meinsamer Studiengang, auch in einer 
gemeinsamen Einrichtung nach Absatz 
2, vereinbart, so regeln die beteiligten 
Hochschulen insbesondere die mitglied-
schaftliche Zuordnung der Studierenden 
des Studiengangs zu einer der Hoch-
schulen oder zu den beteiligten Hoch-
schulen; im Falle der Einschreibung an 
mehreren Hochschulen muss eine der 
beteiligten Hochschulen als Hochschule 
der Ersteinschreibung gekennzeichnet 
sein. Führen Hochschulen einen Studi-
engang, mehrere Studiengänge oder 
sonstige Studienangebote gemeinsam 
durch, kann in der Vereinbarung festge-
legt werden, welche der beteiligten 
Hochschulen die erforderliche Prüfungs-
ordnung mit Wirkung für und gegen alle 
beteiligten Hochschulen erlässt; im Falle 
eines gemeinsamen Fachbereiches 
oder einer gemeinsamen Organisations-
einheit nach Absatz 2 erlässt der Fach-
bereichsrat dieses Fachbereichs oder 
das ihm entsprechende Gremium der 
Organisationseinheit die Prüfungsord-
nung.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 „Die Kunsthochschulen arbeiten 

hinsichtlich der Erfüllung der 
ihnen obliegenden Verwaltungs-
aufgaben in der Regel zusam-
men, indem sie 

 

„Das Nähere über das Zusam-
menwirken regeln die beteiligten 
Hochschulen durch Vereinba-
rung; Absatz 7 Satz 2 gilt entspre-
chend. Wird zwischen Hochschu-
len ein gemeinsamer Studien-
gang, auch in einer gemeinsamen 
Einrichtung nach Absatz 2, ver-
einbart, so regeln die beteiligten 
Hochschulen insbesondere die 
mitgliedschaftliche Zuordnung der 
Studierenden des Studiengangs 
zu einer der Hochschulen oder zu 
den beteiligten Hochschulen; im 
Falle der Einschreibung an meh-
reren Hochschulen muss eine der 
beteiligten Hochschulen als Hoch-
schule der Ersteinschreibung ge-
kennzeichnet sein. Führen Hoch-
schulen einen Studiengang, meh-
rere Studiengänge oder sonstige 
Studienangebote gemeinsam 
durch, kann in der Vereinbarung 
festgelegt werden, welche der be-
teiligten Hochschulen die erfor-
derliche Prüfungsordnung mit 
Wirkung für und gegen alle betei-
ligten Hochschulen erlässt; im 
Falle eines gemeinsamen Fach-
bereiches oder einer gemeinsa-
men Organisationseinheit nach 
Absatz 2 erlässt der Fachbe-
reichsrat dieses Fachbereichs 
oder das ihm entsprechende Gre-
mium der Organisationseinheit 
die Prüfungsordnung. 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) In Satz 1 wird die Angabe 

„Absatz 6 Satz 2 und 3“ 
durch die Angabe „Absatz 7 
Satz 2“ ersetzt. 
 

bb) Nach Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 
 
„Die Kunsthochschulen ar-
beiten hinsichtlich der Erfül-
lung der ihnen obliegenden 
Verwaltungsaufgaben in der 
Regel zusammen, indem 
sie 
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1. im Sinne des Satzes 1 ge-

meinsame Verwaltungs-
einheiten oder Verwal-
tungsverbünde bilden oder 
 
 

2. im Sinne des Absatzes 3 
andere Hochschulen mit 
der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben im Bereich der 
Verwaltung beauftragen 
oder mit ihnen zur Erfül-
lung derartiger Aufgaben 
zusammenarbeiten.“ 

 
 
 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 
 „(3) Die Kunsthochschule kann 

andere Hochschulen des Landes, 
Behörden des Landes oder sons-
tige Stellen, die Aufgaben öffentli-
cher Verwaltung wahrnehmen, im 
gegenseitigen Einvernehmen mit 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
im Bereich der Verwaltung beauf-
tragen oder mit ihnen zur Erfül-
lung derartiger Aufgaben zusam-
menarbeiten. Absatz 1 Satz 5 gilt 
entsprechend. § 91 Absatz 1 bis 3 
des Landesbeamtengesetzes 
bleibt unberührt.“ 

 
d)  Die bisherigen Absätze 3 bis 6 

werden Absätze 4 bis 7. 
 

 
1. im Sinne des Satzes 1 

gemeinsame Verwal-
tungseinheiten oder 
Verwaltungsverbünde 
bilden oder 

 
2. im Sinne des Absat-

zes 3 andere Hoch-
schulen mit der Wahr-
nehmung ihrer Aufga-
ben im Bereich der 
Verwaltung beauftra-
gen oder mit ihnen zur 
Erfüllung derartiger 
Aufgaben zusammen-
arbeiten.“ 

 
c) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-

satz 3 eingefügt: 
 
 „(3) Die Kunsthochschule kann 

andere Hochschulen des Landes, 
Behörden des Landes oder sons-
tige Stellen, die Aufgaben öffentli-
cher Verwaltung wahrnehmen, im 
gegenseitigen Einvernehmen mit 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
im Bereich der Verwaltung beauf-
tragen oder mit ihnen zur Erfül-
lung derartiger Aufgaben zusam-
menarbeiten. Absatz 1 Satz 5 gilt 
entsprechend. § 91 Absatz 1 bis 3 
des Landesbeamtengesetzes 
bleibt unberührt.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-

satz 4 und Satz 5 wie folgt gefasst: 
 
„Hinsichtlich der Zuweisung von 
Leistungen zur ausschließlichen 
Wahrnehmung gilt § 73b.“ 
 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Ab-
satz 5 und Satz 2 wie folgt gefasst:  

 
„Hinsichtlich der Zuweisung von 
Leistungen zur ausschließlichen 
Wahrnehmung gilt § 73b.“ 

 
f) Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 6 und wie folgt gefasst:  
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„(6) Die Kunsthochschulen kön-
nen bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge untereinander sowie mit 
Hochschulen in der Trägerschaft 
des Landes oder mit staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hoch-
schulen zusammenwirken. Hin-
sichtlich der Zuweisung von Leis-
tungen zur ausschließlichen 
Wahrnehmung gilt § 73b. Satz 1 
gilt auch, wenn dabei die Schwel-
lenwerte nach § 2 der Vergabever-
ordnung nicht erreicht werden, so-
weit die durch das Ministerium ge-
mäß § 7 Absatz 2 der Hochschul-
wirtschaftsführungsverordnung 
vorgegebenen Vergaberichtlinien 
beachtet werden. Bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge außerhalb 
derartiger Kooperationen sind die 
für den Bereich der Landesverwal-
tung geltenden Vorschriften unein-
geschränkt zu beachten.“ 

 
g) Der bisherige Absatz 6 wird Ab-

satz 7 und die Sätze 2 und 3 wer-
den durch den folgenden Satz er-
setzt:  
 
„Hinsichtlich der Zuweisung von 
Leistungen zur ausschließlichen 
Wahrnehmung gilt § 73b.“ 

 
  45. § 71a Absatz 8 wird wie folgt gefasst:  

 
„(8) Hinsichtlich der Zuweisung von 
Leistungen zur ausschließlichen Wahr-
nehmung gilt § 73b.“ 

 
44.  In § 71b wird die Angabe „77d“ durch die 

Angabe „106“ ersetzt. 
 

 46.   - b i s h e r  4 4 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
  47. Nach § 73a wird folgender § 73b ein-

gefügt:  
 

„§ 73b 
Regelung betreffend Zuweisung von 

Leistungen zur ausschließlichen 
Wahrnehmung 

 
(1) Das Ministerium kann im Einver-
nehmen mit dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium jeder 
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Kunsthochschule, jeder nach § 71a er-
richteten juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts, jeder gemeinsamen 
Einheit oder jedem Verwaltungsver-
bund nach § 71 Absatz 2 und jeder 
sonstigen Stelle nach § 71 Absatz 3 
(Zuweisungseinrichtungen) durch 
Rechtsverordnung Leistungen zur aus-
schließlichen Wahrnehmung zuwei-
sen.  

 
Im Sinne des Satzes 1 sind 

 
1. Kunsthochschulen: nur Hoch-

schulen nach § 1 Absatz 2 des 
Hochschulgesetzes und Kunst-
hochschulen nach § 1 Absatz 2,  
 

2. gemeinsame Einheiten oder 
Verwaltungsverbünde: nur sol-
che von Hochschulen nach § 1 
Absatz 2 des Hochschulgeset-
zes und von Kunsthochschulen 
nach § 1 Absatz 2 und  

 
3. sonstige Stellen: nur solche von 

Hochschulen nach § 1 Absatz 2 
des Hochschulgesetzes, Kunst-
hochschulen nach § 1 Absatz 2, 
Behörden des Landes oder 
sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts.  

 
(2) Die nach Absatz 1 zugewiesenen 
Leistungen erbringen die Zuweisungs-
einrichtungen als hoheitliche Aufga-
ben. Die Zuweisungseinrichtungen, 
staatlich anerkannten Hochschulen so-
wie Kunsthochschulen und nichtstaat-
lichen Hochschulen sowie Kunsthoch-
schulen dürfen die nach der Rechts-
verordnung nach Absatz 1 zur Erfül-
lung der gesetzlichen Aufgaben der 
Kunsthochschule insbesondere in For-
schung, Lehre, Wissenstransfer oder 
Verwaltung durch die Zuweisungsein-
richtungen zu erbringenden Leistun-
gen ausschließlich bei diesen nachfra-
gen. Dies gilt nur, soweit die Zuwei-
sungseinrichtungen, staatlich aner-
kannten Hochschulen sowie Kunst-
hochschulen und nicht-staatlichen 
Hochschulen sowie Kunsthochschulen 
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nicht selbst tätig werden. Die Nach-
frage der in der Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 zugewiesenen Leistun-
gen bei Dritten ist ausgeschlossen. 
Das Nähere regeln die jeweiligen Zu-
weisungseinrichtungen, staatlich aner-
kannten Hochschulen sowie Kunst-
hochschulen und nicht-staatlichen 
Hochschulen sowie Kunsthochschulen 
in einer öffentlich-rechtlichen Koopera-
tionsvereinbarung. Die Zuweisungs-
einrichtungen können sich bei der Er-
füllung der nach der Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 jeweils zugewiesenen 
Leistungen geeigneter Dritter, auch 
länderübergreifend, bedienen.“ 

 
45. § 74 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 wird 
die Angabe „Absatz 2 Satz 3“ durch 
die Angabe „Absatz 1 Satz 4“ er-
setzt. 

 
b)  Die folgenden Absätze 6 bis 8 wer-

den angefügt: 
 
 „(6) Bis zum 31. Dezember 2030 

wird die durch Artikel 2 Nummer 35 
Buchstabe a des Hochschulstär-
kungsgesetzes vom [einsetzen: 
Datum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] vorgenommene Änderung 
der anerkennungsrechtlichen Vor-
schriften evaluiert. 

 
 (7) Die durch Artikel 2 Nummer 35 

Buchstabe a des Hochschulstär-
kungsgesetzes vom [einsetzen: 
Datum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] vorgenommene Änderung 
der anerkennungsrechtlichen Vor-
schriften führt als solche zu keinem 
Wiederaufgreifen des Verfahrens 
nach § 51 Absatz 1 Nummer 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW. 

 
 (8) Redlichkeits- und Integritäts-

maßnahmen können auf der 
Grundlage der Regelungen des 
§ 67a dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit Teil 10 des 

 48. § 74 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 wird 
die Angabe „Absatz 2 Satz 3“ durch 
die Angabe „Absatz 1 Satz 4“ er-
setzt. 

 
b)  Die folgenden Absätze 6 bis 8 wer-

den angefügt: 
 
 „(6) Bis zum 31. Dezember 2030 

wird die durch Artikel 2 Nummer 36 
Buchstabe a des Hochschulstär-
kungsgesetzes vom [einsetzen: 
Datum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] vorgenommene Änderung 
der anerkennungsrechtlichen Vor-
schriften evaluiert. 

 
 (7) Die durch Artikel 2 Nummer 36 

Buchstabe a des Hochschulstär-
kungsgesetzes vom [einsetzen: 
Datum und Fundstelle dieses Ge-
setzes] vorgenommene Änderung 
der anerkennungsrechtlichen Vor-
schriften führt als solche zu keinem 
Wiederaufgreifen des Verfahrens 
nach § 51 Absatz 1 Nummer 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 
NRW. 

 
 (8) Redlichkeits- und Integritäts-

maßnahmen können auf der 
Grundlage der Regelungen des 
§ 67a dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit Teil 10 des 
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Hochschulgesetzes nur für Redlich-
keits- und Integritätsverstöße ver-
hängt werden, die nach dem In-
krafttreten des Artikels 2 des Hoch-
schulstärkungsgesetzes vom [ein-
setzen: Datum des Inkrafttretens 
sowie Fundstelle dieses Gesetzes] 
begangen oder versucht worden 
sind. Das Gleiche gilt für die Ver-
hängung einer Ordnungsmaß-
nahme auf der Grundlage eines 
Ordnungsverstoßes nach § 43a Ab-
satz 1 Nummer 6 und 7 sowie für 
die Verhängung der Ordnungs-
maßnahmen nach § 43a Absatz 2 
Satz 2 Nummer 5 bis 7. § 67a die-
ses Gesetzes in Verbindung mit 
den §§ 98 bis 100 des Hochschul-
gesetzes bleibt unberührt.“ 

 
 

Hochschulgesetzes nur für Redlich-
keits- und Integritätsverstöße ver-
hängt werden, die nach dem In-
krafttreten des Artikels 2 des Hoch-
schulstärkungsgesetzes vom [ein-
setzen: Datum des Inkrafttretens 
sowie Fundstelle dieses Gesetzes] 
begangen oder versucht worden 
sind. Das Gleiche gilt für die Ver-
hängung einer Ordnungsmaß-
nahme auf der Grundlage eines 
Ordnungsverstoßes nach § 43a Ab-
satz 1 Nummer 6 und 7 sowie für 
die Verhängung der Ordnungs-
maßnahmen nach § 43a Absatz 2 
Satz 2 Nummer 5 bis 7. § 67a die-
ses Gesetzes in Verbindung mit 
den §§ 98 bis 100 des Hochschul-
gesetzes bleibt unberührt.“ 

 
c) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 

eingefügt:  
 

„(9) Auf die erste Wiederwahl von 
Kanzlerinnen oder Kanzlern, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens nach Arti-
kel 27 Satz 1 des Hochschulstärkungs-
gesetzes bereits wiedergewählt, aber 
noch nicht ernannt waren, findet § 19 
Absatz 2 und 3 in der bis dahin gelten-
den Fassung Anwendung.“ 

 
 

Artikel 3 
Änderung  

der Lehrverpflichtungsverordnung 
 
Auf Grund des § 33 Absatz 5 des Hochschul-
gesetzes vom 16. September 2014 (GV. 
NRW. S. 547), das zuletzt durch Artikel 1 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird ver-
ordnet: 
 
Die Lehrverpflichtungsverordnung vom 
24. Juni 2009 (GV. NRW. S. 409), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. Sep-
tember 2023 (GV. NRW. S. 1116) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 3 
Änderung  

der Lehrverpflichtungsverordnung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

1.  § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
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aa) Nach Nummer 3 wird fol-
gende Nummer 3a einge-
fügt: 

 
„3a. Professorinnen und 

Professoren an Hoch-
schulen für ange-
wandte Wissenschaf-
ten mit übertragenem 
Aufgabenschwer-
punkt in der For-
schung für die Dauer 
der Übertragung die-
ses Aufgabenschwer-
punktes: 
9 Lehrveranstaltungs-
stunden“. 
 

bb) Nach Nummer 4 wird fol-
gende Nummer 5 eingefügt: 

 
„5. Tandemprofessorin-

nen und Tandempro-
fessoren: 
8 Lehrveranstaltungs-
stunden“. 

 
cc)  Die bisherigen Nummern 5 

bis 17 werden Nummern 6 
bis 18. 

 
b) Absatz 4 Satz 6 wird wie folgt ge-

fasst: 
 „Wissenschaftlichen Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern an Hoch-
schulen für angewandte Wissen-
schaften kann eine Lehrverpflich-
tung in Höhe von bis zu 4 Lehrver-
anstaltungsstunden übertragen 
werden, wenn die Beschäftigung 
auch ihrer eigenen wissenschaftli-
chen Qualifizierung dient; ansons-
ten kann ihnen eine Lehrverpflich-
tung in Höhe von bis zu 8 Lehrver-
anstaltungsstunden übertragen 
werden.“ 

 
2.  § 4 Absatz 1 Satz 3 wird durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 
 „Lehrveranstaltungen des Promotions-

kollegs für angewandte Forschung der 
Hochschulen für angewandte 
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Wissenschaften in Nordrhein-Westfalen 
sowie Lehrveranstaltungen gemeinsa-
mer Studiengänge im Sinne des § 102 
Absatz 1 des Hochschulgesetzes wer-
den mit Zustimmung der nach § 7 zu-
ständigen Person nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 6 angerechnet. Im Neben-
amt erbrachte Lehrveranstaltungsstun-
den werden auf die im Hauptamt zu er-
bringende Lehrverpflichtung nicht ange-
rechnet. Im Hauptamt erbrachte Lehr-
veranstaltungsstunden im Bereich Wei-
terbildung sind bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach Satz 1 allgemein 
auf die Lehrverpflichtung anrechenbar.“ 

 
3.  § 5 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Ab-
satz 5 eingefügt: 

 
„(5) Von der Erbringung der Lehr-
veranstaltungsstunden der nach 
Prüfungsordnungen, Studienord-
nungen oder Studienplänen vor-
gesehenen Lehrveranstaltungen 
können für im Hauptamt zu erbrin-
gende und auf die Lehrverpflich-
tung anrechenbare Lehrangebote 
im Rahmen von Weiterbildungs-
angeboten, einschließlich von 
Lehrangeboten im Rahmen von 
weiterbildenden Studiengängen, 
insgesamt Ermäßigungen ge-
währt werden. Im Umfang der im 
Einzelfall gewährten Ermäßigung 
nach Satz 1 sind die Lehrveran-
staltungsstunden im Bereich Wei-
terbildung zu erbringen.“ 

 
b)  Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 6. 
 

  

Artikel 4 
Änderung  

der Hochschul- 
Leistungsbezügeverordnung 

 
Auf Grund des § 39 Satz 1 und 3 des Lan-
desbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 10. Juni 
2025 (GV. NRW. S. 530) geändert worden 

 Artikel 4 
Änderung  

der Hochschul- 
Leistungsbezügeverordnung 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19909 

 
 

179 

ist, wird verordnet: 
 
Die Hochschul-Leistungsbezügeverordnung 
vom 17. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 790), 
die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 1222) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 3 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Aus Anlass von Berufungs- oder 

Bleibeverhandlungen können Beru-
fungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge 
gewährt werden, soweit dies erforder-
lich ist, um eine Professorin oder einen 
Professor für die Hochschule zu gewin-
nen oder die Abwanderung in den Be-
reich außerhalb der Hochschule zu ver-
hindern.“ 

 

  

2. § 4 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 
b)  Folgender Absatz 2 wird ange-

fügt: 
 

„(2) Die Hochschule trägt bei der 
Gewährung von besonderen Leis-
tungsbezügen der maßgeblichen 
Bedeutung der Lehre für den Er-
folg im Studium angemessen 
Rechnung, indem sie besondere 
Leistungen in der Lehre verstärkt 
berücksichtigt. Hierzu regelt die 
Hochschule durch Ordnung, dass 
mindestens 30 Prozent der an der 
Hochschule insgesamt für die Ge-
währung von besonderen Leis-
tungsbezügen bereitstehenden 
Mittel für besondere Leistungen in 
der Lehre verwandt werden sol-
len. Die Hochschule kann in ge-
sondert zu begründenden Aus-
nahmefällen von der auf Grund-
lage des Satzes 2 getroffenen Re-
gelung abweichen; die Gründe für 
das Abweichen sind jeweils ak-
tenkundig zu machen.“ 

 

  

3.  § 8 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 
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 „Professorinnen und Professoren, Juni-

orprofessorinnen und Juniorprofesso-
ren sowie Tandemprofessorinnen und 
Tandemprofessoren, die Mittel privater 
Dritter für Forschungs- oder Lehrvorha-
ben der Hochschule einwerben und 
diese Vorhaben durchführen, kann un-
ter den Voraussetzungen des § 62 des 
Landesbesoldungsgesetzes für die 
Dauer des Drittmittelflusses aus diesen 
Mitteln eine nichtruhegehaltfähige Zu-
lage gewährt werden.“ 

 
Artikel 5 

Änderung  
der Hochschulabgabenverordnung 

 
Auf Grund des § 19 des Hochschulabgaben-
gesetzes vom 21. März 2006 (GV. NRW. 
S. 119), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 425) 
geändert worden ist, wird verordnet: 
 
§ 1 Absatz 2 Satz 4 bis 6 der Hochschulab-
gabenverordnung vom 13. August 2015 (GV. 
NRW. S. 569), die zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 25. März 2021 (GV. NRW. S. 
331) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 
 
„Die Hochschulen sowie die Kunsthochschu-
len werden ermächtigt, die Höhe des Weiter-
bildungsbeitrags sowie des besonderen 
Gasthörerbeitrags gegenüber der nach Maß-
gabe der Sätze 1 bis 3 ermittelten Höhe nied-
riger festzusetzen. Zur Festsetzung der nied-
rigeren Höhe nach Satz 4 überträgt das Mi-
nisterium die in § 19 Absatz 1 Satz 1 des 
Hochschulabgabengesetzes aufgeführte Er-
mächtigung, durch Rechtsverordnung das 
Nähere zur Höhe des Weiterbildungsbei-
trags sowie des besonderen Gasthörerbei-
trags zu bestimmen, jederzeit widerruflich 
auf die Hochschulen oder Kunsthochschu-
len. In der Ordnung der Hochschule sowie 
der Kunsthochschule nach Satz 5 wird die 
Höhe des Weiterbildungsbeitrags sowie des 
besonderen Gasthörerbeitrags, welche sich 
nach Maßgabe der Sätze 1 bis 3 ergibt, aus-
gewiesen.“ 
 
 

 Artikel 5 
Änderung  

der Hochschulabgabenverordnung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Artikel 6 
Änderung  

des Landesbeamtengesetzes 
 
Das Landesbeamtengesetz vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 464) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 Artikel 6 
Änderung  

des Landesbeamtengesetzes 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 124 wie folgt gefasst: 

 
„§ 124 Juniorprofessorinnen und Juni-

orprofessoren; Tandemprofes-
sorinnen und Tandemprofes-
soren“. 

 

  

2.  § 120 Absatz 1 und 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „(1) Auf die Professorinnen und Profes-

soren, Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren, Tandemprofessorinnen 
und Tandemprofessoren, wissenschaft-
lichen und künstlerischen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben, die als solche an ei-
ner Hochschule des Landes in das Be-
amtenverhältnis berufen sind, und die in 
§ 134 genannten Beamtinnen und Be-
amten finden die für die Beamtinnen 
und Beamten allgemein geltenden Vor-
schriften dieses Gesetzes Anwendung, 
soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. 

 
 (2) Für Ernennungen gilt § 14 Absatz 2 

Satz 2 mit der Maßgabe, dass die jewei-
ligen Ämter mit gleichem Endgrundge-
halt und gleicher Amtsbezeichnung 
demselben Fachbereich zugeordnet 
sind und Professorinnen und Professo-
ren und Juniorprofessorinnen und Juni-
orprofessoren sowie Tandemprofesso-
rinnen und Tandemprofessoren im pri-
vatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis 
in die Berechnung nach § 14 Absatz 2 
Satz 1 einbezogen werden.“ 

 

  

3.  § 121 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Sollen Professorinnen und 
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Professoren, Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren, Tandemprofessorin-
nen und Tandemprofessoren oder wis-
senschaftliche und künstlerische Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in ein Beam-
tenverhältnis berufen werden, können 
Ausnahmen von § 7 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und Absatz 2 des Beamten-
statusgesetzes nach § 7 Absatz 3 des 
Beamtenstatusgesetzes von der obers-
ten Dienstbehörde zugelassen werden.“ 

 
4.  § 122 Absatz 2 Satz 1 und 2 wird wie 

folgt gefasst: 
 
 „Professorinnen und Professoren kön-

nen zur Deckung eines vorübergehen-
den Lehrbedarfs, zur Wahrnehmung der 
Funktion einer Oberärztin oder eines 
Oberarztes, im Rahmen eines Tenure 
Tracks gemäß § 38a Absatz 4 des 
Hochschulgesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547) in der jeweils 
geltenden Fassung, oder aus sonstigen 
Gründen, die eine Befristung nahele-
gen, in ein Beamtenverhältnis auf Zeit 
berufen werden. Die Dauer des Beam-
tenverhältnisses darf sechs Jahre nicht 
übersteigen, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist.“ 

 
 
 

  

5.  § 124 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 124 
Juniorprofessorinnen und 

Juniorprofessoren; 
Tandemprofessorinnen und  

Tandemprofessoren 
 
(1) Die Juniorprofessorinnen und Juni-
orprofessoren sowie die Tandemprofes-
sorinnen und Tandemprofessoren wer-
den in ein Beamtenverhältnis auf Zeit 
berufen. Die Dauer der Berufung richtet 
sich nach § 39 Absatz 5 und 5b des 
Hochschulgesetzes sowie § 32 Absatz 
4 des Kunsthochschulgesetzes. Für 
eine darüber hinausgehende Verlänge-
rung des Zeitbeamtenverhältnisses der 
Juniorprofessorinnen und 
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Juniorprofessoren gilt § 122 Absatz 2 
Satz 3 und 4 und Absatz 3 entspre-
chend. Eine erneute Berufung als Juni-
orprofessorin oder Juniorprofessor oder 
Tandemprofessorin oder Tandempro-
fessor ist ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht für die erstmalige Berufung auf 
eine Juniorprofessur, bei der der Junior-
professorin oder dem Juniorprofessor 
zugesichert wird, dass hinsichtlich ihrer 
oder seiner Bewerbung auf eine an-
schließende Professur in einem Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit oder einem 
unbefristeten Beschäftigungsverhältnis 
auf die Ausschreibung der Professur 
verzichtet wird (Tenure Track); das Glei-
che gilt für eine Tandemprofessur, bei 
der der Tandemprofessorin oder dem 
Tandemprofessor ein Tenure Track zu-
gesichert worden ist. § 31 Absatz 3 fin-
det keine Anwendung; mit Ablauf der 
Amtszeit ist die Beamtin oder der Be-
amte entlassen. 
 
(2) Die Vorschriften über die Laufbah-
nen, den einstweiligen Ruhestand, die 
Probezeit und die Arbeitszeit sind auf 
die Juniorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren sowie auf die Tandemprofes-
sorinnen und Tandemprofessoren nicht 
anzuwenden. § 123 Absatz 1 Satz 2 bis 
4 und Absatz 2 gilt entsprechend.“ 

 
 
 
6.  § 125 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(1) Zur Übernahme einer Nebentätig-

keit sind Professorinnen und Professo-
ren, Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren sowie Tandemprofessorin-
nen und Tandemprofessoren nur inso-
weit verpflichtet, als die Nebentätigkeit 
in unmittelbarem Zusammenhang mit 
ihren Dienstaufgaben in Lehre, For-
schung, Kunst und künstlerischen Ent-
wicklungsvorhaben steht.“ 
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Artikel 7 
Änderung  

des Landesbesoldungsgesetzes 
 
Das Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 530) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 7 
Änderung  

des Landesbesoldungsgesetzes 
 
Das Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 530) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 63 wie folgt gefasst: 

 
„§ 63 Zulage für Juniorprofessorinnen, 

Juniorprofessoren und Tandemp-
rofessorinnen, Tandemprofesso-
ren“. 

 

 1.  -  e n t f ä l l t  - 
 

2.  § 32 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die Ämter der Professorinnen, 

Professoren, Hochschuldozentin-
nen, Hochschuldozenten, Junior-
professorinnen, Juniorprofesso-
ren, Tandemprofessorinnen und 
Tandemprofessoren und ihre Be-
soldungsgruppen sind in der Lan-
desbesoldungsordnung W (An-
lage 4 zu diesem Gesetz) gere-
gelt.“ 

 
b)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Die Ämter der Juniorprofessorin-

nen, Juniorprofessoren, Tandem-
professorinnen und Tandempro-
fessoren sind der Besoldungs-
gruppe W 1, die Ämter der Profes-
sorinnen und Professoren sowie 
der Hochschuldozentinnen und 
Hochschuldozenten sind nach 
Maßgabe sachgerechter Bewer-
tung (§ 19) den Besoldungsgrup-
pen W 2 und W 3 zuzuordnen.“ 

 

 1.   - b i s h e r  2 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
 
 

3.  In Anlage 4 wird in der Besoldungs-
gruppe W1 nach der Angabe „Junior-
professor“ ein Absatz sowie folgende 
Angabe eingefügt: 

 2.   - b i s h e r  3 .  - 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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 „Professorin als Tandemprofessorin, 
Professor als Tandemprofessor“. 

 
 

Artikel 8 
Änderung  

der Freistellungs- und  
Urlaubsverordnung NRW 

 
Auf Grund des § 71 Satz 2 des Landesbeam-
tengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 
6 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
verordnet: 
 
Die Freistellungs- und Urlaubsverordnung 
NRW vom 10. Januar 2012 (GV. NRW. S. 2, 
ber. S. 92), die zuletzt durch Verordnung 
vom 10. September 2024 (GV. NRW. S. 620) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 8 
Änderung  

der Freistellungs- und  
Urlaubsverordnung NRW 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 
 

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 20 wie folgt gefasst: 

 
„§ 20 Zeitliche Lage des Urlaubs; Ab-

geltung von Urlaub im Hochschul-
bereich“. 

 

  

2. § 20 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 20 

Zeitliche Lage des Urlaubs; 
Abgeltung von Urlaub im 

Hochschulbereich“. 
 
b) Folgender Absatz 5 wird ange-

fügt: 
 
 „(5) Bei Hochschullehrerinnen 

und Hochschullehrern ist der Er-
holungsurlaub durch die vorle-
sungsfreie Zeit abgegolten. So-
weit infolge dienstlicher Inan-
spruchnahme oder infolge gemäß 
§ 38 Satz 1 nachgewiesener Er-
krankung während dieser Zeit die 
vorlesungsfreien Tage hinter den 
nach § 18 zustehenden Urlaubs-
tagen zurückbleiben, ist Erho-
lungsurlaub außerhalb der 
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vorlesungsfreien Zeit zu gewäh-
ren. Hinsichtlich wissenschaftli-
cher Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter bleibt § 44 Absatz 10 des 
Hochschulgesetzes vom 16. Sep-
tember 2014 (GV. NRW. S. 547) 
in der jeweils geltenden Fassung, 
sowie § 37 Absatz 10 des Kunst-
hochschulgesetzes vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195) in der je-
weils geltenden Fassung unbe-
rührt.“ 

 
 

Artikel 9 
Änderung der 

Universitätsklinikum-Verordnung 
 

Auf Grund des § 31a Absatz 2 Satz 2 und 4 
des Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird verordnet: 
 
Die Universitätsklinikum-Verordnung vom 
20. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 744), die 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
5. Dezember 2023 (GV. NRW. S. 1278) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 9 
Änderung der 

Universitätsklinikum-Verordnung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 

1.  Nach § 5 Absatz 2 Satz 5 werden die 
folgenden Sätze eingefügt: 

 
 „Soll eine Ausschreibung erfolgen, so 

stellt der Aufsichtsrat vor Beginn des 
hierauf bezogenen Verfahrens hinrei-
chend konkret die relevanten Auswahl-
kriterien auf. Diese sind aktenkundig zu 
machen; ihre Änderung im weiteren 
Verfahren ist unzulässig. Die Prüfung 
der Bewerbungen und die Auswahlent-
scheidung erfolgt ausschließlich an-
hand der Kriterien nach Satz 6.“ 

 

  

2. § 12 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 12 
Gemeinsame Serviceeinrichtungen 

 
 Soweit dies zweckmäßig ist, fassen die 

Universitätskliniken Aufgaben in ge-
meinsamen Serviceeinrichtungen zu-
sammen oder kooperieren mit diesen; § 
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102 Absatz 3 Satz 3 des Hochschulge-
setzes gilt entsprechend. § 102 Absatz 
5 des Hochschulgesetzes bleibt unbe-
rührt.“ 

 
3.  § 17 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 101 Absatz 2 und 3 des Hochschul-
gesetzes findet entsprechende Anwen-
dung.“ 

 
 

  

Artikel 10 
Änderung der Hochschulwirtschafts- 

führungsverordnung 
 
Auf Grund des § 5 Absatz 9 und des § 114 
Absatz 5 des Hochschulgesetzes vom 
16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), das 
zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes ge-
ändert worden ist, wird verordnet: 
 
Die Hochschulwirtschaftsführungsverord-
nung vom 11. Juni 2007 (GV. NRW. S. 246), 
die zuletzt durch Verordnung vom 30. Juni 
2018 (GV. NRW. S. 392) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 10 
Änderung der Hochschulwirtschafts- 

führungsverordnung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

1. § 1 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(2) Ministerium im Sinne dieser Verord-

nung ist das für die Rechtsaufsicht über 
die Hochschulen nach § 101 Absatz 1 
des Hochschulgesetzes zuständige Mi-
nisterium.“ 

 

  

2.  In § 7 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 
und Absatz 3 wird jeweils die Angabe 
„83“ durch die Angabe „114“ ersetzt. 

 

  

3.  § 9 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 102 Absatz 2 und 3 des Hochschulge-
setzes bleibt unberührt.“ 

 
 

  

Artikel 11 
Änderung der Hochschul- 

Digitalverordnung 
 
Auf Grund des § 8a Absatz 2 Satz 2 und 3, 

 Artikel 11 
Änderung der Hochschul- 

Digitalverordnung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19909 

 
 

188 

des § 13 Absatz 1 Satz 4 und 5 sowie des 
§ 54 Absatz 3 Satz 4 und 5 des Hochschul-
gesetzes vom 16. September 2014 (GV. 
NRW. S. 547), das zuletzt durch Artikel 1 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, und des 
§ 9a Absatz 2 Satz 2, des § 14 Absatz 1 Satz 
4 und 5 sowie des § 46 Absatz 2 Satz 4 und 
5 des Kunsthochschulgesetzes vom 13. 
März 2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt 
durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird verordnet: 
 
Die Hochschul-Digitalverordnung vom 
30. Oktober 2020 (GV. NRW. S. 1056), die 
zuletzt durch Verordnung vom 13. Februar 
2024 (GV. NRW. S. 90) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

 

1.  § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
b)  Der bisherige Absatz 4 wird Ab-

satz 3. 
 

  

2.  § 2 Absatz 3 wird aufgehoben. 
 

  

3.  § 12 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„3.  Präsenzlehre: eine Lehrveranstal-

tung, die unter gleichzeitiger phy-
sischer Präsenz der Lehrenden 
und Lernenden an einem Ort 
stattfindet, und die gegebenen-
falls durch elektronisch basierte 
Methoden und Instrumente im 
Sinne des § 8a Absatz 2 Satz 1 
des Hochschulgesetzes oder des 
§ 9a Absatz 2 Satz 1 des Kunst-
hochschulgesetzes ausschließ-
lich vor Ort unterstützt wird,“. 

 

  

4.  § 13 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:  
 
 „(2) Eine Lehrveranstaltung, die nicht 

Digitallehre ist und nicht als solche gilt, 
darf auch dann vorbehaltlich anderwei-
tiger Bestimmungen in der Digitalisie-
rungsleitlinie durchgeführt werden, 
wenn in dieser Lehrveranstaltung nicht 
nur Maßnahmen zur Unterstützung der 
Lehrangebote durch elektronisch 
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basierte Methoden und Instrumente im 
Sinne des § 8a Absatz 2 Satz 1 des 
Hochschulgesetzes oder des § 9a Ab-
satz 2 Satz 1 des Kunsthochschulgeset-
zes ergriffen, sondern auch Instrumente 
elektronischer Information und Kommu-
nikation verwendet werden.“ 

 
5.  § 28 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 
 „Hinsichtlich dieser Information und Er-

hebung gelten § 101 Absatz 4 des 
Hochschulgesetzes und § 68 Absatz 4 
des Kunsthochschulgesetzes.“ 

 
 

  

Artikel 12 
Änderung  

der Verordnung zur Übertragung der 
Bauherreneigenschaft und Eigentü-

merverantwortung auf die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
Auf Grund des § 2 Absatz 8 Satz 3 und 4 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird verordnet: 
 
§ 3 Absatz 1 der Verordnung zur Übertra-
gung der Bauherreneigenschaft und Eigen-
tümerverantwortung auf die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 20. 
April 2020 (GV. NRW. S. 343, ber. S. 349) 
wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Das zuständige Ministerium im Sinne 
dieser Verordnung ist das für die Rechtsauf-
sicht über die Hochschulen nach § 101 Ab-
satz 1 des Hochschulgesetzes zuständige 
Ministerium.“ 
 
 

 Artikel 12 
Änderung  

der Verordnung zur Übertragung der 
Bauherreneigenschaft und Eigentü-

merverantwortung auf die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

Artikel 13 
Änderung  

des Akkreditierungsratsgesetzes 
 
§ 12 Satz 2 des Akkreditierungsratsgesetzes 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 45), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 

 Artikel 13 
Änderung  

des Akkreditierungsratsgesetzes 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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„§ 101 Absatz 2 bis 4 des Hochschulgeset-
zes vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547) in der jeweils geltenden Fassung gilt 
entsprechend.“ 
 
 

Artikel 14 
Änderung  

des Gesetzes über die Stiftung „Leibniz-
Institut zur Analyse des Biodiversitäts-

wandels“ 
 
§ 10 Satz 2 des Gesetzes über die Stiftung 
„Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversi-
tätswandels“ vom 13. November 2012 (GV. 
NRW. S. 516), das durch Gesetz vom 
25. März 2022 (GV. NRW. S. 417) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 
 
„§ 101 Absatz 2 bis 4 des Hochschulgeset-
zes vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Datum und Fund-
stelle dieses Gesetzes] geändert worden ist, 
gilt entsprechend.“ 

 
 

 Artikel 14 
Änderung  

des Gesetzes über die Stiftung „Leibniz-
Institut zur Analyse des Biodiversitäts-

wandels“ 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 

Artikel 15 
Änderung  

des Gesetzes zur Errichtung einer  
Stiftung „Deutsche Zentralbibliothek für 

Medizin“ 
 
§ 10 Satz 2 des Gesetzes zur Errichtung ei-
ner Stiftung „Deutsche Zentralbibliothek für 
Medizin“ vom 19. Dezember 2013 (GV. 
NRW. S. 881) wird wie folgt gefasst: 
 
„§ 101 Absatz 2 bis 4 des Hochschulgeset-
zes vom 14. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Datum und Fund-
stelle dieses Gesetzes] geändert worden ist, 
gilt entsprechend.“ 
 
 

 Artikel 15 
Änderung  

des Gesetzes zur Errichtung einer  
Stiftung „Deutsche Zentralbibliothek für 

Medizin“ 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 

Artikel 16 
Änderung des Kulturgesetzbuchs 

 
§ 51 Absatz 6 des Kulturgesetzbuchs vom 
1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1353) wird 
wie folgt gefasst: 

 Artikel 16 
Änderung des Kulturgesetzbuchs 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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„(6) § 102 Absatz 4 Satz 3 bis 5 des Hoch-
schulgesetzes sowie § 71 Absatz 4 Satz 3 
bis 5 des Kunsthochschulgesetzes bleiben 
unberührt.“ 
 
 

Artikel 17 
Änderung 

der Beihilfenverordnung NRW 
 
Auf Grund des § 75 Absatz 10 des Landes-
beamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird verordnet: 
 
Die Beihilfenverordnung NRW vom 5. No-
vember 2009 (GV. NRW. S. 602), die zuletzt 
durch Verordnung vom 2. Februar 2025 (GV. 
NRW. S. 180) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

 

 Artikel 17 
Änderung 

der Beihilfenverordnung NRW 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 

1.  § 13 Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 wird 
wie folgt gefasst: 

 
„6. die Kunsthochschulen und Ein-

richtungen im Hochschulbereich 
über die Anträge ihrer Beihilfebe-
rechtigten, soweit in einer Verein-
barung nach § 71 Absatz 4 des 
Kunsthochschulgesetzes vom 
13. März 2008 (GV. NRW. S. 195) 
in der jeweils geltenden Fassung 
oder nach § 102 Absatz 5 in Ver-
bindung mit Absatz 3 des Hoch-
schulgesetzes vom 16. Septem-
ber 2014 (GV. NRW. S. 547) in 
der jeweils geltenden Fassung 
nicht etwas anderes geregelt ist,“. 

 

  

2.  § 16 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:  

 
 „Die Hochschulen im Sinne des § 1 Ab-

satz 2 des Hochschulgesetzes können 
in einer Vereinbarung nach § 102 Ab-
satz 2 oder 3 des Hochschulgesetzes 
abweichende Regelungen erlassen.“ 
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Artikel 18 
Änderung der  

Studiumsqualitätsverordnung 
 
Auf Grund des § 5 des Studiumsqualitätsge-
setzes vom 1. März 2011 (GV. NRW. S. 165) 
wird verordnet: 
 
§ 2 Absatz 4 der Studiumsqualitätsverord-
nung vom 6. Juli 2011 (GV. NRW. S. 333), 
die durch Verordnung vom 8. Januar 2021 
(GV. NRW. S. 31) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst: 
 
„(4) Falls Studierende zugleich an einer 
Hochschule eingeschrieben und an einer an-
deren Hochschule nach § 52 Absatz 2 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547) in der jeweils gel-
tenden Fassung oder § 44 Absatz 2 des 
Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 2008 
(GV. NRW. S. 195) in der jeweils geltenden 
Fassung zugelassen sind, können die Hoch-
schulen durch Vereinbarung nach § 102 Ab-
satz 1 des Hochschulgesetzes oder § 74 Ab-
satz 1 des Kunsthochschulgesetzes regeln, 
dass ein Ausgleich hinsichtlich der Einnah-
men aus den Qualitätsverbesserungsmitteln 
untereinander erfolgt.“ 
 
 

 Artikel 18 
Änderung der  

Studiumsqualitätsverordnung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 

Artikel 19 
Änderung des  

Landespersonalvertretungsgesetzes 
 
Das Landespersonalvertretungsgesetz vom 
3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
30. Mai 2023 (GV. NRW. S. 316) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 Artikel 19 
Änderung des  

Landespersonalvertretungsgesetzes 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 

1.  § 5 Absatz 4 Buchstabe a wird wie folgt 
gefasst: 

 
„a) Hochschullehrerinnen und Hoch-

schullehrer, Lehrbeauftragte mit 
einem Lehrumfang unter vier 
Lehrveranstaltungsstunden, stu-
dentische Hilfskräfte, nach § 107 
des Hochschulgesetzes vom 16. 
September 2014 (GV. NRW. S. 
547) in der jeweils geltenden Fas-
sung nicht übernommene 
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Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer, Fachhochschullehre-
rinnen und Fachhochschullehrer 
und entsprechende Beschäftigte 
an Hochschulen, Hochschuldo-
zentinnen und Hochschuldozen-
ten, wissenschaftliche und künst-
lerische Assistentinnen und As-
sistenten, Oberassistentinnen 
und Oberassistenten, Oberingeni-
eurinnen und Oberingenieure und 
entsprechende Beschäftigte an 
Hochschulen,“. 

 
2. § 104 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 104 
 
 Für Dozentinnen und Dozenten nach § 

20 des Fachhochschulgesetzes öffentli-
cher Dienst , wissenschaftliche und 
künstlerische Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben, Lehrbeauftragte, wissenschaftli-
che und künstlerische Hilfskräfte sowie 
nach § 107 des Hochschulgesetzes 
nicht übernommene Beamtinnen und 
Beamte und entsprechende Angestellte 
an den Hochschulen, soweit sie nicht 
nach § 5 Absatz 4 Buchstabe a von der 
Geltung dieses Gesetzes ausgenom-
men sind, gelten die Vorschriften der 
Kapitel 1 bis 9 und 11 insoweit, als in 
diesem Abschnitt nichts anderes be-
stimmt ist. Die Vorschriften über die 
Gruppen gelten nicht.“ 

 
 

  

Artikel 20 
Änderung des  

Landesgleichstellungsgesetzes 
 

§ 2 Absatz 3 des Landesgleichstellungsge-
setzes vom 9. November 1999 (GV. NRW. 
S. 590), das zuletzt durch Artikel 16 des Ge-
setzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. 
S. 122) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 
 
„(3) In dem Vertrag nach § 110 Absatz 3 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547) in der jeweils gel-
tenden Fassung soll mit der staatlich 

 Artikel 20 
Änderung des  

Landesgleichstellungsgesetzes 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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anerkannten Fachhochschule die entspre-
chende Anwendung in den Bereichen verein-
bart werden, in denen die Fachhochschule 
Zuschüsse nach § 110 Absatz 1 des Hoch-
schulgesetzes erhält.“ 
 
 

Artikel 21 
Änderung der Gebührenordnung 

für Amtshandlungen des für Wissen-
schaft zuständigen Ministeriums des 

Landes Nordrhein-Westfalen 
 

Auf Grund des § 112 Absatz 3 Satz 2 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird verordnet: 
 
§ 2 Absatz 2 der Gebührenordnung für Amts-
handlungen des für Wissenschaft zuständi-
gen Ministeriums des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 16. Dezember 2015 (GV. 
NRW. 2016 S. 14), die zuletzt durch Verord-
nung vom 18. November 2021 (GV. NRW. S. 
1216) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
fasst: 
 
„(2) Staatlich anerkannte Fachhochschulen, 
denen Zuschüsse nach § 110 des Hoch-
schulgesetzes vom 16. September 2014 
(GV. NRW. S. 547) in der jeweils geltenden 
Fassung gewährt werden, sind von den Ge-
bühren befreit, soweit die Amtshandlung den 
bezuschussten Bereich betrifft.“ 
 
 

 Artikel 21 
Änderung der Gebührenordnung 

für Amtshandlungen des für Wissen-
schaft zuständigen Ministeriums des 

Landes Nordrhein-Westfalen 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 

Artikel 22 
Änderung des Gesetzes 

über die Evangelische Fachhochschule 
Rheinland-Westfalen-Lippe 

 
§ 3 Absatz 4 des Gesetzes über die Evange-
lische Fachhochschule Rheinland-Westfa-
len-Lippe vom 10. Dezember 1987 (GV. 
NRW. S. 487), das zuletzt durch Artikel 5 
Nummer 1 des Gesetzes vom 31. Oktober 
2006 (GV. NRW. S. 474) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 
 
„(4) Die Vorschriften der §§ 72 bis 76 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547) in der jeweils 

 Artikel 22 
Änderung des Gesetzes 

über die Evangelische Fachhochschule 
Rheinland-Westfalen-Lippe 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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geltenden Fassung bleiben unberührt.“ 
 
 

Artikel 23 
Änderung der Bildungsausländer- 

hochschulzugangsverordnung 
 

Auf Grund des § 49 Absatz 5 Satz 5 des 
Hochschulgesetzes vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, und des § 41 Absatz 5 Satz 5 des Kunst-
hochschulgesetzes vom 13. März 2008 (GV. 
NRW. S. 195), das zuletzt durch Artikel 2 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird ver-
ordnet: 
 
§ 2 Absatz 1 Satz 4 der Bildungsausländer-
hochschulzugangsverordnung vom 15. Feb-
ruar 2013 (GV. NRW. S. 42), die durch Ver-
ordnung vom 20. März 2018 (GV. NRW. 
S. 197) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 
 
„§ 73 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 des Hoch-
schulgesetzes bleibt unberührt.“ 
 
 

 Artikel 23 
Änderung der Bildungsausländer- 

hochschulzugangsverordnung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 
 

Artikel 24 
Änderung  

der ECTS-Statistikverordnung 
 
Auf Grund des § 8 Absatz 2 Satz 4 des Hoch-
schulgesetzes vom 16. September 2014 
(GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch Artikel 
1 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
verordnet: 
 
§ 3 Absatz 4 Satz 2 der ECTS-Statistikver-
ordnung vom 28. Januar 2021 (GV. NRW. 
S. 107) wird wie folgt gefasst: 
 
„Auslaufende Studiengänge, Franchisestudi-
engänge im Sinne des § 66 Absatz 6 und der 
§§ 81 und 82 des Hochschulgesetzes und 
Weiterbildungsstudiengänge im Sinne des 
§ 62 des Hochschulgesetzes werden nicht 
berücksichtigt.“ 
 
 
 
 
 

 Artikel 24 
Änderung  

der ECTS-Statistikverordnung 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Artikel 25 
Änderung der Laufbahnverordnung 

 
Auf Grund des § 9 des Landesbeamtenge-
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, 
ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 6 die-
ses Gesetzes geändert worden ist, wird ver-
ordnet: 
 
§ 1 Absatz 2 Nummer 1 der Laufbahnverord-
nung vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 464) 
wird wie folgt gefasst: 
 
„1. die Professorinnen und Professoren, 

die Juniorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren, die Tandemprofessorinnen 
und Tandemprofessoren, die Hoch-
schuldozentinnen und Hochschuldo-
zenten, die wissenschaftlichen und 
künstlerischen Assistentinnen und As-
sistenten, die Oberassistentinnen und 
Oberassistenten, die Oberingenieurin-
nen und Oberingenieure und die in § 
134 des Landesbeamtengesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 
642) in der jeweils geltenden Fassung 
genannten Beamtinnen und Beamten 
und“. 

 
 

 Artikel 25 
Änderung der Laufbahnverordnung 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  

 

Artikel 26 
Änderung der Arbeitszeitverordnung 

 
Auf Grund des § 60 Absatz 3 des Landesbe-
amtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt durch 
Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, in Verbindung mit § 2 Absatz 2 des Lan-
desrichter- und Staatsanwältegesetzes vom 
8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 812), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 464) geändert 
worden ist, wird verordnet: 
 
§ 1 Absatz 2 Nummer 2 der Arbeitszeitver-
ordnung vom 4. Juli 2006 (GV. NRW. 
S. 335), die zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. 
S. 524) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 
 
„2. Tandemprofessorinnen und Tandemp-

rofessoren, Fachhochschullehrerinnen 

 Artikel 26 
Änderung der Arbeitszeitverordnung 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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und Fachhochschullehrer, Studienpro-
fessorinnen und Studienprofessoren 
und Dozentinnen und Dozenten an 
Hochschulen des Landes sowie Dozen-
tinnen und Dozenten an Fachhochschu-
len für den öffentlichen Dienst,“. 

 
 

Artikel 27 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des  
Satzes 2 am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Artikel 4 Nummer 2 tritt am 1. Oktober 
2026 in Kraft. 

 

 Artikel 27 
Inkrafttreten 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/16798, wurde durch das Plenum am 18. Dezember 2025 
nach der ersten Lesung zur alleinigen Beratung an den Wissenschaftsausschuss überwiesen.  
 
Die nordrhein-westfälischen Hochschulen verfügen traditionell über ein hohes Maß an wissen-
schaftlicher Selbstverwaltung. Grundsätzliche, strukturelle Veränderungen seien laut Landes-
regierung daher nicht notwendig. Allerdings habe die Erfahrung aus der Corona-Pandemie, 
die schnell fortschreitende Digitalisierung (insbesondere durch Künstliche Intelligenz) sowie 
der akute Fachkräftemangel in den MINT-Fächern, der Pflege, der sozialen Arbeit und im Lehr-
amt, neue gesetzgeberische Optimierungsbedarfe aufgezeigt. Zudem wachse der gesell-
schaftliche Druck, Studierende und Beschäftigte an Hochschulen besser vor Diskriminierung, 
Machtmissbrauch und wissenschaftlichem Fehlverhalten zu schützen. Der vorliegende Ge-
setzentwurf diene der Sicherung und Weiterentwicklung einer leistungsfähigen, attraktiven und 
international wettbewerbsfähigen Hochschullandschaft in NRW auf Grundlage der bewährten 
Selbstverwaltung und verfolge im Wesentlichen vier strategische Hauptziele: 
 
1. Flexibilisierung des Studiums, um mehr Menschen den Zugang zu Bildung zu ermöglichen 

und Studienabbrüche zu verhindern sowie die Einführung eines eigenen hochschulrechtli-
chen Status für Internationalstudierende. 

2. Anpassung der Angebote an die Anforderungen eines modernen, lebenslangen Lernens 
(Microcredentials). 

3. Rechtliche Leitplanken und Erleichterungen für den Einsatz von KI und digitalen Lehrfor-
maten. Etablierung von CIO (Chief Information Officers) und CISO (Chief Information 
Security Officers) zur Unterstützung der digitalen Transformation in den Hochschulen. 

4. Einführung und Ausbau von klaren Instrumenten gegen Diskriminierung, Fehlverhalten 
und wissenschaftliche Unredlichkeit zur Sicherung der wissenschaftlichen Integrität. 

 
 
B Beratung 
 
Der Wissenschaftsausschuss hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 21. Januar 2026, 
16. März 2026 und 3. Juni 2026 beraten. Es wurde eine Präsenzanhörung für den 16. März 
2026 beschlossen und folgende Sachverständige geladen, die um eine schriftliche Stellung-
nahme gebeten wurden.  
 
Dem Ausschuss lagen am Tag der Anhörung folgende Stellungnahmen der geladenen Sach-
verständigen vor: 
 
 

Urheber/in Stellungnahme 

  

Zum gesamten Beratungsgegenstand  

Landesrektorenkonferenz der Universitäten NRW 
Düsseldorf 

18/3534 

Landesrektor_innenkonferenz der Hochschulen für Angewandte 
Wissenschaften NRW 
Münster 

18/3507 
Konferenz der Kanzlerinnen und Kanzler der Hochschulen für An-
gewandte Wissenschaften (HAW) NRW 
Düsseldorf 
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Urheber/in Stellungnahme 

Landesrektorenkonferenz der  
Kunst- & Musikhochschulen NRW 
Detmold 

18/3519 

Die Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten des Landes Nord-
rhein-Westfalen 
Paderborn 

18/3524 
18/3534 

Kanzlerinnen und Kanzler der Kunst- und Musikhochschulen in 
NRW 
Köln 

18/3510 
18/3519 

Landespersonalrätekonferenz der wissenschaftlichen Beschäftigten 
an den Hochschulen und Universitätsklinika 
Iserlohn 

18/3479 
18/3535 

Landespersonalrätekonferenz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in Technik und Verwaltung an den Hochschulen in NRW 
Münster  

18/3509 

Landes-ASten-Treffen NRW 
Dortmund  

18/3537 

Landeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen 
und Universitätsklinika des Landes Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf  

18/3517 

Landesarbeitsgemeinschaft der Schwerbehindertenvertretungen 
der Hochschulen, Universitäten, Universitätsklinika und hochschul-
nahen Einrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
Bielefeld  

18/3521 

Landesarbeitsgemeinschaft Studium und Behinderung NRW 
Bochum  

18/3528 

  

Block I  
Teil 10 „Sicherheit und Redlichkeit in der Hochschule“ 

 

Professor Dr. Hinnerk Wißmann 
Universität Münster 
Münster  

18/3546 

Professor Dr. Markus Ogorek 
Universität Köln 
Köln  

18/3555 
(Neudruck) 

  

Block II 
Allgemein „Hochschulstärkungsgesetz“ 

 

Professor Dr. Hinnerk Wißmann 
Universität Münster 
Münster 

18/3546 

Dr. Peter Salden 
Ruhr Universität Bochum 
Bochum  

18/3544  
(Neudruck) 

unternehmer nrw – Landesvereinigung der Unternehmensverbände 
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 

18/3545 
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Zusätzlich verständigte sich der Ausschuss darauf, folgende Institutionen um eine schriftliche 
Stellungnahme anzufragen: 
 

Hauptpersonalrat beim Ministerium für Kultur und Wissenschaft des  
Landes Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Stellungnahme 
18/3487 

Verband Hochschule und Wissenschaft NRW (vhw) 
Bochum 

Stellungnahme 
18/3506 

 

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW (GEW) 
Essen 
 

Stellungnahme 
18/3530 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft NRW (ver.di) 
Düsseldorf 
 

Stellungnahme 
18/3538 

 

Deutscher Hochschulverband (DHV) 
Bonn  
 

Stellungnahme 
18/3523 

Hochschullehrerbund (hlbNRW) 
Bonn 
 

Stellungnahme 
18/3504 

Netzwerk gegen Machtmissbrauch in der Wissenschaft 
 

Stellungnahme 
18/3516 

 

Netzwerk nachhaltige Wissenschaft 
 

Stellungnahme 
18/3526 

 

Verband der Privaten Hochschulen e.V. 
Berlin 
 

Stellungnahme 
18/3529 

 
 
Zur Anhörung lagen unaufgefordert folgende weitere Stellungnahmen vor: 
 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)  Stellungnahme 
18/3494 

AG Microcredentials NRW Stellungnahme 
18/3496 

Universität Bielefeld Stellungnahme 
18/3499 

Studierendenparlament der Technischen Hochschule Köln Stellungnahme 
18/3502 

FH Münster Stellungnahme 
18/3508 

NRW-Netzwerk Vereinbarkeit von Semesterzeiten und Schulferien Stellungnahme 
18/3520 

Wissenschaftsrat Stellungnahme 
18/3527 (Neudruck) 

AStA (RWTH Aachen) Stellungnahme 
18/3533 

SHK-Vertretungen NRW Stellungnahme 
18/3536 
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KVHU, c/o Bergische Universität Wuppertal Stellungnahme 
18/3556 

 
Während die Absichten zum Schutz vor Machtmissbrauch in der Anhörung fraktionsübergrei-
fend gelobt wurden, gab es aus den Hochschulen auch kritische Stimmen. Befürchtet werden 
von einigen Akteuren neue Bürokratie und ein potenzieller Eingriff in die verfassungsrechtlich 
geschützte Wissenschaftsfreiheit. Dies führte zu einer Debatte über präzisere Formulierungen, 
um die Hochschulautonomie aus Sicht der Sachverständigen zu wahren. Das genaue Wort-
protokoll der Anhörung vom 16. März 2026 liegt als Ausschussprotokoll 18/1177 vor. 
 
Darüber hinaus wurden drei Stellungnahmen nachgereicht: Arbeitskreis der Hochschulratsvor-
sitzenden der HAW in NRW (Stellungnahme 18/3564), Studierendenparlament der Techni-
schen Hochschule Köln (Stellungnahme 18/3565) und Landschaftsverband Rheinland (Stel-
lungnahme 18/3594). 
 
Zur Auswertung der Anhörung und abschließenden Beratung und Abstimmung im Wissen-
schaftsausschuss am 3. Juni 2026 lag ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN vor. Dieser umfangreiche Änderungsantrag wurde am 1. Juni 2026 als 
Drucksache 18/19676 veröffentlicht. 
 
Zunächst stellte die Landesregierung ein Schaubild im Ausschuss vor, welches zuvor als Vor-
lage 18/5180 den Ausschussmitgliedern zugegangen war. Dieses soll die geplanten Änderun-
gen und Prozesse verdeutlichen sowie den Befürchtungen entgegenwirken, dass die neuen 
Verfahren zu mehr Bürokratie an den Hochschulen führen. Frau Minsterin Brandes führte wei-
ter aus, mit dem Gesetzentwurf - und insbesondere mit dem neuen Teil 10 - ein wichtiges 
Anliegen umsetzen zu wollen: Präventiv Machtmissbrauch an den Hochschulen zu verhindern 
und Betroffenen mehr Rechte einzuräumen und sie besser zu schützen.  
 
Die Fraktion der CDU bedankte sich bei der Ministerin für das klarstellende Schaubild. Mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf wären die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen gut für die Zu-
kunft aufgestellt. Die intensive Anhörung und der Austausch mit den Akteuren sei wertvoll für 
die Betrachtung des Gesetzentwurfs gewesen und bildeten die Basis für den eingereichten 
Änderungsantrag. Die detaillierten Vorgaben zur Vermeidung von Machtmissbrauch mit dem 
neuen Teil 10 im Gesetz sei ein Novum in der deutschen Hochschullandschaft. Dass der Ge-
setzgeber dringend nachschärfen müsse, um für einen umfangreichen Schutz der Studierende 
und Mitarbeitenden zu sorgen, hätten die Fälle an den Hochschulen in den vergangenen Jah-
ren offengelegt. 
 
Die Fraktion der SPD hob positiv hervor, dass das Thema Machtmissbrauch so prominent im 
Gesetzentwurf behandelt wird. Sie unterstützen die Intention des Gesetzentwurfs. In der An-
hörung wäre aber auch deutlich geworden, dass operative Schwierigkeiten betreffend die Um-
setzung von Teil 10 und weiteren Kapiteln bestehen. Man sei sich bei der abschließenden 
Betrachtung nicht klar, ob die moralischen Ziele mit dem vorliegenden Gesetzentwurf und dem 
Änderungsantrag erreicht werden können und inwieweit Eingriffe in die Hochschulautonomie 
ermöglicht würden. Deshalb werde sich die SPD-Fraktion der Stimmenabgabe enthalten. 
 
Die Fraktion der FDP erklärte, der Gesetzentwurf enthalte gute Ansätze u.a. im Bereich der 
Weiterbildung, Digitalisierung und Cybersicherheit, aber er bringe auch Eingriffe in die Hoch-
schulautonomie zum Ausdruck. Das Schaubild und der Änderungsantrag würden diese Be-
fürchtungen momentan nicht ausräumen können. Dass die Hochschulen bereits eigene Gover-
nancestrukturen implementiert hätten, käme bislang nicht zum Ausdruck. Die FDP sieht den 
Gesetzentwurf in der jetzigen Fassung als nicht zustimmungsfähig an und äußerte den 
Wunsch nach einer „weiteren Beratungsschleife“. 
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Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN führte aus, sie habe sich in den letzten Jahren mit 
etlichen Betroffenen ausgetauscht und sei über deren Hoffnungslosigkeit bestürzt. Das Hoch-
schulgesetz weise Schutzlücken auf. Insbesondere Frauen würden sich (sexuellen) Übergrif-
fen ausgeliefert sehen. Der Gesetzgeber müsse Betroffenenrechte einführen, die die Hoch-
schulen selbst nicht implementieren könnten. Die Fraktion führte weiter aus, dass diejenigen 
in der Anhörung Kritik geübt hätten, die eine hervorgehobene Machtstellung innerhalb der 
Hochschulen innehätten, während diejenigen, die mit Betroffenen arbeiteten, den Gesetzent-
wurf positiv bewerteten. Für einen Kulturwandel an den Hochschulen bedürfe es des vorlie-
genden Gesetzentwurfs.  
 
Eine Ablehnung des Gesetzentwurfs und des Änderungsantrags stellte die Fraktion der AfD in 
Aussicht. Die Eingriffsmöglichkeiten des Ministeriums in die Selbstverwaltung sieht die Frak-
tion kritisch und die Verwaltungspraxis werde erschwert. So sei beispielweise eine Viertelpa-
rität in den Senaten nicht praktikabel und es seien lange geschäftsordnungsrechtliche Debat-
ten zu befürchten. Auf Unverständnis trifft auch, dass den Bitten der Professorinnen und Pro-
fessoren in der Anhörung, keine Aufteilung von Betretung und Beurteilung einer Doktorandin 
bzw. Doktoranden vorzunehmen, im Änderungsantrag nicht aufgegriffen werde.  
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1244 
verwiesen.  
 
Der Änderungsantrag, Drucksache 18/19676, betreffend den Gesetzentwurf zur Stärkung der 
Hochschullandschaft wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimme der Fraktion der AfD und bei Enthaltung der Fraktionen der SPD 
und der FDP im Wissenschaftsausschuss am 3. Juni 2026 angenommen. 
 
Sodann wurde über den so geänderten Gesetzentwurf, Drucksache 18/16798, abgestimmt. 
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der FDP und der AfD bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD angenommen. 
 
 
C Ergebnis 
 
Der Wissenschaftsausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/16798, in der 
Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
 
 
 
Dr. Hartmut Beucker 
Vorsitz 
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